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W
ohin man auch
blickt, die Prognosen
für die Weltwirtschaft
sehen düster aus. So
hat die Weltbank ih-
re Voraussage wegen

der Schulden- und Eurokrise kräftig zurück-
genommen und hält sogar einen Absturz
der Wirtschaft in der Eurozone für möglich.
Auch der Internationale Währungsfonds
sieht die Eurozone im neuen Jahr bereits in
der Rezession. Allein Deutschland stemmt
sich gegen den Trend: Die Wirtschaft soll
nach der Prognose des Jahreswirtschaftsbe-
richts der Bundesregierung (17/8359) in
diesem Jahr um 0,7 Prozent wachsen (Ein-
zelheiten im untenstehenden Bericht). Für
den Vorsitzenden des Wirtschaftsausschus-
ses des Bundestages, Ernst Hinsken (CSU),
ist das der Beweis, dass Deutschland zur
„Wachstumslokomotive für den ganzen
Kontinent“ geworden ist. 
Wirtschaftsminister Philipp Rösler (FDP)
bezeichnete in einer Regierungserklärung
am Donnerstag im Bundestag weiteres
Wachstum als das erklärte Ziel der christ-
lich-liberalen Koalition. Das Wachstum
komme bei den Menschen durch steigende
Renten, sinkende Sozialbeiträge und höhe-
re verfügbare Einkommen an. „Das erklärt,
dass 76 Prozent der Deutschen optimistisch
in das Jahr 2012 hineingehen“, sagte der Mi-
nister. 
Rösler sagte, aufgrund der langsameren Er-
holung der Weltwirtschaft und nachlassen-
der Dynamik in den Schwellenländern er-
warte er eine „vorübergehende Wachstums-
delle, ausdrücklich keine Rezession“. Rösler
wies aber auch darauf hin, dass die weitere
wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland
auch von der Entwicklung in Europa abhän-
gen werde. 

Solarstrom zu teuer Der Wirtschaftminis-
ter warf der Opposition vor, die Energie-
wende durch Widerstand gegen die Kohlen-
dioxid-Speicherung (CCS) und gegen die
Förderung der Gebäudesanierung zu blo-
ckieren. Die Koalition werde für Umwelt-
verträglichkeit, Versorgungssicherheit und
Bezahlbarkeit der Energie sorgen. Rösler
sprach sich für den weiteren Ausbau Erneu-
erbarer Energien aus, verlangte jedoch zu-
gleich Änderungen am Fördersystem: „Es
kann doch nicht sein, dass mehr als sechs
Milliarden Euro für drei Prozent der Ener-
gieproduktion, nämlich die Photovoltaik,
ausgegeben werden. Mit Wirtschaftlichkeit
hat das nichts zu tun.“ 
Demgegenüber warf Hubertus Heil (SPD)
dem Wirtschaftminister Realitätsverweige-
rung vor. Zwar sei Deutschland aufgrund
seines industriellen Rückgrats besser als an-
dere Volkswirtschaften durch die Krise ge-

kommen. Die industrielle Stärke könne
aber auch zu einer verwundbaren Stelle wer-
den, wenn die Nachfrage nach deutschen
Produkten in Europa nachlasse. Daher
sprach sich Heil für eine Stärkung der Bin-
nennachfrage durch Investitionen in Bil-
dung, Forschung und Infrastruktur aus. Da-
zu gehörten aber auch eine angemessene
Lohnentwicklung und ein gesetzlicher Min-
destlohn. Als Beitrag gegen die Spekulation
verlangte er die Einführung einer Finanz-
transaktionssteuer. Deren Aufkommen
müsse für ein wirtschaftliches Aufbaupro-
gramm in Europa verwendet werden.

»Realitätsverweigerung« Wie Heil warf
auch Michael Schlecht (Die Linke) dem
Wirtschaftminister Realitätsverweigerung
vor. Deutschland rutsche bereits in die Re-
zession hinein, und der Wirtschaftminister
trage „haltlose Phantasien“ vor. Schlecht
verlangte eine deutliche Stärkung der Bin-
nennachfrage: „Lohnerhöhungen sind das
Gebot der Stunde.“ Er forderte einen Min-
destlohn von zehn Euro und kritisierte zu-
dem die Sparprogramme in Europa, die sich
auf 600 Milliarden Euro summieren wür-

den. „Es ist doch klar, dass dieses Strangu-
lierungsprogramm auf Deutschland zu-
rückschlägt.“ 
Konservativ gerechnet seien die Prognosen
im Jahreswirtschaftsbericht, sagte der CDU-
Wirtschaftsexperte Michael Fuchs. Er erwar-
tet ein höheres Wachstum:
„Der Export wird besser lau-
fen.“ Zur Lage stellte Fuchs
fest: „Es gibt kein Land in
Europa, dem es so gut geht
wie Deutschland.“ Wie zu-
vor Rösler sprach auch
Fuchs die Probleme bei der
Förderung Erneuerbarer
Energien an: „Mit Markt-
wirtschaft hat das nicht
mehr allzuviel zu tun.“ Es
werde mit Förderung durch
das Erneuerbare Energien-
Gesetz (EEG) Strom hergestellt, egal ob
man ihn brauche oder nicht. Der Zubau bei
der Photovoltaik, der unwirtschaftlichsten
Methode zur Produktion von Strom, werde
nicht so weitergehen können. 
Hermann Otto Solms (FDP) lobte den Jah-
reswirtschaftsbericht und stellte fest, die po-

sitive Botschaft zeige sich besonders auf
dem Arbeitsmarkt. Wie Fuchs verlangte
auch Solms, die Subventionierung durch
das EEG zurückzuführen. Zu hohe Energie-
preise seien neben den Problemen im Euro-
Raum die großen Risiken für die Wirtschaft.

Die Einführung einer Fi-
nanztransaktionssteuer
lehnte Solms strikt ab. Die
Steuer sei mittlerweile zu ei-
ner Art „Wundertüte“ ge-
worden, die für alles herhal-
ten solle. Aber in der Praxis
sei sie bereits in Schweden
gescheitert. 
Auf Risiken wies Fritz Kuhn
(Grüne) hin: Er halte es für
eine Beschönigung, wenn
Rösler von einer Delle rede.
Der Jahreswirtschaftsbericht

enthalte die Annahme, dass die Euro-Krise
gelöst werde. Aber angesichts der Krisenpo-
litik dieser Regierung, sei „sehr im Zweifel,
ob es gelingen wird, diese Krise 2012 in den
Griff zu bekommen". Es dürfe in Europa
nicht nur gespart, sondern es müsse auch
investiert werden. Hans-Jürgen Leersch ❚

Der Wachstumsmotor wird lang-
samer. Nachdem das Wirt-
schaftswachstum 2010 noch
bei 3,7 Prozent gelegen hatte

und auch im vergangenen Jahr mit drei Pro-
zent recht kräftig war, scheint die Wirtschaft
in diesem Jahr den Schongang einzulegen:
Die Bundesregierung erwartet einen Anstieg
des Bruttoinlandsprodukts um nur noch
0,7 Prozent. Dies steht in dem von der Re-
gierung als Unterrichtung (17/8359) vorge-
legten Jahreswirtschaftsbericht 2012 mit
dem Titel „Vertrauen stärken – Chancen er-
öffnen – mit Europa stetig wachsen“. Noch
in seiner Herbstprognose hatte Wirtschafts-
minister Philipp Rösler (FDP) mit einem
Wachstum von einem Prozent gerechnet.
Der Sachverständigenrat kam in seinem
Jahresgutachten (17/7710) für 2012 zu einer
Wachstumsprognose von 0,9 Prozent. Jah-
resbericht und Gutachten wurden am Don-
nerstag vom Bundestag an die Ausschüsse
überwiesen. 

Schwächephase „Die Bundesregierung er-
wartet in ihrer Jahresprojektion 2012 zu-
nächst eine temporäre konjunkturelle
Schwächephase, jedoch keine Rezession“,
wird erläutert. Im weiteren Jahresverlauf

werde die deutsche Wirtschaft wieder zu ei-
nem höheren Wachstum zurückfinden, er-
wartet die Bundesregierung. „Die deutsche
Wirtschaft wächst damit nach wie vor etwas

kräftiger als der Euro-Raum insgesamt“,
wird festgestellt. Die Arbeitslosenquote soll
von 7,1 Prozent im vergangenen Jahr auf
6,8 Prozent sinken. 2010 hatte sie noch 7,7
Prozent betragen. Die positive Entwicklung
auf dem Arbeitsmarkt soll auch zu einem
neuen Beschäftigungsrekord führen. So
wird eine weitere Zunahme der Erwerbstä-
tigkeit um rund 220.000 Personen erwartet. 

Höhere Löhne Die Bruttolöhne sollen um
2,4 Prozent steigen. 2011 waren es 3,4 und
2010  2,2 Prozent. Da die Importe mit ei-
nem Wachstum von drei Prozent stärker
steigen sollen als die Exporte (zwei Pro-
zent), rechnet  die Regierung mit einer Ver-
lagerung der Wachstumskräfte hin zur Bin-
nennachfrage. Das überraschend geringe
Wachstum der Exporte wird mit einer „deut-
lichen Wachstumsabschwächung im inter-
nationalen und insbesondere im europäi-
schen Raum“ erklärt. 
In der europäischen Schulden- und Finanz-
krise werden auch die Risiken für die Prog-
nosen gesehen: „Die Jahresprojektion der
Bundesregierung beruht auf der zentralen
Annahme, dass im Laufe dieses Jahres die
Lösung der Schuldenkrise in Europa weiter
vorankommt und sich die Verunsicherung

an den Märkten allmählich auflöst. Eine
Verschärfung der Krise stellt zweifellos das
Hauptrisiko für die wirtschaftliche Entwick-
lung im Jahr 2012 dar“, heißt es in dem Be-
richt. Andererseits liege in einer zügigen Lö-
sung der Schuldenkrise auch eine Chance
für eine günstige Entwicklung, stellt die
Bundesregierung fest. Die Inflationsrate soll
2012 bei 1,8 Prozent und damit wieder im
Zielbereich der Europäischen Zentralbank
(EZB) liegen. Das sich abschwächende welt-
wirtschaftliche Wachstum wirke Inflations-
gefahren entgegen, die von der reichlichen
weltweiten Liquidität ausgehen könnten. 

Stabiles Geld Zugleich bekennt sich die
Bundesregierung zum klaren Mandat der
Europäischen Zentralbank, die Geldwert-
stabilität zu wahren: „Die Geldpolitik ist
kein Ersatz für eine stabilitätsorientierte Fi-
nanzpolitik.“ Die Unabhängigkeit der EZB
sei ein hohes Gut. Die Bundesregierung ver-
teidigt die Absicht, Steuern zu senken: Nicht
gewollten Steuerbelastungen durch die
„kalte Progression“ solle entgegengewirkt
werden. Der finanzielle Spielraum für eine
Steuersenkung mit einem jährlichen Volu-
men von sechs Milliarden Euro sei vorhan-
den. hle ❚

Delle im Wachstum 
WIRTSCHAFT I  Regierung verbreitet Optimismus. FDP lehnt Finanztransaktionssteuer als »Wundertüte« abSebastian Edathy Neue Chance für den

niedersächsischen SPD-Bundestagsabgeord-
neten: Der 42-Jährige leitet den U-Ausschuss

zur neonazistischen
Zwickauer Terrorzel-
le. Als ausgewiese-
ner Rechtsextremis-
mus-Experte und
Sohn eines Inders
und einer Deutschen
selbst mit Zuwande-
rungsgeschichte,
bringt Edathy aus
Sicht der SPD-Frakti-
on, der der Vorsitz

zusteht, wichtige Eigenschaften für die Aufga-
be mit. Die Nominierung ist auch ein Stück
Wiedergutmachung für Edathy, der nach der
Wahl 2009 das wichtige Amt des Innenaus-
schusschefs abgeben musste und dafür keinen
Ausgleich erhielt. Der SPD-Mann gilt wegen
seiner manchmal harschen Attacken als um-
stritten. Obwohl die neue Aufgabe im U-Aus-
schuss heikel ist – auch SPD-Politiker könnten
am Pranger stehen –, freut er sich darauf: „Es
geht um die Funktionsfähigkeit des demokra-
tischen Rechtsstaats.“ (Seite 5) kru ❚

Euro betrug die Neuverschuldung des Bundes
2011. Veranschlagt waren durch das Haus-
haltsgesetz 48,4 Milliarden Euro. Statt geplan-
ter 229,2 Milliarden nahm der Bund 2011 rund
248,1 Milliarden Euro Steuern ein. Die Ausga-
ben lagen bei 296,2 Milliarden Euro, 9,6 Milli-
arden niedriger als geplant.

KOPF DER WOCHE

Schwierige
Aufgabe

ZAHL DER WOCHE

17,3 Milliarden

ZITAT DER WOCHE

»Wenn Sie eine
Sonnenallergie
haben, müssen
Sie zum Arzt.«
Fritz Kuhn, Grünen-Fraktionsvizechef, am
Donnerstag im Bundestag zu Wirtschaftsmi-
nister Philipp Rösler wegen dessen Plänen,
die Solarförderung herunterzufahren.

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Erst eine Delle, dann soll die Wirtschaft wieder auf Wachstumskurs gehen: Wirtschaftsminister Philipp Rösler (FDP) bei der Regierungserklärung zum Jahreswirtschaftsbericht

Der Konjunkturmotor legt den Schongang ein

Es gibt wieder mehr neue Jobs.
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»Es gibt 
kein Land 

in Europa, dem
es so gut 
geht wie

Deutschland.«
Michael Fuchs (CDU)

WIRTSCHAFT II Die kräftigere Binnennachfrage soll das Wachstum beflügeln. Beschäftigungsrekord erwartet
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IN DIESER WOCHE

INNENPOLITIK
Mindestlohn Parlament debattiert über Op-
positionsanträge Seite 4

WIRTSCHAFT & FINANZEN 
Aktuelle Stunde Antibiotika bei der Mas-
sentierhaltung von Hähnchen Seite 8

EUROPA UND DIE WELT
EU-Verfahren Ungarn im Visier der Brüsse-
ler Kommission Seite 10

KULTUR UND MEDIEN
Internet-Enquete Kommission des Bun-
destags legt Zwischenbericht vor Seite 13
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Europa
Dennis Lichtenstein

Auf der Suche nach EuropaJens Beckert · Wolfgang Streeck

Die Fiskalkrise und die Einheit Europas
Daniela Schwarzer

Economic Governance in der Eurozone
Jan Zielonka

Paradoxien aus 20 Jahren Integration und Erweiterung
Wilhelm Knelangen

Die EU und der Vertrauensverlust der Bürgerinnen und BürgerUlrike Liebert · Henrike Müller

Zu einem europäischen Gedächtnisraum?Jutta Limbach · Jürgen Gerhards
Europäische Sprachenpolitik

Georg Datler

„Europäische Identität“ jenseits der Demos-Fiktion

Die deutsche Wirtschaft wächst, verhalten zwar,
aber immerhin. Trotz Schuldenkrise, trotz Euro-
Malaise, trotz Rezessionen in benachbarten
Ländern. Jedenfalls prognostiziert das die Bun-
desregierung und verspricht positive Effekte für
den Arbeitsmarkt, die Konjunktur und den
Staatshaushalt.
Bedingung ist allerdings, dass die Schuldenkri-
se zu lösen ist und die Finanzmärkte reguliert
werden. Und wenn nicht? Dieses Szenario spart
der Jahreswirtschaftsbericht vorsichtshalber
aus. Man ahnt: Bleibt die Krise, könnte die
Wachstumsrate gen Null tendieren.
Das wäre eine Herausforderung für die Politik.
Denn eine stabile Volkswirtschaft ist ein wich-
tiger Baustein für das Fundament jedes demo-
kratischen Staates.
So hätten sich ohne das „Wirtschaftswunder“
in der Nachkriegszeit die Strukturen der Bun-
desrepublik Deutschland nicht effektiv festigen
lassen.
Ökonomische Aspekte haben dann später we-
sentlich dazu beigetragen, dass die Menschen
in der DDR den Mut aufgebracht haben, sich ge-
gen die SED-Diktatur aufzulehnen und die Mau-
er zu Fall zu bringen.
Und heutzutage sind wirtschaftliche Perspekti-
ven für junge Menschen in vielen Staaten der
Welt ein Schlüssel, um das Joch der Unterdrü-
ckung abzulegen. Nur so lässt sich eine Zukunft
in Freiheit auch unterhalb der herrschenden
Klasse aufbauen: in Nordafrika, in Arabien, aber
ebenso in China und den Nationen des ehema-
ligen Ostblocks.
Gewiss, Geld regiert die Welt. Aber Geld ist
längst nicht mehr der einzige Aspekt, der den
Wohlfühl-Faktor für das Volk ausmacht. Sozia-
le, kulturelle und ökologische Gegebenheiten
beeinflussen die Lebensqualität ganz unmittel-
bar.
In welchem Ausmaß das geschieht und welche
Folgen sich daraus für das Wachstum einer
Volkswirtschaft jenseits rein quantitativer öko-
nomischer Daten ableiten lassen, untersucht
derzeit eine Enquete-Kommission des Deut-
schen Bundestages.
Das ist keine leichte Aufgabe. Aber eine wichti-
ge. Denn bei aller Bedeutung wirtschaftlicher
Stabilität wird eine ganzheitliche Betrachtung
des Begriffes „Wachstum“ dazu beitragen, ei-
ne neue, lebensnähere Perspektive zu eröffnen.
Zum Wohle aller.

EDITORIAL

Allen
zum Wohl

VON JÖRG BIALLAS 

IMAGE-PROBLEME
Die Vorwürfe gegen Bundespräsident Wulff
beschäftigen Niedersachsens Landtag SEITE 6
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Wie sich Politiker heutzutage auf PR-Profis
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Wie bewerten Sie den Jahreswirt-
schaftsbericht 2012?
Positiv, weil es trotz des schwierigen Umfel-
des keinerlei Anzeichen für Stagnation oder
gar Rezession gibt und wir auf intakte
Wachstumskräfte bauen können. Besonders
erfreulich entwickelt sich die Binnenwirt-
schaft. 2012 ist erneut auch ein Beschäfti-
gungsrekord zu erwarten. Der wirtschafts-
politische Kurs der christlich-liberalen Ko-
alition erweist sich als goldrichtig.

Im Euroraum wird die Wirtschaft 2012
aber voraussichtlich leicht schrumpfen.
Wie groß ist die Gefahr, dass dies auch die
deutsche Wirtschaft belastet? 
Wir werden belastet, aber bei weitem nicht
so stark wie befürchtet. Es wird bei uns eine
leichte Abschwächung des Wirtschafts-
wachstums auf 0,7 bis ein Prozent geben.
Früher wäre man manchmal froh gewesen,
ein Prozent Wirtschaftswachstum zu haben. 

Brauchen wir nicht dennoch mehr
Wachstum, wenn man auf Länder wie Bra-
silien, China oder Indien schaut? Was
muss getan werden, um frei nach Karl
Schiller die „Pferde wieder ans Saufen“ zu
kriegen?
In den vergangenen Jahren wurden von der
Bundesregierung dazu entscheidende
Schritte unternommen. Dadurch hat
Deutschland die weltweite Wirtschaftskrise
mit am besten durch weitsichtige Entschei-
dungen gemeistert: zum Beispiel durch die
Abwrackprämie, die Konjunkturprogram-
me und die Kurzarbeiterregelung. Es gilt
nunmehr, unsere Wettbewerbsfähigkeit zu
erhalten. Dazu gehören eine finanziell ver-
kraftbare Sozialpolitik und eine Energiepo-
litik, die die Kosten gegenüber anderen Län-
dern nicht weiter ansteigen lässt. Wir müs-
sen vor allem die Grundlagen schaffen, dass
sich Leistung lohnt. Sozial ist nicht der, der
verteilt, sondern der, der arbeitet und etwas
leistet, damit es überhaupt etwas zu vertei-
len gibt. 

Wie sieht es mit Steuersenkungen aus?
Steuern sollte man senken, soweit dies mög-
lich ist. 2013 gibt es Steuerentlastungen um
zwei Milliarden Euro, 2014 um vier Milliar-
den. Alle zwei Jahre wird zudem geprüft, ob
und in welchem Maß eine Korrektur der kal-
ten Progression möglich ist. Es muss dafür
gesorgt werden, dass der Mittelstand und
die Kleinverdiener wieder mehr in der Ta-
sche haben.

Geht denn bei der Steuersenkung noch
etwas in dieser Legislaturperiode? 
Primäres Ziel muss derzeit sein, die Schul-
denbremse einzuhalten. In meinem Hei-
matland Bayern wurde die Nettoneuver-
schuldung auf Null gefahren. Dieses Ziel
muss auch im Bund realisiert werden, und
zwar je früher desto besser. Was wir jetzt an
Schulden machen, ist eine Hypothek für die
nachkommende Generation.

Wie weit bedrohen die steigenden
Strompreise durch die Subventionen der
erneuerbaren Energie die Wettbewerbsfä-
higkeit der heimischen Wirtschaft? 
Hier ist in der Tat einiges in die Schieflage
geraten und muss korrigiert werden. Zu Be-
ginn brauchten wir natürlich eine Anschub-
finanzierung für die erneuerbaren Energien.
Doch der Strom muss für die Verbraucher
bezahlbar bleiben. Vor allem bei der Solar-
energie müssen Korrekturen vorgenommen
werden. Die Preise für Solarmodule sind
derart gesunken, dass wir mittlerweile
schon die Wirtschaft in China fördern. Auch
bei der Bioenergie gibt es Handlungsbedarf,
wenn zum Beispiel in Landkreisen massen-
weise Biogasanlagen geplant werden. Bei
der Wasserkraft sollte man kleine Anlagen
wieder reaktivieren, wenn sie sich rentieren.
Wir müssen auch Energieformen wie die
Geothermie mehr im Blick haben. Bei uns
in Bayern gibt es heißes Wasser in Hülle und

Fülle, das nutzbar gemacht werden kann.
Windenergie muss primär dezentral erzeugt
werden. Hier muss man aber auch den sehr
teuren Ausbau des Netzes im Blick haben
und gleich einbeziehen.
Im Übrigen habe ich meine Skepsis bereits
bei der von der Koalition beschlossenen
schnelleren Abkehr von der Kernenergie bis
zum Jahr 2022 nicht verhehlt. Rund um
Deutschland sind 45 Kernkraftwerke im
Bau oder in der Planung. Wenn es bei uns

Stromengpässe gibt, müssen wir Strom aus
ausländischen Kernkraftwerken beziehen.
Das ist mehr als bedenklich, ja eigentlich
paradox.

Auch die hohen Benzinkosten belasten
Wirtschaft und Verbraucher. Gibt es da
Handlungsbedarf?
Ja. Die großen Mineralölkonzerne müssen
die freien Tankstellen zu gleichen Preisen
beliefern wie ihre eigenen Stationen. Wir

brauchen an den Tankstellen ein System wie
in Österreich, wo einmal am Tag der Ben-
zinpreis festgelegt wird, der dann nicht
mehr überschritten werden darf. Es darf
nicht sein, dass die Preise an der Zapfsäule
mehrmals am Tag hin- und herschwanken.
Dies verwirrt den Verbraucher.

Was wird getan, um beim Bürokratie-
abbau weiter voranzukommen? 
Die Bürokratie ist die Geißel vor allem des
Mittelstandes. Die von der Bundesregierung
vorgelegten Eckpunkte für den weiteren Bü-
rokratieabbau sind ein großer Wurf. Jetzt
wird das Ziel erreicht, die Bürokratiekosten
der Wirtschaft im Vergleich zu 2006 um 25
Prozent zu reduzieren. Besonders hervorzu-
heben sind unter anderem die vorgesehe-
nen Reduzierungen der Aufbewahrungsfris-
ten von Rechnungen und anderen Belegen
auf fünf Jahre. 2006 mussten deutsche Un-
ternehmen noch jährlich rund 50 Milliar-
den Euro für amtliche Statistiken, Antrags-
formulare, das Ablegen von Rechnungen
und ähnliches aufbringen. Allein die bisher
umgesetzten Maßnahmen entlasten die Be-
triebe um rund 10,9 Milliarden Euro pro
Jahr im Vergleich zu 2006.

Sie kümmern sich besonders um das
Handwerk. Was geschieht da?
Für mich ist es enorm wichtig, an unserem
bewährten dualen Ausbildungssystem fest-
zuhalten. Doch müssen die Berufsbilder
permanent neuen Gegebenheiten angepasst
werden, weil alle fünf Jahre unser Wissen
sich total verändert. Es gibt viel zu wenig
Neugründer. Deswegen brauchen wir ver-
mehrt Anreize für Existenzgründungen. Das
Handwerk muss auch das benötigte Perso-
nal wie Facharbeiter bekommen. Zielfüh-
rende Aus- und Weiterbildungsprogramme
der Kammern und Betriebe werden von der
Bundesregierung gefördert.

Beim Zuzug von ausländischen Fach-
kräften hatte sich aber vor allem die CSU
gegen eine Lockerung der Zuwanderungs-
regeln gewehrt. Soll es dabei bleiben?
Die Rechnung, dass mit der Freizügigkeit in
der EU am 1. Mai 2011 hunderttausende
Osteuropäer hierher kommen, ist nicht auf-
gegangen. Wir müssen zunächst unsere ei-
genen Reserven besser ausschöpfen. Dazu
gehören flexiblere Arbeitszeitregeln für Äl-
tere. Wenn nur noch jeder Vierte über 60 in
Deutschland sozialversicherungspflichtig
beschäftigt ist, liegt etwas im Argen. Bei aus-
ländischen Arbeitskräften muss mehr auf
die 245.000 Studenten aus dem Ausland ge-
schaut werden. Viele erhalten bei uns eine
hochqualifizierte Hochschul-Ausbildung.
Von ihnen bleiben aber nur 6.000 hier. Die
meisten gehen auch nicht in ihre Heimat-
länder zurück, sondern in die USA, nach
Großbritannien, Norwegen oder Schweden.
Wir müssen mehr tun, um sie hier zu hal-
ten.

Apropos Arbeitszeiten: Ihr Parteivor-
sitzender Horst Seehofer hat die Rente mit
67 in Frage gestellt, wenn nicht mehr äl-
tere Arbeitnehmer beschäftigt sind. Was
sagen Sie dazu? 
Ich stimme ihm zu. Was bringt eine Erhö-
hung des Renteneintrittsalters, wenn die Ar-
beitgeber über 60-Jährige fast nicht mehr
einstellen? Da sollte die Wirtschaft nicht
Kritik üben, sondern mehr zeitlich flexible
Arbeitsplätze für Ältere zur Verfügung stel-
len. ❚

Das Interview führten Hans Krump 
und Hans-Jürgen Leersch.

Ernst Hinsken vertritt seit 1980 als 
CSU-Abgeordneter den Wahlkreis 

Straubing im Bundestag. Der frühere 
langjährige Vorsitzende des Tourismus- 

ausschusses und Tourismus-Beauftragte der
Bundesregierung leitet seit April 2011 den
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie.
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FINANZTRANSAKTIONSSTEUER OHNE LONDON? 

Peter Ehrlich
»Financial Times
Deutschland«

Frank Thewes
»Focus«

Vorangehen tut not 

Mit der Finanztransaktionssteuer ist
es wie mit dem Klimaschutz: Wirk-
lich wirksam werden sie erst, wenn
sie weltweit gelten. Das ist aber we-

der bei der Steuer auf Finanzgeschäfte noch bei
CO2-Abgaben für Flugzeuge absehbar. Wer die Fi-
nanztransaktionssteuer ablehnt, hat daher ein
schönes Argument parat: Die anderen machen auch
nicht mit, also schädigen wir uns nur selbst.
Dieses Spiel wird derzeit in der EU gespielt. Wer die
Steuer verhindern möchte, verweist auf die Briten,
die nicht mitmachen wollen. Und eine Einführung
nur in der Eurozone beschädige die Finanzstandor-
te Frankfurt, Paris, Mailand und Luxemburg.
Mit dieser Argumentationskette hätte die Steuer
nie eine Chance. Denn gemeinsame Steuerregeln in
der EU erfordern Einstimmigkeit. Das kann man ver-
gessen. Sollte man die Steuer also begraben? Nein.
Nur wenn kleinere Gruppen von Staaten vorange-
hen, besteht eine Chance auf weltweite Verbrei-
tung. Wir können es uns leisten, Vorbild zu sein.
Die Steuer auf Finanztransaktionen hat viel für sich.
Auf alle anderen Geschäfte entfällt Mehrwertsteu-
er, auf Anlagegeschäfte nicht. Es geht um einen mi-
nimalen Steuersatz, der neben den Börsen- und
Bankgebühren kaum auffallen wird. Ziel ist es, den
Markt zu entschleunigen, etwa den Handel von
Computern untereinander unattraktiv zu machen.
Auf die Finanzierung der Realwirtschaft oder von
Privatleuten wird die Steuer kaum Einfluss haben.
Die werden weiter mit deutschen Banken arbeiten.
Für Großbritannien hat der Finanzmarkt ein gefähr-
lich großes Gewicht, vielleicht kommt durch eine Fi-
nanztransaktionssteuer ein wenig Umsatz dazu.
Aber die Arbeitsplätze, die die Briten dringend
bräuchten, werden in anderen Branchen geschaf-
fen – solchen wie in Deutschland.

Webfehler im System

W er bei der Suche nach Kompromis-
sen in der EU immer die Briten mit-
nehmen will, kommt nicht weit.
Deshalb spricht auf den ersten

Blick viel dafür, die Finanztransaktionssteuer not-
falls auch ohne London einzuführen. Zumal Steuer-
sätze von 0,1 oder 0,01 Prozent wohl kaum exis-
tenzgefährdend sind – und die klammen Europäer
zugleich mal ordentlich Kasse machen sollen.
Doch können sie das wirklich? Mit London wäre
ausgerechnet der mit Abstand größte Finanzplatz
nicht dabei. Drei Viertel aller Finanztransaktionen
der Welt entfallen übrigens auf sechs Finanzzentren
– neben der britischen Hauptstadt sind das New
York, Zürich, Tokio, Singapur und Hongkong. Auch
wenn sich der Euroraum bei einem Alleingang ge-
gen einen Teil der Umgehungsgeschäfte wappnen
könnte, würde die scheinbar so gerechte Steuer mit
einem entscheidendem Webfehler starten: einem
riesengroßen Schlupfloch. Das dürfte noch mehr Fi-
nanzdeals nach London locken.
Nichts entkommt dem Fiskus so leicht wie Anlage-
kapital. Deshalb haben SPD und Grüne in Deutsch-
land 2004 auf Kapitaleinkünfte eine Abgeltungs-
steuer von 25 Prozent eingeführt. Und die Schwe-
den schafften ihre Börsenumsatzsteuer Mitte der
1980er Jahre schnell wieder ab: Es blieb nicht nur
der erhoffte Einnahmesegen aus. Weil Anleger auf
andere Länder auswichen, kam unterm Strich sogar
weniger Kapitalertragssteuer rein.
Auch der Wunsch, die hektischen Ausschläge an der
Börse mit einer Finanztransaktionssteuer zu dämp-
fen, hat sich in Schweden nicht erfüllt. Das Handels-
volumen nahm zwar ab, nicht aber die Unruhe. Der
Effekt ist leicht zu erklären: Je mehr Teilnehmer an
einem Markt handeln, umso schneller pendelt sich
der Preis in einem verlässlichen Rahmen ein.

Zwischen Rhein und Spree: Martin Dörmann
Ein „Kölscher Jong“ sei er auf keinen Fall, stellt Martin Dörmann
ungefragt klar.Aber Kölner sei er sehr wohl. Auf jeden Fall spricht
der hochgewachsene Mann nahezu reines Hochdeutsch. Gebür-
tig ist der SPD-Wirtschaftsexperte Westfale, aus Herten bei Reck-
linghausen. Als er vier Jahre alt war, zog seine Familie mit ihm
in die Rheinmetropole. Bereits als Schüler trat er 1979 der SPD
bei, für die er seit 2002 im Bundestag sitzt. Seit sieben Jahren ist
Martin Dörmann Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft und Tech-
nologie und im Unterausschuss für Neue Medien.
Mit Blick auf den aktuellen Jahreswirtschaftsbericht, den Bun-
deswirtschaftsminister Philipp Rösler (FDP) am vergangenen
Donnerstag vorgelegt hat, analysiert Dörmann eine „Passivität
der Regierung“, die „den Herausforderungen der wirtschaftli-
chen Entwicklung nicht gerecht“ werde. Er fordert einen „zu-
sätzlichen Breitbandausbau“, um „Impulse für die Binnenkon-
junktur zu setzen“. Für den Sozialdemokraten und Kommunika-
tionsexperten ist Zugang zu Breitbandinternet für jedermann ei-
ne zentrale Forderung. Aber auch ein gesetzlicher Mindestlohn
könne die Konjunktur ankurbeln, ist Dörmann überzeugt.Von der
Regierung fordert er insgesamt mehr Investitionen. Vor allem
auch „mehr Bildungsinvestitionen“ seien nötig, kritisiert er den
Jahreswirtschaftsbericht weiter.
Obwohl die rheinische Medienstadt seine Heimat ist, hatte sich
der Jurist vor seinem Bundestagsmandat nicht besonders mit
Kommunikation befasst. Erst 2005 sei sein Fraktionskollege Hu-
bertus Heil zu ihm gekommen, erinnert sich Dörmann: „Er wuss-

te, dass ich in den Wirtschaftsausschuss wollte, und fragte mich,
ob ich nicht seinen Platz einnehmen wollte, mit dem Schwer-
punkt Telekommunikation.“ Heil habe das Amt niedergelegt,
„weil seine Frau in einem Unternehmen der Branche tätig war“.
Seitdem engagierte sich Dörmann beispielsweise für die Haus-
haltsabgabe als Ersatz für die bisherige geräteabhängige GEZ-
Gebühr, die 2013 deutschlandweit eingeführt wird. Dörmann will

auch die Strukturen der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten reformieren, um Staatsferne und Unabhängigkeit zu stärken.
Gleichzeitig möchte er „Wetten, dass..?“ reformiert sehen und
das Niveau der Privatsender heben.
2012 ist für den Kölner ein Jahr der Jubiläen. Am letzten Junitag
wird er seinen 50. Geburtstag begehen und im Oktober darf er
seine zehnjährige Zugehörigkeit zum Bundestag feiern: Zeit für
ein Resümee. „Wenn ich heute noch wie früher arbeiten würde,
dann würde ich sicher nicht voran kommen“, sagt Dörmann. Die
Menge an Arbeit habe zugenommen, immer mehr Funktionen

und Aufgaben hätten sich angehäuft. Seit mehr als sechs Jahren
ist er Mitglied des Fraktionsvorstands, seit 2009 in der Enquête-
Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“. Zudem fun-
giert der Abgeordnete im Wirtschaftsausschuss als Berichterstat-
ter für „Telekommunikation“ und „Raumfahrt“ seiner Partei und
ist ihr medienpolitischer Sprecher. „Da bleibt wenig Zeit für die
einzelnen Bereiche.“ Dennoch mache ihm die Arbeit Spaß. Aller-
dings sei das Schönste an jeder Sitzungswoche, „nach Hause zu
kommen“. „Ich denke, da geht es jedem Abgeordneten, der Fa-
milie hat, genauso.“ Zuhause, das ist für den direkt gewählten
Abgeordneten der Wahlkreis 94, der die Kölner Stadtbezirke Porz,
Kalk sowie die nördliche Innenstadt umfasst.
In seinen Urlauben unternimmt Dörmann gern Reisen mit seiner
Frau, nach Mexiko oder Kuba zum Beispiel. Zuletzt ging es nach
Vietnam. Und natürlich widmet sich der Kölner gern dem politi-
schen Karneval. 2009 handelte er sich allerdings Proteste ein, als
er dem damaligen SPD-Chef Franz Müntefering eine Fotocollage
besonderer Art überreichte. Sie zeigte Müntefering und die da-
maligen SPD-Minister Frank-Walter Steinmeier und Peer Stein-
brück im Ornat der Porzer Tollitäten. Der Festausschuss Porzer
Karneval protestierte gegen die „politische Vereinnahmung“
und die Zweckentfremdung des offiziellen Trifoliums-Fotos; die
CDU schimpfte: „So etwas tut man nicht.“ Doch die Genossen
in Porz hielten weitgehend einig zu Dörmann. Und Kölns SPD-
Vorsitzender Jochen Ott diktierte der Presse: „Das war doch ei-
ne geile Idee von Martin Dörmann.“         Verena Renneberg ❚

»Wenn ich heute noch wie
früher arbeiten würde, dann
würde ich sicher nicht voran

kommen.«

»Leistung
muss sich
lohnen«
ERNST HINSKEN Der Vorsitzende
des Wirtschaftsausschusses sieht die
deutsche Ökonomie auf einem guten
Weg. Der CSU-Abgeordnete sorgt sich
aber um die hohen Energiekosten  
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D
er Maschinenbau ist das
Herz der deutschen Ex-
portwirtschaft. Es wird
wahrscheinlich auch im
Jahr 2012 kräftig schla-
gen – manch düsteren

Konjunkturdiagnosen zum Trotz. Ein Be-
such bei drei selbstbewussten Mittelstands-
firmen.
Sie schauen bereits nach Grundstücken. So
fängt die Expansion meist an. Der Ventila-
torenbauer „Ebm-Papst“ erwartet, dass es
am Stammsitz im baden-württembergi-
schen Mulfingen bald schon zu eng wird –
und deshalb sondiert Geschäftsführer
Hans-Jochen Beilke den Immobilienmarkt.
Zukunft ist für ihn gleichbedeutend mit Zu-
versicht.  
Am anderen Firmenstandort, im bayeri-
schen Landshut, gibt es bereits grünes Licht
für Bagger und Beton. Im vergangenen No-
vember fiel die Entscheidung für ein neues
Logistikzentrum. Auf einer Fläche von
5.000 Quadratmetern soll bis Frühjahr
2012 ein Hochregallager entstehen – Inves-
titionsvolumen: knapp zwölf Millionen
Euro. Firmenchef Beilke sagt: „Sie merken,
bei uns gibt es Optimismus.“

Glasklare Ansage Wer hätte dieser Tage ei-
ne solch glasklare Ansage erwartet? Zeitun-
gen, Fernsehen und andere Medien verbrei-
ten seit längerem eher düstere Aussichten.
Ein Ökonomiebeobachter warnt neuer-
dings immer vor dem Absturz nach zwei
Jahren Boom. Prognostiziert wird mindes-
tens eine Rezession in Europa, wenn nicht
gar in der Welt. Doch wer sich aufmacht, ei-
nige tüchtige Mittelständler des Maschinen-
und Anlagenbaus zu treffen, erfährt, dass es
vor Ort viel mehr gute als schlechte Nach-
richten gibt. Hier steckt für Deutschland
wahrscheinlich die ehrliche und wichtigste
Nachricht: Der Wachstumskern ist intakt.
Die Maschinen- und Anlagenbauer sind ein
Kraftzentrum im Land. Sie bilden eine von
Deutschlands Schlüsselbranchen – rund
6.000 Unternehmen, mittelständisch ge-
prägt zumeist, mit fast einer Million Be-
schäftigten und ungefähr 200 Milliarden
Euro Umsatz. Viele der Firmen haben hohe
Exportquoten und spielen ohne großes PR-
Tamtam in der Champions League der Welt-
wirtschaft mit. Drei davon heißen Ebm-
Papst, Hawe und Wago. Sie verteidigen
selbstbewusst ihren Vorsprung auf den
Märkten, weil sie um ihre leistungsfähigen
Produkte und die eigene Anpassungsfähig-
keit wissen.

Deutsche Tüftler „Wir sind im besten Sin-
ne deutsche Tüftler“, sagt Ebm-Papst-Ge-
schäftsführer Beilke: „Mit Erfindungsreich-
tum und Querdenken schaffen wir Ventila-
toren und Motoren, die leichter, energiespa-
render und langlebiger sind.“ Ein Schlüssel
ist für ihn der Pioniergeist in den eigenen
Teams. Beilke schwört auf das nach wie vor
hohe Qualifikationsniveau deutscher Inge-
nieure und dual ausgebildeter Fachkräfte –
auf deren Ideen und deren Biss. „Es klingt
arrogant“, sagt er: „Aber chinesische Inge-
nieure müssen wir fast immer intern weiter-
bilden, bis sie uns hilfreich sind.“
Das Immer-Besser-Werden ist bei dem Ma-
schinenbauer aus dem Hohenlohischen ei-

ne Mission. Rund 30 Innovationsprojekte
laufen zur Zeit firmenintern. Es geht um
neue, rohöleinsparende Biowerkstoffe und
eine höhere Energieeffizienz vieler Produk-
te. Dabei hilft auch die immer stärkere Ein-
bettung von exklusiver Software. Bielke:
„Das ist ein Spielfeld, auf dem wir mehr bie-
ten können als andere.“
Das Unternehmen hat 2010/2011
das beste Geschäftsjahr seiner Ge-
schichte abgeschlossen. Gut 11.300
Beschäftige weltweit erwirtschafte-
ten 1,3 Milliarden Euro Umsatz.
Das laufende Geschäftsjahr, das im
April endet, wird wohl ein Plus von
immerhin noch vier, fünf Prozent
bringen. Die weiteren Umsatzaus-
sichten sind positiv. Die Nachfrage
aus Europa zeigt sich erstaunlich
stabil, die Bestellungen aus Asien
und Amerika ziehen wieder an. „In
den vergangenen Wochen spüren
wir einen vorsichtigen positiven
Trend in unseren Auftragsbüchern“,
erzählt der Firmenchef.
Solche Signale aus der Praxis sind
es wohl, die den Branchenverband
VDMA an seinen Konjunkturprog-
nosen festhalten lassen: Danach
sollen Produktion und Umsatz der
Firmen 2012 real um vier Prozent steigen.
Im vergangenen Jahr lag das Wachstum
bei 14 Prozent. VDMA-Chefvolkswirt
Ralph Wiechers ärgert sich, wenn daraus
medial eine Vollbremsung wird. „Wach-
sen ist wie schnell fahren“, erklärt er:
„Wenn die Firmen also im Schnitt vier
Prozent zulegen, fahren sie noch einmal
schneller.“

Die Verbandsprognose ist von einem vor-
sichtigen Optimismus durchzogen. Erwar-
tet wird, dass bei der europäischen Staats-
schuldenkrise zumindest die Talfahrt schon
vorbei ist und die Politik in den nächsten
Monaten immerhin auf festem Boden den
Aufzug zu reparieren versucht. Kalkuliert ist
auch, dass Schwellenländer wie China und

Brasilien ihre Atempause aus
dem zweiten Halbjahr 2011 überwinden
und in diesem Jahr wieder ordentlich Luft
holen. Für VDMA-Mann Wiechers passt das
Angebot des deutschen Maschinenbaus
weiterhin perfekt zur Nachfrage in der Welt:
„Für die Megatrends – Mobilität, Infrastruk-
tur, Umweltschutz und Ressourcenscho-
nung – liefern unsere Firmen extrem wett-

bewerbsfähige Lösungen.“ Bloß nicht zu
viel über konkrete Erfolge quatschen, ge-
hört zu den typischen Tugenden des deut-
schen Mittelstands. Auch bei der Münche-
ner Hawe-Gruppe, Hersteller von Hydrau-
likkomponenten und -systemen. Dabei hät-
te man schon zu Jahresanfang viel zu
erzählen. Aus dem Ausland ist ein millio-

nenschwerer Großauftrag aus dem
Bereich erneuerbare Energien einge-
gangen. Mehr will Vorstandsspre-
cher Karl Haeusgen, Hauptgesell-
schafter des Familienunternehmens
und Enkel des Firmengründers,
nicht verraten. Immerhin traut er
sich die allgemeine Vorhersage:
„Auch 2012 wird ein starkes Jahr für
uns – falls es nicht noch einen uner-
warteten weltweiten Schock gibt.“

Die Welt als Markt Wie für etliche
andere exportstarke deutsche Ma-
schinenbauer schlagen schwächelnde
europäische Märkte auf den Umsatz
durch, sind aber nicht mehr lebens-
bedrohlich: Denn die Welt ist ihr
Markt. Die Hawe-Gruppe mit ihren
insgesamt 2.000 Mitarbeitern ver-
kauft rund 45 Prozent ihrer Produkte
und Dienstleistungen in Asien,
Europa macht nur noch 25 Prozent

aus. „Unsere Wachstumsimpulse kommen
aus China und dem nordamerikanischen
Markt“, sagt Firmenchef Haeusgen. Die Hy-
draulik-Produkte aus München finden breit
Verwendung: Sie kommen in Bau- und
Werkzeugmaschinen, Mobilkränen, beim
Schiffbau oder Off-Shore zum Einsatz – um
den Winkel von Rotorblättern zu verstellen
oder die Hauptwelle abzubremsen.
So überraschend es klingt: Ein Teil seiner
heutigen Stärke hat der Mittelständler durch
die Krise 2008 gewonnen, als die Wirt-
schaftswelt plötzlich aufhörte, sich zu dre-
hen. Um bis zu 50 Prozent brachen die Auf-
tragseingänge ein. Haeusgen musste han-
deln: Er nutzte den gesamten Instrumenten-
kasten, den Tarifpartner und Politik
bereitstellten. Es waren keine einfachen Ent-
scheidungen. Die Verträge der Zeitarbeiter
wurden nicht verlängert, Befristungen liefen
einfach aus, die Stammbelegschaft erlebte
Kurzarbeit und Leistungskürzungen über
ausgehandelte Betriebsvereinbarungen. Es
reichte trotzdem nicht: 125 Beschäftigte
wurden über einen Sozialplan entlassen
und in einer Transfergesellschaft aufgefan-
gen. Mit einem „extrem sozialen Paket“, wie
Haeusgen sagt.
Das scheint alles ganz weit weg – jetzt, wo
die Firma wieder im Normalmodus läuft
und die Beschäftigtenzahlen aus der Vorkri-
senzeit sogar schon übertroffen sind. Und
doch haben sich die Erfahrungen des Kri-
senmanagements im Unternehmen einge-
brannt. „Alle haben noch mehr partner-
schaftliches Denken gelernt“, sagt er. „Und
alle wissen nun, wie man die notwendige
betriebliche Flexibilität auch fair erreichen
kann.“ Bei Hawe ist so ziemlich genau das
eingetreten, was der renommierte Industrie-
forscher Horst Wildemann schon im Jahr
2010 zu Protokoll gab: Die Kerngedanken
der sozialen Marktwirtschaft kehren durch
die Krise zurück, sagte er damals und prog-
nostizierte weiter: „Die starken 

Mittelständler werden danach noch stärker
sein.“
Im westfälischen Minden bei Wago würde
das niemand so laut hinausposaunen, ob-
wohl es auch hier zwei Rekordjahre nach
der Krise gab. Unterstatement ist Teil der
Unternehmenstugend. So ist man groß ge-
worden und hat Standards gesetzt. Der Pro-
duzent von elektrischer Verbindungstech-
nik und Automatisierungslösungen ist nach
der Gründung 1951 durch Innovationen
und Mut zu einem dieser versteckten deut-
schen Weltmarktführer herangewachsen –
mit gut 5.300 Mitarbeitern und Produkti-
onsstätten in Deutschland und sieben ande-
ren Ländern der Welt. In Fachkreisen heißen
die Klemmen aus Minden, die in Millionen
Verteilerdosen stecken, schlicht nur „Wa-
gos“. 

Das Kriseneinmaleins Wer den geschäfts-
führenden Gesellschafter Sven Hohorst
trifft, begegnet auch hier der Gewissheit, das
Kriseneinmaleins der beweglichen Firma er-
lernt zu haben. Er selbst spricht davon, ei-
ne gute „Erfahrungskiste“ aus dieser Zeit zu
haben. „Wir werden weiter langfristig den-
ken, aber auch kurzfristig lenken“, lautet
sein Credo. 
So startet die Firma in das Jahr 2012, dessen
Verlauf auch der erfahrene Hohorst jetzt im
Januar schwer kalkulieren kann. Das Ge-
schäft mit Steckverbindersystemen und so-
genannten Kopplern – softwaregetriebenen
Steuerungselementen, die unter anderem in
Zügen und Flugzeugen zum Einsatz kom-
men – ist schwankungsanfällig, weil es weit-
gehend mit den Konjunkturen in den ein-
zelnen Absatzländern läuft. In den Euro-

Ländern erwartet Firmenchef Hohorst „kei-
ne große Sprünge“. Selbst die Schweiz, wo
Wago ein Werk hat, müsse wegen des star-
ken Franken kämpfen. Aus den immer
wichtiger werdenden Aufsteigerländern wie
China und Indien kommen in den ersten
Wochen immerhin positive Signale. Ho-
horst sagt: „Wir können hoffen, mit einem
leichtem Wachstum bei den Auftragsein-
gängen durchs Jahr zu kommen.“ 
So oder so: Der Mittelständler aus Minden
lässt nicht locker, noch innovativer und pro-
duktiver zu werden. Im vergangenen Jahr
wurden in die Entwicklung und die Ferti-
gung rund 100 Millionen Euro investiert –
das waren fast 20 Prozent des Gesamtum-
satzes von rund 550 Millionen Euro. Im Mai
dieses Jahres soll zum Beispiel ein neuarti-
ges Steckverbindungssystem für industrielle
Leiterplatten auf den Markt kommen, das
gegenüber den bisherigen Lösungen deut-
lich handhabbarer ist und höhere Vibratio-
nen aushält. „Mit unserem Fokus auf stän-
dige Innovationen werden wir den Vor-
sprung vor Konkurrenten in aller Welt hal-
ten“, ist sich der Wago-Chef sicher.

Einstellungen Und deshalb stellt das Un-
ternehmen auch in diesem Jahr weiter ein –
trotz aller kurzfristigen Unwägbarkeiten der
Märkte. 150 Leute werden noch gesucht,
Entwicklungsingenieure zumeist. Man ver-
steht das bei Wago im wahrsten Sinne des
Wortes als Investition in die Zukunft. 
Und wenn jetzt doch noch eine globale Kri-
senwelle anrollt? „Dann wissen wir jetzt,
wie wir bei unserem doch groß gewordenen
Tanker schnell den Kurs ändern“, sagt Ho-
horst. Dirk Horstkötter ❚

Hochspezialisiert lassen deutsche Maschinenbaufirmen – unser Bild zeigt die Produktion eines Rostocker Kranherstellers – die ausländische Konkurrenz oft hinter sich.
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Intakter Wachstumskern
WIRTSCHAFT VOR ORT Deutscher Maschinenbau glänzt mit gut gefüllten Auftragsbüchern. Mittelstand hat aus der Krise gelernt

Heißt Wachstum, dass immer mehr produ-
ziert wird und Ressourcen immer schneller
verbraucht werden? Nach einem neuen
Wachstumsbegriff sucht die Enquete-Kom-
mision „Wachstum, Wohlstand, Lebens-
qualität“ des Bundestages. In der jüngsten
Sitzung des Gremiums in der vergangenen
Woche definierte der Sachverständige Karl-
Heinz Paqué das Wachstum samt der ihm
innewohnenden technischen und wissen-
schaftlichen Innovationskraft als Chance,
Fortschritte wie etwa ökologische Erneue-
rungen oder Arbeitszeitverkürzungen zu er-
möglichen. Experten wie Michael Müller
oder Dietmar Hexel riefen dagegen dazu
auf, über negative Aspekte eines rein quan-
titativen Wachstums wie die Umweltbelas-
tung und über die Frage zu diskutieren, wie
sich auch bei niedrigen Wachstumsraten die
gesellschaftliche Entwicklung im Sinne von
Wohlergehen oder ökologischer Nachhal-
tigkeit voranbringen lasse. 
Der Enquete-Kommission gehören unter
dem Vorsitz von Daniela Kolbe (SPD) 17
Parlamentarier und 17 von den Fraktionen
berufene Experten an. Aufgabe des Gremi-
ums ist es, das rein ökonomisch und quan-
titativ ausgerichtete Bruttoinlandsprodukt
(BIP) als Messgröße für gesellschaftliches

Wohlergehen weiterzuentwickeln und etwa
um ökologische, soziale und kulturelle Kri-
terien zu ergänzen. Die FDP-Abgeordnete
Judith Skudelny wies die Kritik, ein dynami-
sches Wachstum habe negative Auswirkun-
gen auf die Umwelt, mit dem Argument zu-
rück, eine hohe wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit sei für ökologische Fortschritte un-
abdingbar. 
Diese Sichtweise stieß im Oppositionslager
auf Kritik. Zwar plädiere niemand für ein
Nullwachstum, es müsse vielmehr eine
„technisch-ökonomische Veränderungsdy-
namik geben“, sagte Michael Müller. Der
ehemalige SPD-Bundestagsabgeordnete un-
terstrich jedoch, dass gesellschaftliche Ent-
wicklungsziele wie ökologische Nachhaltig-
keit oder soziale Gerechtigkeit nur noch
schwer mit Hilfe von Wachstum zu verwirk-
lichen seien. Es gebe ökologische Grenzen,
und überdies habe sich seit den siebziger
Jahren erwiesen, dass sich die früheren ho-
hen Wachstumsraten auch über politische
Eingriffe nicht mehr erreichen ließen. 
Die Abgeordnete Ulla Lötzer von der Linken
mahnte, es dürfe nicht sein, dass es ohne
wirtschaftliches Wachstum nicht zu einer
positiven gesellschaftlichen Entwicklung
komme. kos ❚

Wachstum – aber richtig
ENQUETE-KOMMISSION Parlament sucht nach Neudefinition 

Wachstum kennen alle Kinder, weil sie selbst wachsen
und größer werden. Ähnlich ist es beim „Wirtschafts-
wachstum“ eines Landes wie der Bundesrepublik
Deutschland. Hier werden viele Dinge hergestellt, die
man kaufen kann.Auch helfen viele Menschen mit ih-
rer Arbeit anderen Leuten, etwa Ärzte. Je mehr diese
Arbeit tun und diese Dinge genutzt werden, desto
mehr wächst die Wirtschaft, es gibt also Wirtschafts-
wachstum. Anders als Kinder kann die Wirtschaft
aber auch schrumpfen. Viele finden viel Wirtschafts-
wachstum wichtig, etwa weil es dann mehr Arbeits-
plätze gibt.Andere warnen, dass zu viel Wirtschafts-
wachstum schlecht für die Umwelt ist.

Wirtschaftswachstum
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Der Umgang mit Sponsorengeldern für Par-
teien soll nach dem Willen der Bundestags-
fraktionen gesetzlich geregelt werden. Eine
entsprechende Übereinkunft wurde in der
vergangenen Woche im Ältestenrat des Par-
laments erzielt. Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert (CDU) hatte in seinem Ende
vergangenen Monats vorgelegten Parteienfi-
nanzierungsbericht angeregt zu prüfen, ob
eine gesonderte Darstellung von Sponso-
ring-Einnahmen in den Rechenschaftsbe-
richten der Parteien zur Erhöhung der
Transparenz beitragen könnte. 

Rund 479 Millionen Euro Wie aus dem als
Unterrichtung (17/8200) durch den Bun-
destagspräsidenten vorgelegten Bericht
über die Rechenschaftsberichte 
2008 und 2009 der Parteien sowie über die
Entwicklung der Parteienfinanzen hervor-
geht, verzeichneten die sechs im Deutschen
Bundestag vertretenen Parteien im Jahr
2009 Gesamteinnahmen von zusammen
rund 479 Millionen Euro. Im Jahr zuvor
hatten sich die Gesamteinnahmen von
CDU, CSU, SPD, FDP, Die Linke und Bünd-
nis 90/Die Grünen noch auf rund 450 Mil-
lionen Euro summiert.  
Der Unterrichtung zufolge kam die SPD
2009 auf Gesamteinnahmen in Höhe von
gut 173,32 Millionen Euro und damit auf

ein Plus von 3,47 Prozent im Vergleich zum
Vorjahr. Die CDU erzielte laut Bericht 2009
mit Gesamteinnahmen von knapp 162,73
Millionen Euro einen Anstieg um 9,97 Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahr. Die CSU ver-
buchte im Jahr 2009 mit Gesamteinnah-
men von gut 41,97 Millionen Euro im Ver-
gleich zum Jahr 2008 einen Rückgang von
16,93 Prozent.
Die FDP verzeichnete 2009 Gesamteinnah-
men in Höhe von mehr als 43,25 Millionen
Euro und damit eine Steigerung um 35,49
Prozent, wie aus der Vorlage weiter hervor-
geht. Die Grünen konnten den Angaben zu-
folge 2009 ihre Gesamteinnahmen im Ver-
gleich zum Vorjahr um 11,61 Prozent auf
gut 30,55 Millionen Euro steigern. Die Lin-
ke erzielte 2009 laut Bericht Gesamteinnah-
men in Höhe von 27,26 Millionen Euro
und damit ein Plus von 8,24 Prozent im
Vergleich zu 2008. 

Wichtigste Einnahmequellen Die Mit-
glieds- und Mandatsträgerbeiträge sowie
die Spenden und die Mittel der staatlichen
Teilfinanzierung sind dem Bericht zufolge
durchgängig die wichtigsten Einnahme-
quellen der Parteien: „Sie umfassten im Jahr
2009 bei den Bundestagsparteien zwischen
etwa 70 und 90 Prozent der Gesamteinnah-
men“, heißt es in der Unterrichtung.

Dabei entfielen von den Gesamteinnahmen
der CDU 2009 der Unterrichtung zufolge
25,8 Prozent auf staatliche Mittel, 25,4 Pro-
zent auf Mitgliedsbeiträge, 25,3 Prozent auf
Spenden und 11,3 Prozent auf Mandatsträ-
gerbeiträge. Die Gesamteinnahmen der
CSU kamen zu 27,9 Prozent aus staatlichen
Mitteln, zu 22,3 Prozent aus Mitgliedsbei-
trägen, zu 21,6 Prozent aus Spenden und zu
7,2 Prozent aus Mandatsträgerbeiträgen.
Bei den Sozialdemokraten trugen die Mit-
gliedsbeiträge 2009 laut Bericht zu 26,6
Prozent der Gesamteinnahmen bei, die
staatlichen Mittel zu 22,9 Prozent, die Man-
datsträgerbeiträge zu 12,9 Prozent und
Spenden zu 10,8 Prozent. 
Bei der FDP machten 2009 die Spenden
37,4 Prozent der Gesamteinnahmen aus,
die staatlichen Mittel 29,2 Prozent, die Mit-
gliedsbeiträge 18,1 Prozent und die Man-
datsträgerbeiträge 6,0 Prozent. 
Von den Gesamteinnahmen der Partei Die
Linke entfielen 39,3 Prozent auf staatliche
Mittel, 36,6 Prozent auf Mitgliedsbeiträge,
10,6 Prozent auf Spenden und 9,9 Prozent
auf Mandatsträgerbeiträge. 
Von den Gesamteinnahmen der Grünen
waren 36,3 Prozent staatliche Mittel, 19,6
Prozent Mitgliedsbeiträge, 18,7 Prozent
Mandatsträgerbeiträge und 17,8 Prozent
Spenden. Helmut Stoltenberg ❚

B
rigitte Pothmer hat mitge-
zählt. Die siebte Debatte zum
Thema Mindestlohn führe
man nun in dieser Legislatur-
periode des Bundestages,
stellte die arbeitsmarktpoliti-

sche Sprecherin der Grünen-Fraktion fest.
Und es sei ein Ergebnis dessen, dass heute
nicht mehr darüber diskutiert werde, ob
man einen Mindestlohn brauche, sondern
wie dieser umgesetzt werden könne, sagte
Pothmer in der Debatte
am vergangenen Freitag.
Um das Wie einer sol-
chen Umsetzung drehte
sich folglich auch diese
Aussprache, denn es
standen ein Gesetzent-
wurf der SPD-Fraktion
(17/4665), ein Antrag
der Grünen (17/7483)
zur abschließenden und
ein Antrag der Fraktion Die Linke
(17/8026) zur ersten Beratung an. Alle drei
Vorschläge fanden keine Mehrheit bei den
Koalitionsfraktionen, wurden demzufolge
abgewiesen oder, wie der Linken-Antrag, zur
weiteren Beratung an den Ausschuss für Ar-
beit und Soziales überwiesen.

Gefahr für die Tarifautonomie Der Uni-
ons-Arbeitsmarktexperte Peter Weiß (CDU)
begründete die Ablehnung seiner Fraktion
mit dem Verweis auf die Tarifautonomie.
Lohnpolitik gehöre nicht ins Parlament,
sondern müsse Aufgabe der Tarifpartner

bleiben. Eine Aufgabe, die grundsätzlich in
der Vergangenheit auch zu guten Ergebnis-
sen geführt habe, sagte Weiß. Denn derzeit
würden in Deutschland vier Millionen Ar-
beitnehmer in Bereichen arbeiten, in denen
Mindestlöhne gelten, ausgehandelt von Ar-
beitnehmern, Arbeitgebern und Gewerk-
schaften. „So viele Mindestlöhne gab es
noch nie in Deutschland“, sagte Weiß. Die
SPD dagegen gehe mit ihrem Entwurf einen
anderen Weg, der einen „Misstrauensantrag

gegen die Ta-
r i fpartner“
darstelle. 
Die SPD-
Fraktion will
mit ihrem
Gese tzent -
wurf einen
f lächende-
c k e n d e n
Mindestlohn

von mindestens 8,50 Euro brutto je Stunde
einführen. Über die genaue Höhe der Lohn-
untergrenze soll eine Mindestlohnkommis-
sion aus Arbeitnehmer- und Arbeitgeberver-
tretern entscheiden; die 8,50-Euro-Grenze
dürfe sie jedoch nicht unterschreiten. Kön-
ne sich die Kommission nicht einigen, dann
müsse das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales einen Mindestlohn festsetzen,
heißt es in dem Gesetzentwurf.
Eine Aushöhlung der Tarifautonomie sei
keineswegs das Ziel seiner Fraktion, vertei-
digte sich Hubertus Heil (SPD). Natürlich
solle es weiter der Regelfall bleiben, dass die

Tarifpartner die Löhne aushandeln. Den-
noch „brauchen wir einen Mindestlohn. Es
muss Schluss sein damit, dass wir mit Steu-
ergeldern immer mehr Armutslöhne aufsto-
cken müssen“, sagte Heil. Den jüngsten
CDU-Parteitagsbeschluss, wonach Lohnun-
tergrenzen nur in den Bereichen festgelegt
werden sollen, in denen keine Tarifverträge
existieren, bezeichnete er als völlig unzurei-
chend. Denn die „berühmte thüringische
Friseurin“ bekomme trotz Tarifbindung nur
einen Armutslohn, sagte Heil.
Ähnlich argumentierte auch Brigitte Poth-
mer. Sie bemühte allerdings nicht die thü-
ringische, sondern die sächsische Friseurin
als Beispiel: „Sie können diese Frau doch
nicht dafür bestrafen, dass sie in einer Bran-
che mit Tarifbindung arbeitet“, empörte
sich die Grüne in Richtung Koalition. 
Die Grünen machen sich in ihrem Antrag
für einen allgemeinen Mindestlohn stark,
allerdings vermeiden sie, eine konkrete Hö-
he zu benennen. Sie fordern, dass Mindest-
löhne durch eine unabhängige Kommission
festgelegt werden, um angemessene Arbeits-
bedingungen und faire Wettbewerbsbedin-
gungen zu schaffen. 

Ursachenforschung Ungewohnte Einigkeit
herrschte in einigen Punkten zwischen der
FDP und der Linken. Beide Fraktionen war-
fen der SPD vor, für das rasante Ansteigen
des Niedriglohnsektors seit Ende der 1990er
Jahre verantwortlich zu sein. „Da hat Herr
Kolb Recht. Denn Sie müssen sich schon die
Frage stellen, wer hat denn da regiert?“, frag-

te der Parteivorsitzende der Linken, Klaus
Ernst die SPD. Und auch in einem anderen
Punkt gab er seinem Vorredner Recht. Der
FDP-Arbeitsmarktexperte Heinrich Kolb
hatte zuvor darauf hingewiesen, dass auch
ein Stundenlohn von 8,50 Euro nach 40
Beitragsjahren nicht für eine Rente oberhalb
des Grundsicherungsniveaus ausreiche. 

»Grobe Skizze« Damit endeten dann aber
auch die Gemeinsamkeiten. Denn während
Kolb den Gesetzentwurf der SPD als „hinge-
schmiert“ und den Grünen-Antrag als eine

„grobe Skizze“ und als „nicht der Rede wert“
abkanzelte, bezeichnete er den Vorschlag
der Linken gar als „abgedreht“. Diese fordert
in ihrem Antrag nämlich die Einführung ei-
nes gesetzlichen Mindestlohns von 10 Euro
pro Stunde noch in dieser Wahlperiode. Ab-
wegig ist das für die Fraktion allein schon
aus rentenpolitischen Gründen nicht. So
rechnete Klaus Ernst vor, dass ein solcher
Stundenlohn nötig wäre, um später 684
Euro Rente zu bekommen. Eine Summe, die
auch nur knapp oberhalb der Grundsiche-
rung liege. Claudia Heine ❚

LOHNUNTERGRENZE Union und FDP lehnen Vorschläge der Opposition nach bundesweiter Regelung ab

Streit um gerechte Ernte

Schutz von
Biopatenten   
RECHT Die Bundesregierung soll sich für ei-
ne Konkretisierung und Änderungen der
Biopatentrichtlinie einsetzen. Das fordern
die Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und
FDP sowie die Fraktionen der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen in einem gemein-
samen Antrag (17/8344). 
In einer halbstündigen Plenardebatte ver-
gangenen Donnerstag im Bundestag legten
die vier Fraktionen ihren Standpunkt dar.
Klarzustellen sei unter anderem, dass keine
Patente auf konventionelle Züchtungsver-
fahren, mit diesen gezüchtete landwirt-
schaftliche Nutztiere und -pflanzen sowie
deren Nachkommen und Produkte erteilt
werden. Soweit die europäischen Vorgaben
Abweichungen im nationalen Patentrecht
zuließen, sei zu diesen Zwecken auch eine
Änderung des deutschen Patentgesetzes
notwendig. Für den Wissenschaftsstandort
Deutschland sei die Möglichkeit, Erfindun-
gen durch Patente zeitlich befristet zu schüt-
zen, von großer Bedeutung.
Die Linksfraktion hingegen forderte die
Bundesregierung auf, ein weltweites, konse-
quentes Verbot der Patentierung von Leben
durchzusetzen, unabhängig davon, ob es
sich um klassische oder gentechnische Ver-
fahren handelt. Zur Gentechnik in der
Landwirtschaft  lasse der Antrag Fragen of-
fen, hieß es. Abschließend wurde interfrak-
tionell die Überweisung der Vorlage an den
federführenden Rechtsausschuss sowie vier
mitberatede Ausschüsse vereinbart. ver ❚

Debatte über
Hasskriminalität
STRAFRECHT Menschenverachtende Ziele
von Tätern sollen strafverschärfend berück-
sichtigt werden. Das fordert die SPD-Frakti-
on in einem Antrag (17/8131), der vergan-
genen Donnerstag Thema im Plenum des
Bundestags war.
Insbesondere rassistische oder fremden-
feindliche Beweggründe und Ziele eines Tä-
ters müssen nach Ansicht der Sozialdemo-
kraten strafverschärfend berücksichtigt wer-
den. Das Strafrecht müsse deutlicher als bis-
her zum Ausdruck bringen, dass die
Gesellschaft Straftaten nicht duldet, die sich
gegen Personen richtet allein oder vorwie-
gend wegen ihrer politischen Einstellung,
Nationalität, Hautfarbe, Religion, Weltan-
schauung oder aufgrund ihres äußeren Er-
scheinungsbildes, ihrer Behinderung, ihrer
sexuellen Orientierung oder ihres gesell-
schaftlichen Statuts. Derartige Straftaten
wiesen im Vergleich zu sonstigen Gewaltta-
ten einen erhöhten Unrechtsgehalt auf, be-
tonten die Sozialdemokraten.
Die Mordserie der Zwickauer Terrorzelle lie-
ferte der SPD-Fraktionen in der Plenarde-
batte Argumente für die Verschärfung des
Strafrechts. Die Linksfraktion hingegen
lehnt den Gesetzentwurf in dieser Form ab.
Sie fürchtet eine missbräuchliche Verwe-
nung der Gesetzesbestimmungen. Auch die
FDP-Fraktion sprach sich gegen den Antrag
aus. Für eine Diskussion des Antrags im
Rechtsausschuss plädierte die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. Die CDU/CSU-
Fraktion hingegen will sich der Überprü-
fung des aktuellen Strafrechts nicht ver-
schließen. Es müsse aber geprüft werden, ob
es sich bei einer Gesetzesänderung nicht
nur um ein symbolisches Gesetz handele. 
Im Anschluss an die halbstündige Ausspra-
che wurde interfraktionell die Überweisung
des Antrags zur Beratung in den Rechtsaus-
schuss sowie in den Innenausschuss be-
schlossen.            ver ❚

»So viele
Mindestlöhne gab
es noch nie in
Deutschland«
Peter Weiß (CDU)
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Regelung zu Sponsorengeldern geplant
RECHENSCHAFTSBERICHTE Einnahmen der Bundestagsparteien 2009 insgesamt gestiegen

Wer glaubt, Abgeordnete hätten den Bezug
zu den Alltagsproblemen der Bürger verlo-
ren, der wurde während der Debatte über
die sozialen Bürgerrechte eines Besseren be-
lehrt. Am vergangenen Donnerstag debat-
tierte der Bundestag über einen Antrag
(17/7032), mit dem die Grünen-Fraktion
mehr Rechte für Nutzer von Sozialleistun-
gen durchsetzen will. Und gleich ihr erster
Redner, Markus Kurth, hatte mehrere Bei-
spiele aus dem Alltag parat, um zu illustrie-
ren, wie diese Rechte oft missachtet werden.
Er berichtete etwa von einem Einbeinigen,
dem die Sozialbehörden die Finanzierung
einer Prothese verweigerten, woraufhin es
zu einem 15monatigen Rechtsstreit kam. 
Sozialleistungsträger befänden sich auf ei-
nem gefährlichen Weg in die Rechtlosigkeit,
beklagte Kurth deshalb. „Die Verweigerung
von Leistungen gehört zum System“, fügte
der Sozialpolitiker hinzu. Hier habe es in
den vergangenen Jahren eine „dramatische
Zunahme“ gegeben. Bürger würden zu Bitt-
stellern und die Leistungsfähigkeit der Sozi-
alsysteme werde geschwächt.

Bessere Beratung Bündnis 90/Die Grünen
fordern deshalb einen Gesetzentwurf, der
die Verfahrens-, Leistungs- und Partizipati-
onsrechte der Nutzer sozialer Leistungen
stärkt. Ferner solle der Beratungsanspruch

gegenüber Leistungsträgern verbessert und
vorhandene Beratungsstrukturen zu einer
trägerunabhängigen Beratungsinstanz wei-
terentwickelt werden. Leistungsberechtigte
sollten einen Rechtsanspruch auf Aufstel-
lung eines Hilfeplanes erhalten. Bezogen
auf das Sozialprozessrecht verlangen die
Abgeordneten, die Sozialgerichtsbarkeit als
eigenständigen Gerichtszweig zu erhalten.  

Für die Union dokumentiert der Vorstoß
„eine gewisse Themennot der Grünen“. Ei-
nen dringenden Handlungsbedarf könne er
nicht erkennen, betonte Johann Wadephul
(CDU). Bei mehr als 3.000 Paragrafen in
den Sozialgesetzbüchern sei nicht für jeden
Fall eine „wasserdichte Lösung“ zu finden.
Pascal Kober (FDP) sagte, es sei wichtig, so
viele Menschen wie möglich aus der Abhän-
gigkeit des Sozialstaates zu befreien. Außer-
dem müssten die Mitarbeiter der Behörden
etwa durch entsprechende Ausbildungs-
chancen besser unterstützt werden. 
„Wenn wir über soziale Bürgerrechte disku-
tieren, dann geht es darum, dass Menschen
nicht Bittsteller sind“, betonte Anette Kram-
me (SPD). Hier gebe es tatsächlich „Verbes-
serungsbedarf“. Sie unterstützte die Vor-
schläge für eine bessere Beratung und den
Erhalt einer eigenen Sozialgerichtsbarkeit.
Matthias W. Birkwald (Die Linke) betonte:
„Ein würdevolles Leben kann der Mensch
nur in Freiheit führen“. Damit meine er aber
nicht die Freiheit der Märkte, sondern eine
Freiheit, die vor staatlicher Willkür schützt.
Denn die Freiheit der Armen, sich als Bitt-
steller an den Staat zu wenden, sei eine
„würdelose Freiheit“. Ohne soziale Rechte
blieben Freiheit und Würde nur eine Mög-
lichkeit, die viele sich hierzulande nicht
leisten könnten. che ❚

»Die Bürger sind keine Bittsteller«
SOZIALGESETZE Grüne wollen Rechtsanspruch der Leistungsempfänger stärken

>STICHWORT

> Mindestlöhne gibt es derzeit in elf Branchen, unter ande-
rem in der Abfallwirtschaft, dem Dachdeckerhandwerk, bei
den Gebäudereinigern und der Zeitarbeit.

> Im Niedriglohnsektor arbeiten 6,5 Millionen Menschen.
Die Niedriglohngrenze liegt bei 9,50 Euro (West) und 6,87
Euro (Ost) pro Stunde. 40 Prozent der Niedrigverdiener ha-
ben ein Einkommen unter der Armutslohngrenze. 2,1 Mil-
lionen Bürger erhalten weniger als sechs Euro je Stunde.

> Die Opposition macht unterschiedliche Vorschläge. Die
SPD  plädiert für einen flächendeckenden Mindestlohn von
8,50 Euro pro Stunde, die Grünen wollen die Höhe von ei-
ner Kommission bestimmen lassen und die Linke verlangt
einen gesetzlichen Mindestlohn von zehn Euro pro Stunde.

MINDESTLOHN – Ende der Debatte nicht in Sicht
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Millionen Arbeitnehmer arbeiten für Niedriglöhne, oft unterhalb der Armutsgrenze. Alle Parteien wollen dies ändern – jede auf einem anderen Weg.

Undurchsichtiger Paragrafendschungel
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F
ür die US-amerikanische Schau-
spielerin Joan Collins, inzwi-
schen 78 Jahre alt, ist die Sache
klar: „Alter ist irrrelevant, es sei
denn, du bist eine Flasche
Wein.“ Doch so gelassen gehen

nur wenige Menschen mit dem Thema um.
Geht es um ältere Menschen, sagte der Par-
lamentarische Staatssekretär im Bundesfa-
milienministerium, Hermann Kues (CDU),
am vergangenen Donnerstag im Bundestag,
herrsche allzu häufig die Wahrnehmung
von Krankheit und Gebrechlichkeit vor. Le-
bensfreude, Humor und Abenteuerlust
stünden nicht im Mittelpunkt. Es sei „nicht
selbstverständlich, das Herbstgold zu se-
hen“, betonte Kues.
Das soll sich ändern – und zwar nicht nur
in den Köpfen der älteren Menschen selbst,
sondern in der gesamten Gesellschaft. Man
müsse die „Altersbilder positiv fortentwi-
ckeln“, heißt es in einem Antrag der Koali-
tionsfraktionen (17/8345), der zur Bera-
tung in den Ausschuss für Familie, Frauen,
Senioren und Jugend überwiesen wurde.
Darin wird die Bundesregierung aufgefor-
dert, Maßnahmen zur Verbreitung positiver
Altersbilder zu ergreifen, verstärkt die Po-
tenziale der zweiten Lebenshälfte zu aktivie-
ren und an die Kommunen zu appellieren,
eine Infrastruktur auch für das bürgerliche
Engagement Ältere zu gestalten.

Vielfalt der Lebensformen Diese Erkennt-
nis fußt auf den Ergebnissen des Sechsten
Altenberichts (17/3815), der ebenfalls zur
weiteren Beratung an den Familienaus-
schuss überwiesen wurde. Danach beruhen
„aktuell vorherrschende Altersbilder noch
auf der Wahrnehmung früherer Generatio-
nen“. Die Vielfalt der Lebensformen und
„gerade auch die Stärken der älteren Men-
schen von heute“ würden „damit nicht wi-
dergespiegelt und somit auch in ihrer Ent-
faltung gehindert“. Welches Bild in einer Ge-
sellschaft vom Alter herrsche, sei aber auch
wichtig für die heute Jungen: Das wirke sich
auf verschiedene Lebensbereiche aus, denn
es definiere, welche Rollen älteren Men-

schen in der Gesellschaft offen stehen und
was von ihnen in diesen Rollen erwartet
wird. Denn: Wer heute ein Bild vom Alter
hat, in dem man sich bestenfalls am Senio-
renteller erfreut, der wird für sich selbst
kaum für möglich halten, mit 60plus an 
Beachpartys teilzunehmen. 

Wille zu Engagement Wie aus dem Bericht
hervorgeht, verbinden viele mit dem Altern
in erster Line die Angst vor Pflegebedürftig-
keit, Abhängigkeit und Demenz. Dabei, das
stellen Union und FDP in ihrem Antrag he-
raus, seien die meisten Menschen zwischen
60 und 80 Jahren heute geistig und körper-
lich fit, viele könnten und wollten sich en-
gagieren oder auch über die Grenze von 67
Jahren hinaus arbeiten.  Alter solle deshalb
nicht einseitig, sondern so dargestellt wer-
den, dass die „vielfältig vorhandenen Stär-
ken älterer Menschen deutlich werden“.
Die Koalition sieht sich bei der Implemen-
tierung dieser neuen, realistischeren Bilder
vom Alter auf dem richtigen Weg. Beispiels-
weise sei es eine Erfolgsgeschichte, dass der
Bundesfreiwilligendienst für Senioren ge-
öffnet wurde, unterstrich Hermann Kues.
Auch die Mehrgenerationenhäuser hätten
sich bewährt. Mit der Pflegezeit, die es Ar-
beitnehmern ermöglicht, sich für bestimm-
te Zeit von der Arbeit freistellen zu lassen,
um Angehörige zu pflegen, habe Schwarz-
Gelb eine „Lösung für einen erheblichen
Teil der Bevölkerung hinbekommen“ und
stärke den Zusammenhalt der Generatio-
nen. FDP-Familienexpertin Nicole Bracht-
Bendt sagte an, die Koalition werde beste-
hende Altersgrenzen daraufhin überprüfen,
ob sie nötig seien. Für die Union betonte
Norbert Geis (CSU), man kenne die Leis-
tungsfähigkeit der Älteren von vielen Bei-
spielen aus Politik, Wirtschaft, Kunst und
Kultur. Sie würden aber noch zu sehr „als
Ausnahmen gesehen“. Geis kündigte an,
über eine Wiederauflage der Eigenheimzu-
lage nachzudenken – wenn man wolle, dass
Familien ihre Eltern „heimholen können“,
müsse ihnen auch ein Leben mit genügend
Platz ermöglicht werden.

Auch die Opposition ist davon überzeugt,
dass viele ältere Menschen noch viel leisten
wollen – sie wirft der Bundesfamilienminis-
terin Kristina Schröder (CDU) allerdings
Versagen dabei vor, eine geeignete Altenpo-
litik zu entwickeln. Der Altenbericht sensi-
bilisiere zwar, sagte Petra Crone (SPD), sie
vermisse allerdings eine konkrete Hand-
lungsempfehlung an die Politik. Das zu-
ständige Ministerium kürze und streiche
überall und setze dabei auf eine „auch auf-
gezwungene Freiwilligkeit“. Ältere brauch-
ten zwar keine Bevormundung, wohl aber
„Stütze und Begleitung“. Die Grünen-Abge-
ordnete Elisabeth Scharfenberg betonte,
notwendig sei eine „aktive Altenpolitik“ –
die Leitung des Familienministeriums, wo
diese eigentlich gemacht werden müsse, sei
aber „ein Desaster“. Ministerin Schröder
„mogelt sich durch ihr Amt“, indem sie auf
„lustlose Appelle und freiwillige Selbstver-
pflichtungen“ setze.

Armut ausgeblendet Noch heftigere Kritik
kam von der Linksfraktion: Sie stellt die ge-
samte Intention des Altenberichts in Frage.
Die Regierung entwerfe das Bild des 75-jäh-
rigen fitten, wohlhabenden Rentners als
„Prototyp aktiven Alters“ und blende dabei
diejenigen älteren Menschen aus, die ihren
Lebensabend in Armut und Krankheit ver-
bringen müssten. Ihre Fraktion, sagte Lin-
ken-Parlamentarierin Heidrun Dittrich, ver-
weigere sich dem „Zwang zur Erwerbstätig-
keit“, den die Regierung als „gesellschaftli-
che Teilhabe durch Arbeit“ verkaufe und
setze auf ein Konzept der solidarischen Min-
destrente. Die „Leistungsminderung“ älterer
Menschen sei Realität; es sei nicht selbstver-
ständlich, dass Menschen das vorgegebene
Ruhestandsalter von 67 erreichten.
Unter den Abgeordneten selbst dürfte diese
Interpretation auf Unverständnis stoßen: 
37 der insgesamt 620 Abgeordneten sind 
67 Jahre und älter. Susanne Kailitz ❚

ALTER Die Generation 60plus ist viel fitter als vielfach 
angenommen. Die Koalition will das Bewusstsein dafür schärfen

Beachparty statt
Seniorenteller

GESUNDHEIT Die Bundesregierung schließt
Konsequenzen aus dem Skandal fehlerhafter
Brustimplantate nicht aus. Die Parlamentari-
sche Staatssekretärin im Gesundheitsministeri-
um, Ulrike Flach (FDP), sagte in der Fragestun-
de des Bundestages am Mittwoch, sie denke,
dass die Regierung gemeinsam mit den Län-
dern „zu einer Verschärfung der Kontrollen
kommen“ werde. Zuvor hatte die Regierung be-
reits im Gesundheitsausschuss deutlich ge-
macht, dass sie eine bessere Überwachung der
Medizinprodukteherstellung erwäge.
„Kriminellen Handlungen“ wie im Fall der min-
derwertigen Silikonkissen der französischen Fir-
ma Poly Implant Prothèse (PIP) sei nicht mit
dem Zulassungsrecht beizukommen, erläuterte
die Regierung im Ausschuss. Ausdrückliche Un-
terstützung erhielt die Regierung in diesem
Punkt von den Koalitionsfraktionen.
Auf die Frage der Oppositionsfraktionen, ob die
Frauen, denen fehlerhafte Silikonkissen implan-
tiert wurden, die Kosten der Explantation tra-

gen müssen, hieß es seitens der Regierung, die
gesetzlichen Krankenkassen übernähmen die
Kosten für die Entfernung von Brustimplanta-
ten, wenn von diesen eine Gesundheitsgefähr-
dung ausgehe. Nach der Empfehlung des Bun-
desinstituts für Arzneimittel und Medizinpro-
dukte (BfArM) liege eine solche Gesundheitsge-
fährdung bei den Produkten der Firma PIP
sowie des niederländischen Herstellers Rofil
Medical vor. Bei der Kostenübernahme für die
Implantatsentnahme komme es nicht darauf
an, ob die Implantation aus medizinschen
Gründen oder als eine Schönheitsoperation er-
folgte. Die Regierung wies darauf hin, dass die
Krankenkassen die Betroffenen laut Sozialge-
setzbuch in angemessener Höhe an den Kosten
beteiligen müssen, wenn die Implantation nicht
aus medizinischen Gründen erfolgte.
Das BfArM führte weiter aus, dass eine gesi-
cherte Zahl der in Deutschland von dem PIP-
Skandal betroffenen Frauen nicht vor Mitte Feb-
ruar vorliegen werde. mpi ❚

Folgen aus Brustimplantate-Skandal

FAMILIE Die SPD-Fraktion und die Linksfrakti-
on haben keine Mehrheit für ihre Anträge zur
Rücknahme von Mittelkürzungen bei den Ju-
gendprogrammen „Schulverweigerung – Die
zweite Chance“ und „Kompetenzagenturen“
bekommen. Der Bundestag lehnte die beiden
Anträge (17/6103, 17/6393) mit den Stimmen
der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP am
vergangenen Donnerstag mehrheitlich ab.
Die Sozialaldemokraten und Linken hatten die
Bundesregierung aufgefordert, die geplanten
Kürzungen der Mittel aus dem Europäischen
Sozialfonds (ESF) zurückzunehmen. Nach An-
sicht der SPD benötigen die beiden Programme
in den Jahren 2011 bis 2013 mindestens 
112 Millionen Euro aus ESF-Mitteln. Die beiden
Programme seien unverzichtbare Angebote der
Jugendhilfe zur sozialen, schulischen und beruf-

lichen Integration benachteiligter Jugendlicher,
argumentierten die Oppositionsfraktionen. Zu-
dem forderten sie, die 20-prozentige Kofinan-
zierung der beiden Programme aus Bundesmit-
teln nach dem zweiten und dritten Sozialge-
setzbuch weiter zu führen.
Auch CDU/CSU und FDP bewerteten die Pro-
gramme als Erfolg. Deshalb sei es richtig, dass
sie fortgeführt werden. Dafür stünden 80 Mil-
lionen Euro zur Verfügung. Von einer Mittelkür-
zung könne auch nicht die Rede sein. Nach Ab-
lauf der zurückliegenden Programmphase bis
2011 seien im Ausschreibungs- und Bewilli-
gungsverfahren für die neue Programmphase
bis 2013 neue Akzente gesetzt worden. Künftig
werde es 181 Kompetenzagenturen und 191
Standorte für das Schulverweigerer-Programm
geben. aw ❚

Streit über Jugendprogramme

FAMILIE Die Oppositionsfraktionen Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen sind mit ihren For-
derungen nach einer Aufnahme des Kinder-
schutzes in das Grundgesetz und nach Ände-
rungen asyl- und ausländerrechtlicher Regelun-
gen gemäß der UN-Kinderrechtskonvention ge-
scheitert. Der Bundestag lehnte die ent-
sprechenden Anträge der Linken (17/7643,
17/7644) und der Grünen (17/7187) am vergan-
genen Donnerstag mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen CDU/CSU und FDP gegen das
Votum der Opposition mehrheitlich ab.
Nach Ansicht von Union und Liberalen führt die
ausdrückliche Aufnahme von Kinderrechten ins
Grundgesetz zu keiner Verbesserung, da Kinder
auch nach geltender Verfassungslage Träger
von Grundrechten seien. Zudem hätte die Ko-
alition bereits vielfältige Verbesserungen der
Kinderrechte bewirkt – etwa durch das Bundes-

kinderschutzgesetz und die Änderung des Im-
missionsschutzgesetzes, wonach Kinderlärm
nicht mehr als „schädliche Umwelteinwirkung“
behandelt werden dürfe. Außerdem werde
Deutschland voraussichtlich dieses Jahr das Zu-
satzprotokoll der Vereinten Nationen zur Ein-
führung eines Individualbeschwerderechts für
Kinder ratifizieren.
Die Opposition verwies auf die Entschließung
des Bundesrates, nach der Kinderrechte in der
Verfassung verankert werden sollen. Auch in
den Landesverfassungen seien vielfach Kinder-
rechte verankert worden. Die Linksfraktion und
Bündnis 90/Die Grünen forderten in ihren An-
trägen zudem, dass inländische und ausländi-
sche Kinder gemäß der UN-Kinderrechtskon-
vention rechtlich gleichgestellt werden. Zudem
müsse die Abschiebung von minderjährigen
Flüchtlingen beendet werden. aw ❚

Kinderschutz nicht im Grundgesetz

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Der Bundestag wird voraussichtlich am
Donnerstag dieser Woche die Einsetzung ei-
nes parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses zu der  im vergangenen November
bekanntgewordenen Mordserie von Neona-
zis beschließen. Auf die Einrichtung des Un-
tersuchungsausschusses, der auch einen
Sonderermittler einsetzen können soll, hat-
ten sich die Parlamentarischen Geschäfts-
führer aller fünf Bundestagsfraktionen ver-
ständigt. Zudem soll eine Expertenkommis-
sion mit Vertretern von Bund und Ländern
zur Aufarbeitung möglicher Ermittlungs-
pannen rund um die Mordserie beitragen.
Auch der Thüringer Landtag berät in dieser
Woche über einen Antrag aller Fraktionen
zur Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses zu der Neonazi-Zelle.
Sie soll für die Morde an mindestens neun
türkisch- und griechischstämmigen Klein-
unternehmern sowie einer Polizistin verant-
wortlich sein. Der Bundestag hatte Ende
November einstimmig die Morde entschie-

den verurteilt und sich entschlossen gezeigt,
„sowohl die politisch-gesellschaftliche Aus-
einandersetzung mit Rechtsextremisten und
ihren Verbündeten vertieft fortzusetzen als
auch die unabdingbaren Konsequenzen für
die Arbeit der Sicherheitsbehörden rasch zu
ziehen“. Dazu sei eine „umfassende Fehler-
analyse unverzichtbar“, hieß es in der von
allen Fraktionen vorgelegten Erklärung. 

Mitgliederzahl umstritten Vorsitzender
des Untersuchungsausschuss soll der SPD-
Abgeordnete Sebastian Edathy werden, der
in der vergangenen Legislaturperiode den
Vorsitz des Innenausschusses innehatte
(siehe Seite 1). Auf Kritik bei der Links- und
der Grünen-Fraktion stieß vergangene Wo-
che die geplante Zusammensetzung des Un-
tersuchungsausschusses. Dem Gremium
sollen danach neben vier Abgeordneten der
CDU/CSU-Fraktion und drei SPD-Parla-
mentariern zwei Vertreter der FDP-Fraktion
sowie je ein Mitglied der Links- und der

Grünen-Fraktion angehö-
ren. Für Die Linke monier-
te ihre Innenexpertin Petra
Pau, ihre und die Grünen-
Fraktion stellten dann „zu-
sammen weniger als 25
Prozent“ und könnten da-
mit „nicht einmal Anträge
durchsetzen“. 
Der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der Grünen-
Fraktion, Volker Beck,
sprach sich dafür aus, dass
der Ausschuss acht oder 15
Mitglieder haben solle. In
beiden Fällen hätten auch
die Vertreter der Links- und
der Grünen-Fraktion in
dem Ausschuss ein eigen-
ständiges Beweisantrags-
recht. Helmut Stoltenberg ❚

Parlament will Aufklärung 

Mehr zum Thema unter:
www.bmfsfj.de/BMFSFJ/aeltere-menschen.html 

Die neuen Alten heißen „Silver Surfer“ oder „Best Agers“. Der Bundestag diskutiert, wie die Potenziale des Alters zu nutzen sind.
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NEONAZIS Alle Fraktionen für Untersuchungsausschuss 

Kritik an geplanter Ausschussgröße: Petra Pau (Linke) 
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Preis für jugendfreundlichste
Kommune gefordert 
Nach dem Willen der Fraktion Die Linke soll
am Internationalen Tag der Jugend im Jahr
2013 erstmal die jugendfreundlichste Kom-
mune als „Ort der Zukunft“ gekürt und mit
einem Preisgeld ausgezeichnet werden. In
ihrem Antrag (17/7846), den der Bundestag
am vergangenen Donnerstag zur Beratung
in die Ausschüsse überwies, fordert die
Linksfraktion die Bundesregierung auf, ein
entsprechendes Konzept vorzulegen. aw ❚

Regierung legt im Frühjahr
Demografie-Strategie vor 
Die Bundesregierung will im Frühjahr eine
Demografie-Strategie vorlegen, um den He-
rausforderungen der schrumpfenden Bevöl-
kerung zu begegnen. Wie aus dem als Un-
terrichtung (17/7699) vorgelegten Demo-
grafiebericht weiter hervorgeht, strebt die
Regierung unter anderem die Sicherung der
Fachkräftebasis und eines hohen Produkti-
vitätswachstums an. Notwendig sei dazu
„vorrangig die Qualifizierung und Aus-
schöpfung des inländischen Arbeitskräfte-
potenzials, aber auch mehr qualifizierte Zu-
wanderung sowie die Stärkung des For-
schungs- und Innovationspotenzials“, heißt
es in der Vorlage. Die Regierung rechnet da-
mit, dass vom Jahr 2020 an der Rückgang
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter
„deutlich schneller verlaufen“ werde als der
Rückgang der Gesamtbevölkerung. mpi ❚

Kostenloses Girokonto 
für alle Bürger verlangt
Nach Auffassung der Linksfraktion soll je-
dem Bürger Anspruch auf ein kostenloses
Girokonto gewährt werden. In einem Antrag
(17/8141) verlangen die Abgeordneten von
der Regierung, einen entsprechenden Ge-
setzentwurf vorzulegen. Ein Girokonto sei
eine grundlegende Voraussetzung für die
Teilhabe am wirtschaftlichen und sozialen
Leben und damit Teil der Daseinsvorsorge.
Die Lage finanziell schwacher Menschen
verschlechtere sich durch die Ablehnung
oder Kündigung eines Girokontos zusätz-
lich, schreibt die Linksfraktion. bob ❚

Die Linke will das 
Tarifsystem stärken
Die Linksfraktion will das Tarifsystem auf ge-
setzlichem Wege stabilisieren, indem die All-
gemeinverbindlichkeitserklärung von Tarif-
verträgen erleichtert wird. Dazu haben die
Abgeordneten einen Antrag (17/8148) vor-
gelegt, der am vergangenen Donnerstag
erstmals im Bundestag beraten wurde. Sie
begründen ihre Initiative damit, dass verhin-
dert werden müsse, dass die Löhne weiter
sinken und das Lohnspektrum nach unten
ausfranst. Verlangt wird zudem ein flächen-
deckender Mindestlohn. che ❚

KURZ NOTIERT

Kampf gegen 
die Pfunde
SPORT Wenn die überzähligen Kilos erst-
mal da sind, ist es sehr schwer sie wieder los-
zuwerden. Der Kampf gegen Adipositas
(Fettleibigkeit) muss daher früh beginnen –
am besten schon im Kindergartenalter. Die-
se Ansicht vertrat die Sportwissenschaftlerin
Renate Zimmer von der Universität Osna-
brück während der Sitzung des Sportaus-
schusses am vergangenen Mittwoch. Über-
gewicht sei nicht nur ein medizinisches Pro-
blem, sondern sorge auch für ein fehlendes
Selbstwertgefühl, betonte sie. 
Ebenso wie der Generaldirektor des Deut-
schen Olympischen Sportbundes, Michael
Vesper, betonte Zimmer die Bedeutung des
Sports im Rahmen der Prävention. „Kinder
wollen sich bewegen, wenn man sie denn
lässt“, sagte Vesper. Die Sportvereine böten
dafür entsprechende Angebote. Es sei die
Tendenz zu beobachten, dass immer mehr
Übergewichtige den Weg in die Sportverei-
ne finden, sagte Vesper. Das sei auch ein Er-
folg von Projekten wie „Schwer mobil“. 
Die Sportwissenschaftlerin Zimmer steht
nach eigenem Bekunden solchen „Etikettie-
rungen“ skeptisch gegenüber. Damit werde
das Thema negativ besetzt. Sie forderte
mehr „allgemeine“ Sportangebote. Oftmals
müssten sich die Kinder entscheiden, ob sie
Fußball oder Handball spielen, oder zum
Schwimmen oder Turnen gehen wollen.
Besser sei es, eine Art „Unisportangebot“ zu
machen: „Einmal wird Basketball gespielt,
dann wieder geschwommen oder geturnt.“ 
Auf die Problematik der Arteriosklerose bei
Kindern und Jugendlichen wies der Göttin-
ger Kardiologe Martin Hulpke-Wette hin.
Bluthochdruck werde bei dieser Altersgrup-
pe viel zu selten erkannt, sagte er. Dabei be-
stünden gerade hier gute Chancen auf eine
erfolgreiche Behandlung. In Sportvereinen
müssten Kinder zunächst medizinisch un-
tersucht werden. Gerade Leistungssport sei
für Kinder mit Bluthochdruck eine Gefahr,
warnte er. hau ❚
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Die Kredite der Unternehmergattin Edith Geerkens (unten rechts mit ihrem Mann Egon) und der BW-Bank für sein Privathaus (oben rechts) haben Bundespräsident Christian Wulff (oben links) viel Ärger eingebracht.
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Grüne fordern schärferes
Waffenrecht 
Der Umgang mit halbautomatischen kriegs-
waffenähnlichen Schusswaffen soll nach
dem Willen der Grünen-Fraktion verboten
werden. Einen entsprechenden Gesetzent-
wurf (17/7732) überwies der Bundestag ver-
gangene Woche an die Ausschüsse. Darin
schreiben die Grünen-Abgeordneten, der
Massenmord auf der norwegischen Insel
Utøya im Sommer 2011 habe „auf brutale
Weise vor Augen geführt, welches Unheil
mit halbautomatischen Schusswaffen, die
vollautomatischen Kriegswaffen nachge-
baut sind, im Falle eines Missbrauchs ange-
richtet werden kann“. Dabei sei diese Art
von Schusswaffen weder für den Schieß-
sport noch für die Jagd erforderlich. Durch
eine gesetzliche Regelung, die „den Um-
gang mit halbautomatischen Schusswaffen
verbietet, die den Anschein einer vollauto-
matischen Kriegswaffe erwecken“ und zum
Schießsport beziehungsweise zur Jagd nicht
geeignet oder nicht erforderlich sind, könne
„die Gefahr eines Missbrauchs maßgeblich
eingedämmt werden“. sto ❚

Hessen soll einen zusätzlichen
Wahlkreis erhalten
Bei der nächsten Bundestagswahl soll Hes-
sen einen Wahlkreis mehr als bisher und
Mecklenburg-Vorpommern einen weniger
haben. Dies sieht ein Gesetzentwurf der
Fraktionen von CDU/CSU und FDP (17/8350)
zur Änderung des Bundeswahlgesetzes vor,
den der Bundestag am vergangenen Don-
nerstag in erster Lesung behandelte. Danach
soll Hessen künftig 22 statt bisher 21 Wahl-
kreise umfassen und Mecklenburg-Vorpom-
mern sechs statt sieben. Aufgrund der seit
der jüngsten Änderung der Einteilung der
299 Wahlkreise im Jahr 2008 erfolgten Be-
völkerungsentwicklung sei „für die Wahl
des 18. Deutschen Bundestages die Umver-
teilung eines Wahlkreises von Mecklenburg-
Vorpommern nach Hessen erforderlich“,
heißt es in der Vorlage. Hessen verzeichne
einen stetigen Bevölkerungszuwachs, Meck-
lenburg-Vorpommern hingegen einen steti-
gen Bevölkerungsrückgang. sto ❚

Kontrollgremium legt
Tätigkeitsbericht vor 
Das Parlamentarische Kontrollgremium zur
Kontrolle der Nachrichtendienste des Bun-
des hat seinen Tätigkeitsbericht für den Zeit-
raum vom September 2009 bis Oktober
2011 vorgelegt. Wie aus der Unterrichtung
(17/8247) hervorgeht, stellte sich thema-
tisch auch in diesem Zeitraum die Bekämp-
fung des internationalen Terrorismus als
zentrale Aufgabe der deutschen Sicherheits-
behörden dar. Weitere Schwerpunkte seien
die Piraterie vor der Küste Somalias, der po-
litische Extremismus in Deutschland sowie
Proliferation, Spionageabwehr und die Cy-
bersicherheit gewesen. Im Berichtszeitraum
hat laut Vorlage „die Bundesregierung – so-
weit dies für das Gremium ersichtlich war –
in der überwiegenden Zahl der Fälle ange-
messen, zeitnah und im gebotenen Umfang
über die relevanten nachrichtendienstlichen
Vorgänge unterrichtet“. sto ❚

Adoptionsrecht in
Lebenspartnerschaften
Ob Menschen in einer eingetragenen Le-
benspartnerschaft das adoptierte Kind ihres
Partners ebenfalls adoptieren dürfen, wird
derzeit geprüft. Dabei werde auch der Aus-
gang zweier beim Bundesverfassungsge-
richt anhängiger Verfahren von Bedeutung
sein, teilt die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort (17/8248) auf eine Große Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (17/4112)
mit. Das Bürgerliche Gesetzbuch sieht die
Möglichkeit vor, ein von dem Ehepartner
adoptiertes Kind zu adoptieren. Das Lebens-
partnerschaftsgesetz sehe diese Möglichkeit
für Schwule und Lesben bisher nicht vor. Das
„Europäische Abkommen über die Adoption
von Kindern“ vom Herbst 2008 überlasse
den Staaten die Entscheidung, in einer sta-
bilen Partnerschaft zusammenlebenden, ho-
mosexuellen Paaren die Adoption eines Kin-
des zu ermöglichen, schreibt die Bundesre-
gierung in der Antwort. bob ❚

Vorschläge zum Schutz 
in Gefahrenlagen
„Möglichkeiten und Notwendigkeiten zur
Prävention und Linderung der Folgen einer
Gefahrenlage sowie zur Wiederherstellung
der Lebensbedingungen“ werden im vierten
„Gefahrenbericht der Kommission zum
Schutz der Zivilbevölkerung beim Bundes-
ministerium des Inneren“ benannt. Der als
Unterrichtung (17/8100) vorgelegte Bericht
enthält eine Zusammenfassung der Beurtei-
lung der Kommission zu Gefahren und Risi-
ken für die Bevölkerung. In der Vorlage wird
die derzeitige Situation in Deutschland „be-
züglich verschiedener Gefahren, Risiken und
Wirkungen beschrieben“ und es werden
Empfehlungen für Maßnahmen zu ihrer Be-
wältigung gegeben. sto ❚

KURZ NOTIERT

Es ist ein erstaunliches Bild, das Annegret
Kramp-Karrenbauer (CDU) und Heiko
Maas (SPD) vermittelten. Obwohl die Son-
dierungsgespräche der Ministerpräsidentin
und des SPD-Fraktionschefs über eine Gro-
ße Koalition im Saarland gescheitert sind,
übten sich beide in Harmonie, als sie ver-
gangenen Donnerstag Neuwahlen bekannt-
gaben. Übereinstimmend begründeten bei-
de auch die Entscheidung, an der Saar nach
der Aufkündigung der „Jamaika“-Koalition
mit FDP und Grünen durch Kramp-Karren-
bauer Neuwahlen anzuberaumen. Ange-
sichts der „großen strukturellen Probleme“
des Landes „braucht eine Regierung eine Le-
gitimation für fünf Jahre“, sagte die CDU-
Politikerin. Die SPD sei an stabilen Verhält-
nissen interessiert, assistierte Maas, derzeit
hätte eine Große Koalition den „Charakter
einer Übergangsregierung“. 
So entsteht der Eindruck, eigentlich seien
Union und SPD zur Elefantenhochzeit ent-
schlossen – nur nicht jetzt, sondern später.
Aber ist dieses Bündnis tatsächlich ein
Selbstläufer mit einem Wahlkampf als Vor-
spiel? Solche Rechnungen lassen den Chef
der saarländischen Linksfraktionschef, Os-
kar Lafontaine, außer Acht, der dieses Tech-
telmechtel auf die Probe stellen dürfte.
Der saarländische Landtag wird voraus-
sichtlich noch in dieser Woche den Weg für

Neuwahlen frei machen. Das Landtagsprä-
sidium will den Termin für eine Sondersit-
zung zur Auflösung des Parlaments an die-
sem Montag festlegen. Als Wahltermin gilt
der 25. März als wahrscheinlich.

Inhaltliche Konflikte Jamaika, einst als in-
novatives Modell gepriesen, ist schon fast
abgehakt. An die Wand gefahren hat diese
Konstellation vor allem die Saar-FDP mit ei-

ner personellen Harakiri-Show der Extra-
klasse. Doch diese Querelen verdecken, dass
auch die inhaltlichen Konflikte der drei Par-
teien in den vergangenen Monaten zuge-
nommen hatten, etwa in der Industrie-, der
Energie- und der Verkehrspolitik. Gleich-
wohl zeterte Grünen-Saarchef Hubert Ul-
rich, der diese Koalition nach wie vor für
„richtig“ hält, es habe keinen Grund für ein
vorzeitiges Ende des Bündnisses gegeben. 

Nach dem Aus für Jamaika vor gut zwei Wo-
chen strebte die CDU mit Verve eine große
Koalition an, um an der Macht bleiben zu
können. Die Christdemokraten waren be-
reit, der SPD weit entgegenzukommen. Die
Gespräche hätten auch „viele Gemeinsam-
keiten“ und „große inhaltliche Schnittmen-
gen“ offenbart, bilanzierte Kramp-Karren-
bauer, es gebe keine Unterschiede, „die
nicht vernünftig miteinander zu besprechen
wären“. In der Tat traten bei zentralen The-
men wie Wirtschaft, Industrie und Energie
keine unüberbrückbaren Gegensätze zuta-
ge. Differenzen zur Gemeinschaftsschule
wären wohl ebenso zu überwinden gewesen
wie Meinungsunterschiede beim Tariftreue-
gesetz. Es existierten „viele gute Gründe für
eine große Koalition“, sagte Maas.
Doch der SPD-Chef hatte in seiner Partei
den Widerstand gegen ein solches Bündnis
und den Ruf nach Neuwahlen zunächst un-
terschätzt. Dann zog Maas die Notbremse
und baute in die Verhandlungen als Soll-
bruchstelle die Forderung ein, die regulären
Wahlen im Herbst 2014 auf den Tag der
Bundestagswahl 2013 vorzuziehen. Dies
wollte die CDU nicht akzeptieren.  
Nach Umfragen zeichnet sich für den künf-
tigen Landtag eine Mehrheit für die große
Koalition oder Rot-Rot ab. Es grenzte an ein
Wunder, schaffte die FDP den Sprung ins

Parlament. Weder für Schwarz-Grün noch
für Rot-Grün dürfte es reichen. Die CDU hat
nur die SPD als Bündnisperspektive. Wer-
den Union und SPD einen Kuschelwahl-
kampf führen, bei dem es nur noch um die
Frage geht, wer die Nummer eins wird? 

Lafontaine will Neuanfang Als Zünglein
an der Waage positioniert sich Lafontaine,
der energisch für Rot-Rot plädiert. Indes
stellt er für einen „politischen Neuanfang“
die Bedingung, dass an der Saar die Schul-
denbremse nicht über Einsparungen, son-
dern über mehr Einnahmen durch höhere
Steuern für Vermögende und Spitzenverdie-
ner umgesetzt wird. „Sozialabbau und Ein-
schnitte bei der Bildung“ müssten tabu sein.
Listig erinnert Lafontaine daran, dass auch
Maas bis vor kurzem die Schuldenbremse
attackiert hat. Doch Maas hat diese Positi-
on geräumt. Wegen dieses Themas sieht er
auch keine Basis für Rot-Rot. Indes stößt ein
solches Bündnis an der SPD-Basis und bei
den Gewerkschaften durchaus auf Zu-
spruch. Verschafft Lafontaines Nein zur
Sparpolitik der Linken Auftrieb, könnte die
SPD entgegen Umfrageprognosen doch
hinter der CDU landen. Will Maas dann Re-
gierungschef mit Rot-Rot oder Nummer
zwei hinter Kramp-Karrenbauer werden?
Spannende Zeiten. Karl-Otto Sattler ❚

Duell zweier Zugewandter
SAARLAND Bei den Neuwahlen zeichnet sich eine Mehrheit für eine Große Koalition ab. Die Linke bietet sich der SPD als Partner an

Getrennt in den Wahlkampf – gemeinsam in die Regierung? Heiko Maas (SPD) und
Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU) führen ihre Parteien in die Neuwahlen an der Saar.

D
ie Stimmung war ange-
spannt wie selten zuvor,
der Ministerpräsident saß
mit versteinerter Miene
auf seinem Platz, und aus
den Reihen der Oppositi-

on wurden wütende Zwischenrufe laut. Im
niedersächsischen Landtag war in der ver-
gangenen Woche die Welt nicht mehr in
Ordnung. Drei Tage lang debattierten die
Abgeordneten über die Frage, ob Nieder-
sachsens früherer Regierungschef Christian
Wulff, der heutige Bundespräsident, das
Parlament vor anderthalb Jahren belogen
hat. Wollte Wulff verschleiern, dass er sich
von guten Freunden aus der Wirtschaft hat-
te einladen lassen? Wenn das so wäre, hätte
er gegen die Landesverfassung verstoßen,
die von der Regierung wahrhaftige Auskünf-
te gegenüber dem Parlament verlangt. 

Wirbel um Glaeseker Außerdem geht es
um den Vorwurf, Wulff habe die Regeln der
Zurückhaltung bei der Annahme von Ver-
günstigungen missachtet. Das Ministerge-
setz in Niedersachsen verlangt, dass Regie-
rungsmitglieder keine Geschenke „in Bezug
auf ihr Amt“ annehmen dürfen. Nun gibt es
aber etliche Urlaubsreisen, Kreditannah-
men und Einladungen zu kostengünstigen
Hotelübernachtungen aus Wulffs Minister-
präsidentenzeit. Manche Einladende waren
Unternehmer, die mit Wulff auch in seiner
Eigenschaft als Regierungschef zu tun hat-
ten. Dies könnte ein Verstoß gegen das Mi-
nistergesetz sein.
Mit drei unterschiedlichen parlamentari-
schen Mitteln versuchte die Opposition von

SPD, Grünen und Die Linke, von der
schwarz-gelben Landesregierung mehr zu
Wulffs möglichen Verfehlungen zu erfah-
ren. Begonnen wurde in einer Aktuellen
Stunde mit dem Austausch von Positionen.
SPD und Grüne warfen CDU und FDP vor,
sich schützend vor Wulff zu stellen und
Rechtsverstöße des heutigen Bundespräsi-
denten zu bagatellisieren. So hatte die Lan-
desregierung unter Wulff 2010 auf eine SPD-
Frage bestritten, dass Mitarbeiter der Staats-
kanzlei an der Organisation des „Nord-Süd-
Dialogs“ 2009, einer Glamour-Veranstal-
tung mit Wirtschafts- und Showgrößen, be-
teiligt gewesen waren. Wulff war damals ein
Schirmherr, der andere war Baden-Würt-
tembergs damaliger Ministerpräsident Gün-
ther Oettinger (CDU). Inzwischen aber
mehren sich Hinweise, dass Wulffs engster
Vertrauter und damaliger Regierungsspre-
cher Olaf Glaeseker sich sehr wohl bei der
Vorbereitung dieses Treffens engagiert hatte. 

Hausdurchsuchung Glaeseker unterstützte
damals den Veranstalter Manfred Schmidt,
der mit dieser Show-Veranstaltung einen
sechsstelligen Gewinn gemacht haben soll.
Weil Glaeseker möglicherweise im Gegen-
zug kostenlos Urlaub in Schmidts Feriendo-
mizil machen durfte, ermittelt die Staatsan-
waltschaft Hannover jetzt wegen Bestech-
lichkeit. Glaesekers Haus wurde durch-
sucht. Aus diesen Zusammenhängen
erhärtet sich nun der Verdacht, die Regie-
rung habe den Landtag 2010 bei Nachfragen
zum „Nord-Süd-Dialog“ falsch informiert.
Die Opposition spürte diesem Widerspruch
nach und versuchte, mit dem Instrument

der „dringlichen Anfrage“ an die Regierung
die Zusammenhänge aufzuhellen. Minister-
präsident David McAllister, der mit den Vor-
gängen um Wulff wenig zu tun haben
möchte, schickte seinen Finanzminister
Hartmut Möllring (beide CDU) vor. Allge-
mein wurde eine vorsichtige Distanzierung

zu Wulff und Glaeseker erwartet, ein Abrü-
cken von den umstrittenen Verhaltenswei-
sen Wulffs. Dies hätten Teile der Nieder-
sachsen-CDU auch taktisch für richtig emp-
funden, denn schon 2013 ist die nächste
Landtagswahl. In McAllisters Umgebung
wird befürchtet, eine allzu große Treue zu

Wulff könne zur Folge haben, dass die gan-
ze CDU in Mithaftung für mögliche Verfeh-
lungen des heutigen Staatsoberhauptes ge-
zogen werden könnte. Doch Möllring ent-
schied sich anders, bestritt Verstöße gegen
das Ministergesetz ebenso wie falsche Aus-
künfte der Regierung vor dem Landtag.

Schon einen Tag später musste Möllring sich
allerdings korrigieren. Medien hatten be-
richtet, dass Glaeseker bei der Vorbereitung
des „Nord-Süd-Dialogs“ wohl auch Hilfs-
kräfte der Medizinischen Hochschule Han-
nover geordert hatte. Damit schien klar, dass
Möllrings Aussage vom Tag zuvor, das Land

habe sich nicht finanziell an der Veranstal-
tung beteiligt, nicht mehr haltbar ist. Just
am Morgen des dritten Tages der Parla-
mentswoche wurden diese Vorgänge be-
kannt – und dies war der Tag, an dem SPD
und Linke mit eigenen Entschließungsan-
trägen vorgeprescht waren: Die SPD wollte
die Missbilligung des Verhaltens von Wulff
durchsetzen, Die Linke forderte einen Un-
tersuchungsausschuss zur Aufhellung der
Vorgänge. Ein solcher Ausschuss sei das ein-
zige noch mögliche parlamentarische Mit-
tel, erläuterte Linksfraktionschef  Hans-
Henning Adler. Es sei in einem solchen Gre-
mium nämlich möglich, Zeugen zu verneh-
men und zu vereidigen, Akten einzusehen
und sich in aller Öffentlichkeit ein Bild über
die Berechtigung der Vorwürfe zu machen.
Der Widerspruch zwischen den Darstellun-
gen der Opposition, Wulff habe gegen Ge-
setze verstoßen, und den gegenteiligen Be-
teuerungen der Regierung sei so nachprüf-
bar. 
Während der SPD-Antrag abgelehnt wurde,
entscheidet der Landtag erst im Februar
über den Untersuchungsausschuss. Schon
in den drei Sitzungstagen der vergangenen
Woche spitzte sich die Stimmung im Parla-
ment immer mehr zu, am Freitag kam es fast
zu Tumulten. Auf Sitzungsunterbrechungen
und persönliche Erklärungen folgten wü-
tende Angriffe und Gegenangriffe. Das The-
ma Wulff, der längst nicht mehr in Hanno-
ver tätig ist, zieht Niedersachsens Landtag
tief in Mitleidenschaft. Klaus Wallbaum ❚ 

Der Autor ist landespolitischer Korrespondent
der „Hannoverschen Allgemeinen Zeitung“. 

AFFÄRE Niedersachsens Parlament streitet drei Tage lang über die Vorwürfe gegen Christian Wulff  

Dicke Luft im Landtag

Abstimmung über den SPD-Missbilligungsantrag am vergangenen Freitag im Landtag
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N
ach der Krise ist vor der
Krise. Um bei neuen Tur-
bulenzen auf den Finanz-
märkten und im Banken-
system gerüstet zu sein,
sollen umfangreiche Ga-

rantien und Kreditermächtigungen vorge-
halten werden. Dies diene den Arbeitneh-
mern, Sparern und auch Unternehmen, die
ihre Finanzgeschäfte unkompliziert und si-
cher in einem funktionsfähigen Finanz-
markt durchführen wollten, erläuterte Stef-
fen Kampeter (CDU/CSU-Fraktion), Parla-
mentarischer Staatssekretär im Finanzmi-
nisterium, am vergangenen Donnerstag bei
der ersten Beratung des von den Koalitions-
fraktionen CDU/CSU und FDP vorgelegten
Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Umset-
zung eines Maßnahmenpakets zur Stabili-
sierung des Finanzmarkts (17/8343) im
Deutschen Bundestag. 
Mit dem vom Bundestag an die Ausschüsse
überwiesenen Entwurf für ein „Zweites Fi-
nanzmarktstabilisierungsgesetz“ soll Fi-
nanzinstituten die Möglichkeit gegeben
werden, erneut Hilfen beim Staat zu bean-
tragen (Einzelheiten unten auf dieser Seite).
Kampeter sagte, Finanzmarktstabilität sei
ein „gemeinwohlorientiertes Anliegen, für
das es sich einzutreten lohnt“. 2008 sei man
von der Krise „eiskalt erwischt“ worden und
habe sehr schnell das erste Finanzmarktsta-
bilisierungsgesetz verabschieden müssen.
Seit Herbst des letzten Jahres sei klar gewor-
den, dass man möglicherweise erneut Ga-
rantien brauchen könne, nachdem das ers-
te Gesetz Ende 2010 ausgelaufen war. Der
Befund ist laut Kampeter klar und deutlich:
Durch die hohe Staatsverschuldung gebe es
Verwerfungen auf den Märkten und Miss-
trauen unter den Banken. „Dieses Mal wäre
es verantwortungslos zu warten, bis das
Kind in den Brunnen fällt“, erklärte Kampe-
ter und stellte fest: „Wir wollen Verantwor-
tung zeigen, bevor es zu krisenhaften Ver-
werfungen, kommt, die wir nicht erwarten,
aber im Bereich des Möglichen liegen.“

Öffentliches Gut Grundsätzliche Unter-
stützung fand der Gesetzentwurf bei den So-
zialdemokraten. Finanzmarktstabilität sei
ein „öffentliches Gut“, betonte Bettina Ha-
gedorn für die SPD-Fraktion. Sie kritisierte
jedoch, dass das erste Gesetz automatisch
Ende 2010 ausgelaufen sei. Die SPD-Frakti-
on habe wiederholt eine Verlängerung ange-
mahnt. Außerdem wandte sie sich gegen die
Instrumente des Gesetzes wie Garantien
und stille Beteiligungen. Der SPD wären di-
rekte Beteiligungen über Stammaktien lie-
ber gewesen. Dann könne man an Kursstei-
gerungen mitverdienen. 
„Als Baustein in der europaweiten Bekämp-
fung der derzeitigen Staatsschuldenkrise“
sagte Florian Toncar für die FDP-Fraktion
zum Gesetzentwurf. Es müsse wieder Ver-
trauen in den Bankensektor geschaffen wer-
den – europaweit. Die Banken würden ihr
Geld bei der Notenbank anlegen, statt es
sich gegenseitig zu leihen. Dieses Misstrau-
en im Bankensektor sei ein Zeichen für
Handlungsbedarf. Toncar wies darauf hin,
dass vom Sonderfonds Finanzmarktstabili-
sierung (SoFFin) gestützte Banken dafür
zahlen müssten. Umsonst gebe es nichts. 
Äußerst kritisch wurden die Bankenret-
tungsinstrumente von den anderen Opp-
postionsfraktionen bewertet. Roland Claus

(Fraktion Die Linke) machte Widersprüche
in der Union aus. Es würden jetzt giganti-
sche Hilfen für Banken zur Beschlussfas-
sung anstehen. Noch in der Großen Koali-
tion habe Kampeter gegen solche Vorschlä-
ge zur Bankenrettung aus Reihen der SPD
gewettert und von „Teufelszeug“ gespro-
chen. „Das muss jetzt gesagt werden: Sie
können nicht der Linken permanent Ver-
staatlichungswahn vorwerfen und dann
selbst munter mit Steuergeld Banken ver-
staatlichen wollen, was in Wirklichkeit eine
Verstaatlichung von Schulden ist. Das passt
nicht zusammen.“ Claus erinnerte daran,
dass die Bilanz der Bankenrettung bisher in
zweistelligen Milliardenverlusten bestehe.

Die beiden größten Schrottbanken seien
jetzt in Staatshand. Und die Deutsche In-
dustriebank (IKB), die zuerst staatliche Hil-
fe erhalten habe, „wurde inzwischen an ei-
ne Heuschrecke verschenkt“. Die Commerz-
bank sei gerettet worden , ohne was dafür
zu bezahlen. Und jetzt solle das alles wieder
von vorne anfangen, kritisierte Claus. 
Auch Gerhard Schick (Bündnis 90/Die Grü-
nen) wies darauf hin, dass die EU-Kommis-
sion dem Finanzminister habe in den Arm
fallen müssen, damit die Commerzbank
nicht noch bessere Konditionen erhalte,
„die den Steuerzahler geschädigt und die
Bankaktionäre gut gestellt hätten. Das ist
ein Teil der Bilanz der Bankenrettung in

Deutschland.“ Schick erklärte, derzeit finde
die eigentliche zweite Bankrettung auf einer
ganz anderen Ebene statt. Die Europäische
Zentralbank habe den Banken 489 Milliar-
den Euro zu Billigkonditionen zur Verfü-
gung gestellt. Dort gebe es keine Transpa-
renz, keine Deckelung der Gehälter und kei-
ne Beteiligung privater Aktionäre. „Diese
zweite Art von Bankenrettung ist das eigent-
lich Skandalöse“, kritisierte Schick. 
Besonders beliebt scheint die Rettung durch
den Staat bei den Banken nicht zu sein. Die
Commerzbank erklärte, sie wolle keine
Staatshilfen mehr. Und die IKB sammelt in-
zwischen mit hohen Zinsangeboten private
Spargelder ein. Hans-Jürgen Leersch ❚

WIRTSCHAFT Als Antwort auf die Krise in
Europa soll ein „Industrielles Erneuerungspro-
gramm“ zur Verbesserung der Wettbewerbsfä-
higkeit geschaffen werden. Ziel seien Investitio-
nen in die industrielle Modernisierung, in den
Ausbau der europäischen Energienetze sowie
in Forschung und Entwicklung, schreibt die
SPD-Fraktion in einem Antrag (17/8346), in dem
die Einleitung einer „vorsorgenden Wirtschafts-
politik“ gefordert wird. Der Antrag wurde am
Donnerstag vom Bundestag zur weiteren Bera-
tung an die Ausschüsse überwiesen.
Neben Strukturreformen und Konsolidierungs-
maßnahmen sollen für überschuldete EU-Mit-
gliedstaaten auch Wachstumsprogramme auf-
gelegt werden. Haushaltskonsolidierung könne
nicht allein durch Ausgabenkürzungen und
Strukturreformen erreicht werden. Der Erfolg
des europäischen Wirtschaftsmodells basiere
auf der Verknüpfung von Wachstum und sozia-
ler Sicherheit. „Nur wenn dies gewährleistet ist,
können Reformen gelingen“, schreibt die SPD.

Die Währungsunion soll nach den Vorstellungen
der SPD-Fraktion durch tendenziell ausgegli-
chene Leistungsbilanzen stabilisiert werden.
Defizitländer müssten ihre Wettbewerbsfähig-
keit verbessern, und Überschussländer ihre Bin-
nennachfrage insbesondere durch Lohnsteige-
rungen und zusätzliche Investitionen stärken.
Außerdem soll die Finanztransaktionssteuer
eingeführt werden – in einem ersten Schritt zu-
mindest zwischen den Staaten des Euro-Raums.
Die Bundesregierung wird aufgefordert, auf un-
gedeckte Steuersenkungen zu verzichten und
statt dessen für solide Staatsfinanzen zu sor-
gen. Die Fraktion fordert außerdem die Einfüh-
rung eines einheitlichen gesetzlichen Mindest-
lohns von 8,50 Euro pro Stunde.
Die Aussichten der wirtschaftlichen Entwick-
lung hätten sich verschlechtert, stellt die SPD-
Fraktion fest. Die Prognosen seien von großer
Unsicherheit geprägt und würden unter dem
Vorbehalt stehen, dass die Krise im Euro-Raum
nicht eskaliert. hle ❚

Industrie soll erneuert werden

HAUSHALT Der Bund hat im vergangenen Jahr
neue Kredite in Höhe von 17,3 Milliarden Euro
aufgenommen. Dies geht aus dem Bericht des
Bundesfinanzministeriums zum vorläufigen
Jahresabschluss 2011 hervor, den der Haus-
haltsausschuss am Mittwoch zur Kenntnis
nahm. Damit sei die im Haushalt 2011 vorgese-
hene Neuverschuldung von 48,4 Milliarden
Euro um rund 31,1 Milliarden Euro „erheblich“
unterschritten worden, heißt es weiter. Die
Steuereinnahmen hätten im vergangenen Jahr
248,1 Milliarden Euro betragen. Das seien 18,9
Milliarden Euro mehr als veranschlagt.
Der Vertreter des Bundesfinanzministeriums
wies darauf hin, dass neben der Steigerung der
Einnahmen auch die Ausgaben hätten gesenkt
werden können. Dies sei vor allem der „erfreu-
lichen Entwicklung“ auf dem Arbeitsmarkt zu

verdanken. Deshalb habe die Bundesagentur
für Arbeit kein Darlehen in Höhe von 5,4 Milli-
arden Euro gebraucht. Außerdem hätten unter
anderem beim Arbeitslosengeld II und im Rah-
men der Grundsicherung für Arbeitssuchende
insgesamt rund 2,5 Milliarden Euro eingespart
werden können.
Die Sprecher der Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und FDP begrüßten den Haushaltsabschluss. Es
müsse alles getan werden, dass der Kurs der
Haushaltskonsolidierung weiter eingehalten
werde. Die SPD-Fraktion wies darauf hin, dass
die Regierung von der guten Konjunktur profi-
tiere. Auch Bündnis 90/Die Grünen betonte,
dass sich strukturell wenig geändert habe. Für
die Linksfraktion ist der Aufschwung noch nicht
bei den Menschen angekommen. Die Stabilität
im Haushalt sei überaus „fragil“. mik ❚

Weniger neue Schulden als geplant

UMWELT Trotz kritischer Äußerungen von
Bundeswirtschaftsminister Philipp Rössler
(FDP) hält das  Bundesumweltministerium
(BMU) am Erneuerbaren-Energien-Gesetz
(EEG) fest. „Wir stehen zum EEG. Der Erfolg ist
offensichtlich“, sagte die Parlamentarische
Staatssekretärin des BMU, Katherina Reiche
(CDU) am vergangenen Mittwoch im Umwelt-
ausschuss des Bundestages. Gleichzeitig be-
richtete sie, dass die Marktentwicklung der
Photovoltaik im Jahr 2011 vielfach höher als
vorher erwartet ausgefallen sei: So seien im
Jahr 2011 insgesamt 7.500 Megawatt Solar-
stromleistung installiert worden, davon allein
im Dezember 3.000 Megawatt. Es sei daher ein
Ziel, das Zubauvolumen zu reduzieren, erklärte
Reiche. „Wir müssen darüber sprechen, wie das
System wieder in die Balance zu bringen ist“,
betonte sie. Dabei setze man auf den Dialog mit

der Branche. Die CDU/CSU-Fraktion betonte,
dass es im Koalitionsvertrag ein klares Bekennt-
nis zu den erneuerbaren Energien gebe. Ein Sys-
temwechsel stehe in dieser Legislaturperiode
nicht an. Der Vertreter der SPD-Fraktion sagte,
die Aussagen des Bundeswirtschaftsministers
hätten zu „großer Verwirrung“ geführt und
würden zudem eine hohe Verunsicherung bei
den Investoren bewirken. Die FDP nannte beim
EEG zwei Probleme: die Stabilität der Umlage
und die Frage der Systemintegration. Die Linke
kritisierte hingegen, dass das EEG im vergange-
nen Jahr unter großem Zeitdruck novelliert wor-
den sei, während die Grünen anmerkten, dass
es im Ausschuss offenbar mehr Einigkeit gäbe
als innerhalb der Koalition. Das EEG, sagte der
Vertreter der Grünen, dürfe „keine Überforde-
rung für die Investoren, aber auch keine Unter-
forderung“ bedeuten. as ❚  

Umweltministerium steht zum EEG

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Die SPD fordert von der Bundesregierung,
weitere Konsequenzen aus der Finanz-
marktkrise zu ziehen. Dazu legten die Sozi-
aldemokraten am Donnerstag einen Antrag
(17/8182) vor, der durch die Etablierung
der Honorarberatung für Finanzdienstleis-
tungen den Verbraucherschutz stärken soll.
Entgegen der immer noch vorranging prak-
tizierten provisionsbasierten Vergütung von
Finanzberatern will die SPD eine Regelung,
die nach Zeitaufwand abrechnet. Kerstin
Tack (SPD) begründete den Vorstoß damit,
dass nur derjenige, der kein Geld von Drit-
ten annehme, im Interesse seines Kunden
handelt. 
Für Ralph Brinkhaus (CDU) hat sich das
System der Provision in jahrzehntelanger
Praxis bewährt. „Auch die Honorarberatung
ist bereits am Markt“, sagte er. Nur habe sich
diese nicht durchgesetzt. Er verwies aber da-
rauf, dass Verbraucherschutzministerin Ilse
Aigner (CSU) bereits im Sommer 2011 ein
Eckpunktepapier vorgelegt habe, das viele

Forderungen des SPD-Antrags abdecke.
Ebenfalls würde derzeit auf EU-Ebene über
neue Verhaltens- und Transparenzpflichten
im Rahmen der Novellierung der EU-Fi-
nanzmarktrichtlinie beraten. 
Die Finanzmarktkrise offenbarte hingegen
für Karen Lay (Die Linke) genügend Beispie-
le für schlechte Leistungen in der Beratung:
„20 bis 30 Milliarden Euro Schaden durch
Falschberatung sind für die Verbraucher
entstanden.“ Sie forderte, die Verbraucher-
zentralen zu stärken und einen Finanz-TÜV
einzuführen. 
Die FDP sah in der Honorarberatung eine
sinnvolle Ergänzung auf dem Beratermarkt.
Erik Schweickert (FDP) erinnerte daran,
dass die Regierungskoalition durch das An-
legerschutzgesetz Beratungsprotokolle zum
Schutz der Verbraucher zur Pflicht gemacht
habe. Der Forderung nach einem Markt-
wächter als „halbstaatlichen Hilfsscheriff“
erteilte Schweikert eine Absage.
Nicole Maisch (Bündnis 90/Die Grünen)

forderte, mehr Kosten-
transparenz durchzuset-
zen: „Die Verbraucher
brauchen Alternativen.“
Dazu gehöre auch, dass die
Angebote besser unter-
schieden werden können.
Deshalb forderte sie, dass
die Kostenkennzahlen von
Produkten in Euro und
Cent und nicht in Prozent-
zahlen ausgewiesen wer-
den müssen. 
Der Antrag wurde mit den
Stimmen der Koalition  ge-
gen die Oppositionsfrak-
tionen zur weiteren Bera-
tung statt in den Verbrau-
cherschutzausschuss in
den Finanzausschuss über-
wiesen. Jan Eisel ❚

»Provisionen streichen«

Mit der Schieflage der traditionsreichen Düsseldorfer Industriebank (IKB) begann die Finanzkrise in Deutschland.
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Garantien in Milliardenhöhe hatten deut-
sche Finanzinstitute zu Beginn der Finanz-
krise erhalten. Jetzt sollen die Banken er-
neut öffentliche Hilfen beantragen können.
Es sei eine grundlegende Aufgabe des Staa-
tes, das Vertrauen der Marktteilnehmer und
Bürger in die Stabilität des Bank- und Fi-
nanzsystems zu bewahren und die Finanz-
marktstabilität zu sichern, heißt es in dem
von den Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und FDP vorgelegten und vom Bundestag
am Donnerstag an die Ausschüsse überwie-
senen Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur
Umsetzung eines Maßnahmenpakets zur
Stabilisierung des Finanzmarkts (17/8343).
Das „Zweite Finanzmarktstabilisierungsge-
setz“ sieht für die Gewährung von Maßnah-
men für die Banken einen Garantierahmen
von 400 Milliarden Euro vor. Außerdem ist
eine Kreditermächtigung von 80 Milliarden
Euro vorgesehen, davon zehn Milliarden
Euro mit Zustimmung des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bundestages. Mit
dem Gesetzentwurf können alle 2010 aus-
gelaufenen Instrumente des Sonderfonds
Finanzmarktstabilisierung (SoFFin) erneut
vollständig genutzt werden. 

Schuldenbremse Falls durch die Aufnah-
me von Krediten die zulässige Schuldenauf-
nahme nach der im Grundgesetz geregelten
Schuldenbremse überschritten werden soll-
te, heißt es dazu im Gesetzentwurf: „Die Til-
gung hat binnen eines angemessenen Zeit-
raums zu erfolgen.“ Ein entsprechender Til-
gungsplan soll vom Deutschen Bundestag
beschlossen werden. „Dadurch wird sicher-
gestellt, dass die Tilgung der zusätzlich auf-
genommenen Kredite der nach der Schul-
denregel relevanten strukturellen Nettokre-
ditaufnahme zugerechnet wird“, heißt es in
der Begründung. Die Tilgungsausgaben sol-
len daher im Bundeshaushalt und nicht im
Fonds veranschlagt werden.

Im Unterschied zum ersten Stabilisierungs-
gesetz sollen die sogenannten Zweckgesell-
schaften („Bad Banks“) nicht nur struktu-
rierte Wertpapiere, die ein zentrales Pro-
blem zu Beginn der Finanzkrise darstellten,
aufnehmen, sondern auch Staatsanleihen.
Im Gesetzentwurf wurde daher der Begriff
„strukturierte Wertpapiere“ durch „Wertpa-
piere" ersetzt. „Damit soll auch ermöglicht
werden, dass mögliche temporäre Übertrei-
bungen bei der Bewertung von Anleihen
von europäischen Staaten oder Unterneh-
men durch Übertragung solcher Wertpapie-
re auf Zweckgesellschaften … nicht zu einer
Bestandsgefährdung von Instituten führen
und dass das Vertrauen der Marktteilneh-
mer in die Solvenz dieser Institute gefestigt
wird“, heißt es in der Begründung des Ent-
wurfs. 
Es sei besonders wichtig, einer möglichen
Gefährdung des Finanzsystems präventiv
beziehungsweise bereits bei latenter Gefahr

begegnen zu können. Falls privatwirtschaft-
liche Lösungen zur Eigenkapitalstärkung
von Instituten nicht möglich seien, sollten
der Finanzaufsicht größere Handlungsmög-
lichkeiten gewährt werden, „um einer Sys-
temgefährdung vorzubeugen“. Bei einer be-
sonderen Risikolage auf dem Finanzmarkt
oder zur Abwehr drohender Gefahren für
die Finanzmarkstabilität soll die Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Ba-
Fin) anordnen, dass ein Institut über eine
höhere Eigenmittelausstattung verfügen
muss. Die BaFin soll auch einen Plan ver-
langen können, wie das betroffene Institut
die höhere Eigenkapitalausstattung errei-
chen will. Außerdem wird die Beteiligung
des Staates an Finanzinstituten und an
Tochterunternehmen ermöglicht. 

Fonds reicht nicht Die Fraktionen verwei-
sen auch auf das zum 31. Dezember 2010 in
Kraft getretene Restrukturierungsfondsge-
setz. Damit können in Schwierigkeiten ge-
ratene Banken in einem geordneten Verfah-
ren saniert oder abgewickelt werden. Dieses
Instrument bleibe zum frühzeitigen Ein-
greifen bei einer konkreten Gefahr für ein
einzelnes Institut geeignet, „kann jedoch
nicht als vorbeugende Maßnahme zur Si-
cherung der Stabilität des Finanzsystems
insgesamt angewendet werden“, schreibt
die Bundesregierung. 
Der SoFFin hatte Ende Dezember 2011 noch
einen bestehenden Garantierahmen von
28,2 Milliarden Euro aufgelistet. Erhalten
hatten diese Grantien unter anderem die
Commerzbank (fünf Milliarden), die HSH
Nordbank (sechs Milliarden), die Deutsche
Industriebank (IKB, 7,3 Milliarden) und die
Bayerische Landesbank in Höhe von 2,8
Milliarden Euro. Außerdem erhielten die
Aareal-Bank, die Commerzbank und die
Hypo Real Estate Kapitalmaßnahmen von
19,8 Milliarden Euro.   hle ❚

Mit frischem Geld versorgt
FINANZEN II Staatliches Garantie- und Kreditprogramm für Banken wird neu aufgelegt

Dunkle Wolken über der Commerzbank
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FINANZEN III SPD will Beratungshonorar nach Zeitaufwand

Finanzberatung auf Honorarbasis ist bisher selten.
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Linke: Zweiteilung der
Regierung beenden
Die Bundesregierung soll ein Beendigungs-
gesetz zum Berlin/Bonn-Gesetz vorlegen,
das die Zweiteilung der Regierung zwischen
Berlin und Bonn aufhebt. Dies fordert die
Linksfraktion in einem Antrag (17/2419),
den das Plenum am Freitag zu weiteren Be-
ratung an die Ausschüsse überwiesen hat.
Weiter soll die Regierung den vollständigen
Umzug des Bundeskanzleramts nach Berlin
bis zum Jahr 2013 einleiten und einen Um-
zugsplan für alle Bundesministerien aufstel-
len, nach dem bis zum Jahre 2017 die Zu-
sammenführung der Ministerien in Berlin er-
folgen soll. Das Begleitgesetz zum
Berlin/Bonn-Bundesgesetz soll bei konse-
quenter Wahrung des Mitbestimmungs-
rechts der Belegschaften die personalrecht-
lichen Konsequenzen regeln. mik ❚

Duisburger Hafen soll in
Staatsbesitz bleiben
Die Duisburger Hafen AG soll in öffentli-
chem Eigentum bleiben. Dies fordert die
Fraktion Die Linke in einem Antrag
(17/8349). Deshalb soll die Bundesregierung
das bereits eingeleitete Bieterverfahren zum
Verkauf der Bundesanteile umgehend been-
den und mit den Mitgesellschaftern, dem
Land Nordrhein-Westfalen und der Stadt
Duisburg, Gespräche aufnehmen, um die
Entwicklungsperspektiven des Duisburger
Hafens durch die Weiterentwicklung regio-
naler Kooperation von Binnenhäfen zu stär-
ken. mik ❚

Beilagenhinweis

Unserer Ausgabe liegt eine Beilage der Fir-
ma RSD-Reiseservice bei. ❚

KURZ NOTIERT

FINANZEN I Zur Stabilisierung der Finanzinstitute schnürt 
die Koalition ein gigantisches Hilfspaket auf Vorrat

Die Bankenkrise
lauert wieder
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Union und FDP wollen mit einer Liberali-
sierung des Führerscheinerwerbs bei Sport-
booten die Freizeitschiffahrt attraktiver ma-
chen und den Wassertourismus fördern.
Über Chancen und Risiken des Antrags der
Koalition (17/79937) diskutierten Abge-
ordnete und Sachverständige bei einer An-
hörung des Verkehrsausschusses am vergan-
genen Mittwoch. Die Regierungskoalition
will Führerscheine erst bei Booten mit einer
Mindeststärke von 15 PS an zur Pflicht ma-
chen, derzeit liegt diese Schwelle bei fünf
PS. Zudem soll die Fläche jener Gewässer
ausgedehnt werden, bei denen die Charter-
regelung gilt: Dort können Touristen nach
einer mehrstündigen Einweisung eine
Charterbescheinigung erlangen, die in die-
sen Zonen das Bootsfahren erlaubt. 
Schützenhilfe für den Antrag leisteten
ADAC-Sprecher Steffen Häbich und Jürgen
Tracht vom Bundesverband Wassersport-

wirtschaft. Eine Liberalisierung des Führer-
scheinerwerbs sei machbar, „ohne dass dies
zu Lasten der Sicherheit geht“, sagte Hä-
bich. Die Ausbildung
müsse stärker praktische
Fähigkeiten betonen. Hä-
bich und Tracht verwie-
sen auf positive Erfahrun-
gen in anderen Ländern,
so handhabten etwa nor-
dische Staaten, Großbri-
tannien und Holland den
Führerscheinerwerb we-
niger rigide oder verlang-
ten gar keinen Befähi-
gungsnachweis. 
Tracht sieht Anlass zur
Sorge, dass aus demogra-
fischen Gründen die Zahl
der Freizeitkapitäne sinkt.
Diesem Trend zu Lasten

des Wassertourismus müsse man entgegen-
treten, sagte er. BUND-Vertreter Winfried
Lücking hingegen lehnte eine Ausweitung

des Wassertourismus wegen des Umwelt-
schutzes ab: Die Schadstoffe der Sportboo-
te schädigten Wasserqualität und Pflanzen,
zudem störe der Lärm die Vogelbrut und
Passanten in Ufernähe. Wie Lücking und
Gerhard Philipp Süß vom Deutschen Seg-
ler-Verband verlangte auch Bernd Roeder ei-
ne Beibehaltung der Fünf-PS-Schwelle. Wer-
de der Führerscheinerwerb erst von 15 PS an
obligatorisch, führe dies zu einer Erhöhung
der Unfallgefahren, mahnte der Sprecher
des Olympischen Sportbunds. Man müsse
auch an die Sicherheit von Kanus und Ru-
derbooten denken. 
Hans-Joachim Werner von der Wasser-
schutzpolizei Brandenburg warb für einen
Kompromiss: Pflicht solle der Führerschein
von zehn PS an werden. Zwar seien in Bran-
denburg jährlich im Schnitt 25 Unfälle zu
verzeichnen, doch sei die Bilanz dieser Re-
gelung „insgesamt positiv“. kos ❚ 

Mehr Freiheit für Freizeitkapitäne gefordert 
WASSERTOURISMUS Liberalisierung des Führerscheins bei Sportbooten zwischen Experten umstritten 

ANTIBIOTIKA In deutschen Ställen 
werden zu viele Medikamente verabreicht.
Die Opposition fordert, sie in der
Tierhaltung weitgehend abzuschaffen. Die
Regierung setzt auf bessere Kontrollen 

Aufs Huhn
gekommen

Tourismus auf dem Wasser soll noch attraktiver werden.

In der Europäischen Union werden in landwirtschaftlichen Betrieben rund zwei Milliarden Vögel zur Lebensmittelproduktion gehalten.

A
uf der Internationalen Grü-
nen Woche ist die ländliche
Welt noch in Ordnung. Auf
der weltgrößten Messe für
Landwirtschaft, die in dieser
Woche in Berlin staffindet,

kann man glückliche Hühner in geräumi-
gen Käfigen vor bäuerlicher Kulisse picken
sehen. Doch die Idylle trügt. Ein Jahr nach
dem Skandal um dioxinverseuchtes Tierfut-
ter erregt jetzt der Antibiotikaeinsatz bei der
Tierhaltung erneut die Gemüter.  
Nachdem der Bund für Umwelt und Natur-
schutz (BUND) Anfang Januar eine Unter-
suchung veröffentlicht hatte, wonach auf je-
der zweiten in Supermärkten gezogenen
Hänchenfleischprobe resistente Keime
nachgewiesen wurden, setzten die Grünen
das Thema „Eindämmung des massiven
Einsatzes von Antibiotika in der industriel-
len Tierhaltung“ am vergangenen Mittwoch
in einer Aktuellen Stunde auf die Tagesord-
nung. Zuvor hatte die Koalition im Agrar-
ausschuss einen Antrag (17/8157) der SPD
abgelehnt, in dem die Fraktion eine Strate-
gie zur Reduktion des Antibiotikaeinsatzes
gefordert hatte. Bundesagrarministerin Ilse
Aigner (CSU) hat unterdessen einen Gesetz-
entwurf zur Änderung des Arzneimittelge-
setzes vorgelegt, um den Einsatz von Anti-
biotika zu beschränken. Er wurde an die
Länder und Verbände verschickt und soll im
März im Kabinett beraten werden. 

Antibiotika als Prophylaxe Bereits im No-
vember 2011 hatten Studien aus Nordrhein-
Westfalen und Niedersachsen ergeben, dass
rund 96 Prozent der Masttiere in der kon-
ventionellen Landwirtschaft Antibiotika
verabreicht werden. Es wird vermutet, dass

die Tiere die Mittel nicht aufgrund von
Krankheiten, sondern rein prophylaktisch
ins Futter gemischt bekommen. Auf diese
Weise würden Mäster hygienische Defizite
in den Ställen ausgleichen oder die Mittel
als Wachstumsförderer missbrauchen. 
In den Augen Friedrich Ostendorffs (Bünd-
nis 90/Die Grünen) fehlt es der Regierung
an Rezepten, gegen den übermäßigen Ein-
satz von Medikamenten in der Tierhaltung
vorzugehen. „Wir befinden uns inmitten
der nächsten großen Lebensmittelkrise,
doch die Bundesregierung wiegelt ab“, kri-
tisierte er Ministerin Aigner. Die „industriel-
le Massentierhaltung“ sei die Ursache für
den Einsatzbedarf von Antibiotika. Mit den
Medikamenten würden Probleme in der
Haltung überdeckt: „Ohne Antibiotika
bricht dieses System zusammen", sagte er
und forderte Vorgaben für geringere Besatz-
dichten in Ställen. 
Bundesverbraucherschutzministerin Aigner
entgegnete der Kritik, dass „es bereits gelten-
de Rechtslage ist, dass weder für prophylak-
tische Zwecke noch zur Wachstumsförde-
rung Antibiotika verwendet werden dürfen“.
Aigner verwies darauf, dass die Zuständig-
keit der Kontrollen auf Länderebene liege
und man bereits  2008 eine Antibiotikare-
sistenzstrategie auf den Weg gebracht habe.
Mit einem Maßnahmenpaket wolle sie zu-
sätzlich dafür Sorge tragen, dass die Über-
wachung effektiver, schneller und unbüro-
kratischer erfolgen könne – vorausgesetzt,
die Länder „ziehen mit“, so Aigner. Weiter
erklärte die Ministerin, dass die Verschrei-
bung von Wirkstoffen, die in der Human-
medizin Verwendung finden, für Tiere ver-
boten werden könne. Sie sprach sich aber
gegen ein grundsätzliches Verbot der An-

wendung in der Tiermedizin aus: „Wer ver-
hindern will, dass ein krankes Tier behan-
delt wird, der verweigert Tierschutz“, beton-
te sie. 
SPD-Gesundheitsexperte Karl Lauterbach
warf der Regierung vor, die Diagnose zum
Tabu zu erklären und deswegen keine Thera-
pie vorzulegen, „denn ohne die massenhaf-
te, nicht indizierte Antibiotikaabgabe würde
die Massentierhaltung nicht funktionieren“,
erklärte er. Das habe zur Folge, dass momen-
tan mehr Antibiotika ihre Wirkung verlören
als auf den Markt kämen. Sich daraus entwi-
ckelnde Resistenzen seien für den Menschen
gefährlich, weil im Falle einer Infektion die
Wirkstoffe nicht mehr helfen. Christel Hap-
pach-Kasan (FDP) zeigte sich besorgt, dass

die Opposition das Thema dramatisiere und
damit der Landwirtschaft schade: „Resisten-
zen werden gebildet, weil in der Humanme-
dizin nicht sorgfältig genug mit Antibiotika
umgegangen wird“, sagte sie. 
Gleichzeitig warf sie Lauterbach vor, die
Landwirte zu beschuldigen, statt Lösungen
in der Humanmedizin anzubieten.  Die Ur-
sache von Problemen bei Lebensmitteln
sieht die Biologin in der Führung der Betrie-
be: „Wir brauchen ein besseres Hygienema-
nagement“, forderte sie. 

Verhindern statt heilen Auch die Links-
fraktion sprach sich dafür aus, Krankheiten
bei Tieren zu verhindern anstatt sie zu be-
handeln. „Wir brauchen Haltungsbedin-
gungen, die die Tiere gesund halten“, sagte
Kirsten Tackmann. Sie forderte eine bessere
Ausbildung und Bezahlung des eingesetzten
Personals in den Ställen.
Dieter Stier (CDU/CSU) konnte die von den
Grünen ausgemachte Lebensmittelkrise
nicht erkennen. Alle wären sich einig, „dass
der Antibiotikaeinsatz in der Tierhaltung
weiter reduziert werden muss“, sagte er. Das
gehe nur durch konsequente Kontrollen:
„Dazu müssen den Bundesländern auch zu-
sätzliche Möglichkeiten gewährt werden“,
forderte Stier und begrüßte die geplante Ver-
schärfung des Arzneimittelgesetzes. Die
richtige Anwendung der Mittel hänge aber
auch von der Sachkunde der Landwirte ab.
Sie müsse gefördert werden. 
Stier möchte daher den Tierärzten ins
Stammbuch schreiben, in Zukunft durch ei-
ne restriktivere Verschreibungspraxis mehr
Verantwortung beim Medikamenteneinsatz
zu übernehmen: „Nur so können Tiere wirk-
sam behandelt werden.“ Jan Eisel ❚

>KOMPAKT

> Antibiotika-Missbrauch Eine Studie
aus Nordrhein-Westfalen hat im Novem-
ber gezeigt, dass dort 96,4 Prozent der Tie-
re aus untersuchten Betrieben mit Antibio-
tika behandelt wurden.

> Resistente Keime Laut einer Untersu-
chung des BUND ist die Hälfte der Hähn-
chen aus Supermärkten mit antibiotikare-
sistenten Keimen belastet.

> Gesetzesnovelle Bundesagrarministerin
Ilse Aigner (CSU) hat einen Entwurf zur
Änderung des Arzneimittelgesetzes vorge-
legt. Der Gesetzentwurf soll im März dem
Kabinett vorgelegt werden und möglicher-
weise im Herbst in Kraft treten.

Über eines waren sich Regierung und Op-
position einig: Innovation und Forschung
in Deutschland haben sich in den vergange-
nen Jahren entscheidend verbessert. Um-
stritten ist jedoch, mit welchen Instrumen-
ten die Forschungsförderung in den nächst-
ten Jahren weiterentwickelt werden soll.
Das zeigte sich auch in der Debatte am ver-
gangenen Freitag, bei der das Gutachten ei-
ner sechsköpfigen Expertenkommission
Forschung und Innovation (EFI) diskutiert
wurde. Die EFI legt seit 2008 jährlich ein
Gutachten zur Forschungs- und Innovati-
onspolitik in Deutschland vor, zu dem die
Bundesregierung jetzt in einem Bericht
(17/8226) Stellung bezogen hat. 
„Die Bundesrepublik hat ein äußerst erfolg-
reiches Modell entwickelt“, lobte der Parla-
mentarische Staatssekretär im Bundesbil-
dungsministerium, Thomas Rachel (CDU),
und nannte eine Reihe beeindruckender

Zahlen: So habe der Bund von 2005 bis
2011 mit 12,8 Milliarden Euro 42 Prozent
mehr Mittel in Forschung und Entwicklung
investiert, sagte er. Auch Martin Neumann
(FDP) hob hervor, dass man in Deutsch-
land trotz Finanzkrise von Höchst- und
Spitzentechnologien profitiert habe. 
Die Opposition kritisierte, dass sich die Re-
gierung nicht ausreichend mit den kriti-
schen Anmerkungen der Wissenschaftler
auseinandergesetzt haben. Für die Linke
stellte Petra Sitte zufrieden fest, dass die
Wissenschaftler „kein Gefälligkeitsgutach-
ten aufgelegt und nur eitel Freude bereitet“
hätten. Der Sozialdemokrat René Röspel
warf der Regierung vor, dass sie sich nicht
ausreichend von außen beraten lasse. Auch
die Grünen übten Kritik. Christa Sager mo-
nierte, dass die Regierung das Gutachten
„nur äußerst selektiv“ zur Kenntnis genom-
men habe. as ❚

Forschung im Aufwind 
BILDUNG Bericht zur technologischen Leistungsfähigkeit 2011

VERKEHR UND BAU Jeder Tote und Schwer-
verletzte im Straßenverkehr ist einer zu viel. Da-
rüber waren sich die Abgeordneten aller Frak-
tionen am Donnerstag bei der Plenardebatte
zur Sicherheit im Straßenverkehr einig. Deshalb
stimmten die Parlamentarier auch auf einer Be-
schlussempfehlung des Verkehrsausschusses
(17/8341) mehrheitlich für einen Antrag der Ko-
alitionsfraktionen CDU/CSU und FDP (17/5530)
mit dem Titel „Die Verkehrssicherheit in
Deutschland weiter verbessern“.
Darin fordern die Fraktionen unter anderem, die
Zahl der Verkehrstoten bis 2020 im Vergleich zu
2010 um 40 Prozent zu senken. Auch die Zahl
der Schwerst- und Schwerverletzten müsse ver-
ringert werden. Das freiwillige Tragen von Fahr-
radhelmen will die Koalition weiterhin fördern,
um schwere Kopfverletzungen zu vermeiden.
Ebenso solle die Akzeptanz freiwilliger Gesund-
heitsüberprüfungen für ältere Verkehrsteilneh-
mer gefördert werden. Bei der Infrastruktur sol-
le die Regierung den Schwerpunkt ihrer Ver-
kehrssicherheitsmaßnahmen auf die Landstra-
ßen legen, da hier immer noch der Großteil der
Verkehrstoten zu beklagen sei.
Gero Storjohann (CDU/CSU) wies in der Debat-
te darauf hin, dass in den vergangenen 20 Jah-
ren die Zahl der Verkehrstoten um mehr als 60

Prozent auf 3.657 (2010) gesunken sei. Aller-
dings sei 2011 diese  Zahl wieder leicht ange-
stiegen. Deshalb müssten die Bemühungen um
eine Verringerung der Toten und Schwerverletz-
ten im Straßenverkehr fortgesetzt werden.
Für die SPD-Fraktion forderte Kirsten Lühmann
ein ambitioniertes Verkehrssicherheitspro-
gramm für Deutschland.Was die Regierung bis-
her vorgelegt habe, entspreche dem nicht. Oli-
ver Luksic (FDP) setzte sich für eine lebenslan-
ge, sichere Mobilität ein. Dazu gehöre unter an-
derem begleitendes Fahren ab 16 und
Fahrerassistenzsysteme gerade für ältere Ver-
kehrsteilnehmer.
Herbert Behrens (Die Linke) betonte, dass die
Menschen mobil sein müssten, um zum Beispiel
den Arbeitsplatz erreichen zu können. Deshalb
sei ein Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel
ein gute Maßnahme für mehr Sicherheit im
Straßenverkehr. Außerdem forderte er eine Ab-
senkung der Tempolimits. Für die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen wies Stephan Kühn da-
rauf hin, dass der volkswirtschaftliche Schaden
durch Verkehrsunfälle jährlich 30 Milliarden
Euro betrage. Um diese Summe abzusenken,
setzte er sich unter anderem für ein Tempolimit
auf Autobahnen, Tempo 30 in Ortschaften und
für ein striktes Alkoholverbot ein. mik ❚

Verkehrssicherheit im Fokus

VERKEHR UND BAU Der Fernbuslinienverkehr
soll liberalisiert werden. Dies sieht ein von der
Bundesregierung eingebrachter Gesetzentwurf
zur Änderung personenbeförderungsrechtlicher
Vorschriften (17/8233) vor, der am vergangenen
Donnerstag erstmals im Bundestag beraten
wurde. Danach sollen die bisherigen Beschrän-
kungen im Fernbuslinienverkehr weitgehend
aufgehoben werden. Weder gegenüber den Ei-
senbahn noch gegenüber anderen Fernbuslini-
enverkehren soll es einen Konkurrenzschutz ge-
ben. Allerdings soll die Beförderung von Perso-
nen zwischen zwei Haltestellen mit einem Ab-
stand von weniger als 50 Kilometern unzulässig
sein. Damit soll der Öffentliche Personennah-
verkehr (ÖPNV) geschützt werden.
Beraten wurde auch ein gemeinsamer Gesetz-
entwurf der Fraktionen der SPD und Bündnis
90/Die Grünen (17/7046) zur Änderung perso-
nenbeförderungs- und mautrechtlicher Vor-
schriften, der ebenfalls eine Öffnung des Omni-
busfernlinienverkehrs vorsieht – bei gleichzeiti-
ger Anpassung der Wettbewerbsbedingungen
im Verhältnis zum Eisenbahnverkehr. Die beiden
Fraktionen wollen mit ihrem Entwurf die Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 in nationales Recht
umsetzen. In dieser Verordnung wird geregelt,

wie „zuständige Behörden unter Einhaltung
des Gemeinschaftsrechts im Bereich des öffent-
lichen Personenverkehrs tätig werden können,
um die Erbringung von Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse zu gewährleisten, die
unter anderem zahlreicher, sicherer, höherwer-
tig oder preisgünstiger sind als diejenigen, die
das freie Spiel des Marktes ermöglicht hätte“,
schreiben die Fraktionen.
Die Linksfraktion fordert hingegen in einem An-
trag (17/7487), dass die Bundesregierung ihre
Pläne für eine vollständige Liberalisierung des
Fernbuslinienverkehrs aufgibt. Stattdessen sol-
le sie dafür sorgen, dass die Fernverkehrsange-
bote auf dem Schienennetz der Eisenbahnen
des Bundes zumindest wieder auf das Niveau
von vor 1994 erhöht werden. Die Oberzentren
müssten dabei mit mindestens sechs Zugpaa-
ren täglich in den Schienenpersonenfernver-
kehr eingebunden werden. Dabei sei zu prüfen,
inwieweit die Wiedereinführung der Zuggat-
tung Interregio oder einer vergleichbaren Art
von Zügen, die zu einer deutlichen Verbesse-
rung der Fernverkehrsangebote in der Fläche
führe, sinnvoll sei. Die drei Initiativen wurden
zur weiteren Beratung an die Ausschüsse über-
wiesen. mik ❚

Mehr Konkurrenz bei Fernbussen 

UMWELTSCHUTZ Im Umweltausschuss ist
es zu einem Streit zwischen Regierung und Op-
position über die Veröffentlichung des Bericht
des Umweltbundesamtes (UBA) zum Lärm-
schutz beim geplanten Hauptstadtflughafen
BBI gekommen. Die Opposition kritisierte da-
bei, dass eine Pressekonferenz zur Vorstellung
des Berichts nach einer Intervention des Ver-
kehrsministeriums kurzfristig abgesagt worden
sei. Der zuständige Staatssekretär im Bundes-
verkehrsministerium, Klaus-Dieter Scheuerle er-
klärte dazu im Ausschuss, man habe vor der
Pressekonferenz „in einer kollegialen Art und
Weise“ mit dem UBA darüber gesprochen, dass
es sich um ein noch nicht abgeschlossenes Ver-
fahren handele. Danach sei die Pressekonferenz
abgesagt und kurz darauf die Stellungnahme
des UBA ins Netz gestellt worden.
Die parlamentarische Staatssekretärin im Bun-
desumweltministeriums (BMU), Katherina Rei-
che (CDU), wies darauf hin, dass Pressekonfe-
renzen in Beiteiligungsverfahren „unüblich“
seien. Auf die Frage von Abgeordneten, ob es
noch möglich sei, dass beim neuen Flughafen
BBI andere Flugrouten als bislang festgelegt
werden könnte, erklärte Scheuerle, dass er das
nicht sagen könne. Die Entscheidung darüber

liege beim Bundesaufsichtsamt für Flugsiche-
rung (BAF). Das Umweltbundesamt habe im
Rahmen einer Genehmigungsbeteiligung eine
Stellungnahme beim BAF eingereicht. Wie die-
se Stellungnahme dort eingearbeitet werde,
würde vom BFA entschieden, erklärte der
Staatssekretär. Bei der Flugroutenfestsetzung
gebe es nach seiner Meinung aber keine gro-
ßen Differenzen. Das BAF will voraussichtlich
am 30. Januar seine Entscheidung über die
Flugrouten bekannt geben.
Der Leiter der Abteilung „Verkehr, Lärm“ des
UBA, Uwe Brendle, erklärte, dass es im Novem-
ber nach einer Sitzung der Fluglärmkommissi-
on das Versprechen gegegeben habe, das Gut-
achten „zeitnah“ zu veröffentlichen. Dem habe
das UBA mit seiner Pressekonferenz nachkom-
men wollen.
Auf die Frage nach den Flugrouten betonte
Brendle, dass man nur den Auftrag gehabt ha-
be, die Routen unter „lärmfachlichen Aspek-
ten“ zu prüfen. Für alle anderen Aspekte seien
die Landesbehörden zuständig. Mit Blick auf
Forderungen nach einem veränderten Betriebs-
regime des neuen Flughafens erklärte Brendle:
„Die Sicherheit steht bei der Prüfung an erster
Stelle.“ as ❚

Umgang mit UBA-Bericht kritisiert 

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN
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C
hristian Wulff kann sich
zurzeit nicht vor guten Rat-
schlägen retten. Er habe
gleich alles offenlegen sol-
len, meint die eine Seite.
Andererseits wird verlautet,

er sei besser beraten, sich und seinem Amt
all die Kritik nicht mehr zuzumuten und ei-
nen Schlussstrich zu ziehen. Dass er nur
scheibchenweise auf die Vorwürfe der Me-
dien und der Opposition an seinem Privat-
kredit, an seinen Urlauben und seinem Um-
gang mit der Presse reagierte, hat das politi-
sche Unwort der „Salamitak-
tik“ in Umlauf gebracht.
Schon im Plagiatsskandal
um den damaligen Verteidi-
gungsminister Karl-Theodor
zu Guttenberg (CSU) war
der Begriff in aller Munde.
„Salamitaktik“ suggeriert,
dass der Öffentlichkeit etwas
bewusst vorenthalten wird:
eine denkbar ungünstige
Strategie für einen Politiker,
der glaubwürdig bleiben
möchte. 
Längst ist die Profession des Politikers im
Wesentlichen zum Kommunikationsberuf
geworden: Nicht erst heute ist es mindestens
ebenso wichtig, politische Überzeugungen
auch in der Medienöffentlichkeit zu verkau-
fen, wie sie innerparteilich und parlamenta-
risch auszuhandeln. Dabei spielen Bera-
tungsleistungen eine entscheidende Rolle.
„Spindoktoren“ und Kommunikationsstra-
tegen gehören mittlerweile zum politischen
Establishment, und bisweilen wird auch ihr
vermeintliches Versagen diskutiert, wenn ein
Politiker ins Schlingern gerät; denn der war
bekanntlich schlecht beraten oder von allen
Beratern verlassen. 

In unserer heutigen medial saturierten Ge-
sellschaft wird Politik mehr denn je über öf-
fentliche Kommunikation entschieden. Sie
wird eingefordert, angeboten, unterbunden,
korrigiert, verzerrt oder aufgebauscht. Über
Kommunikation werden Karrieren entschie-
den. In der Kommunikationsblase der Bun-
deshauptstadt ringen Politik, Wirtschaft und
Medien um Aufmerksamkeit und Deutungs-
hoheit. Das Ziel: Interessen zu wahren, Inte-
ressen durchzusetzen. Medienberater agie-
ren an der Schnittstelle zwischen den nur
scheinbar unvereinbaren Zielen der Kontra-

henten. In der Regel sind sie
es, die mit allen Seiten her-
vorragend vernetzt sind. Als
Kommunikatoren kämpfen
sie darum, dass ihr Klient die
Oberhand behält. 

Symbiose Medien und Poli-
tik haben unterschiedliche
Ziele, die sich aber durchaus
zum beiderseitigen Nutzen
verbinden lassen: Der Bedarf
an möglichst exklusiven In-
formationen auf der einen

Seite, auf der anderen (möglichst gefällige)
Medienpräsenz. Wie trügerisch das so sym-
biotisch anmutende Verhältnis zwischen Po-
litikern und Journalisten ist, zeigt sich im-
mer dann, wenn der Handel einseitig aufge-
kündigt wird. Die Symbiose zwischen Chris-
tian Wulff und der „Bild“-Zeitung, die sich
in positiver Berichterstattung niederschlug,
war nur so lange eine Win-Win-Beziehung,
bis die Kritik am Staatsoberhaupt publizis-
tisch interessanter wurde. Der Springer-Chef
Mathias Döpfner hat das einmal  so um-
schrieben: Wer mit der „Bild“-Zeitung im
Aufzug nach oben fahre, der fahre mit ihr
auch wieder nach unten.  

Die schillernden Aufritte des Ehepaars Wulff
oder der zu Guttenbergs auf der öffentlichen
Bühne offenbarten die Anfälligkeit der Me-
dien, sich von Selbstinszenierungen hinrei-
ßen zu lassen. Später jedoch fallen die Urtei-
le meist umso unbarmherziger aus. Mediale
Rollenspiele sind hochambivalent und
kaum kalkulierbar: Mal spielt die Journaille
mit, mal ignoriert sie, mal entlarvt sie. Es ist
die Lust am Gestalten von Politik, die man-
chen Berichterstatter befällt, wenn er ver-
sucht, Stimmungen zielgerichtet zu beein-
flussen und damit Entscheidungen zu er-
zwingen. 

Mailboxanruf Die Affäre um den Bundes-
präsidenten wurde nicht zu einer Medienaf-
färe, als die Mailbox des „Bild“-Chefredak-
teurs besprochen wurde. Auch nicht, als die
Nachricht ihren Weg als Abschrift durch den
Blätterwald fand. Zu einer Affäre der Medien
wurde sie erst, als eine breite Phalanx aus
Journalisten dazu übergingen, die sachlich
begründete Kritik am Bundespräsidenten
mit deutlichen Rücktrittsforderungen anzu-
reichern und sich damit anschickte, poli-
tisch zu handeln, inklusive Umfragen über
den populärsten Nachfolger. Hier verband
sich Meinungs- mit Stimmungsmache; der
schmale Grat zwischen kritischer Aufklä-
rung und der Lust am Kampagnenjournalis-
mus wurde überschritten. 
Dabei sind die Anforderungen an die Kom-
munikationskompetenz der Protagonisten
mit der medialen Dauerbeobachtung durch
Journalisten und die zunehmend agile Netz-
gemeinde immens gestiegen. Im Internet
lauern neue Akteure, die sich als Watchdogs
verstehen, als fünfte Gewalt, die Politik und
auch die Medien beobachten,  kritisieren
und Vergehen erbarmungslos sezieren. Die
Regeln der politischen Kommunikation wer-

den im sozialen Netz neu geschrieben. Für
die Politik bieten sich dankbar angenomme-
ne Gelegenheiten, die Gatekeeper in den Re-
daktionen zu umgehen und sich direkt ans
Volk zu wenden: Blogs, Podcasts, soziale
Netzwerke und Kommunikationsdienste
wie Twitter haben zwar ein großes dialogi-
sches Potenzial für die demokratische Ent-
scheidungsfindung, für praktizierte Bürger-
nähe und Pluralität bei der Darstellung und
Bewertung politischer Themen. Mit der Ver-
vielfältigung der Kanäle haben sich aber
auch neue Fronten aufgetan: Die digitalen
Kommunikationsinstrumente bieten deut-
lich mehr Angriffsfläche. Penibel wird regis-
triert, wenn ein Blog-Experiment misslingt
oder sich ein Parteisoldat verzwitschert, wie
im Fall des Parlamentarischen Geschäftsfüh-
rers der Union, Peter Altmaier, der die Wulff-
Debatte mit einer unbedacht kritischen
Twitter-Nachricht ungewollt anheizte. 
Die Kommunikation von Politikern – nicht
nur aus der ersten Reihe – stand nie unter
stärkerer Beobachtung als heute. Entspre-
chend bewegt sich der PR-Drill zwischen
Öffnung und Schließung. Alles unterliegt
dem Imperativ der Inszenierung, die das Po-
sitive betonen und vom Negativen ablenken
will. Politiker können auf die Beratungs-
kompetenzen von Journalisten nicht mehr
verzichten und sind immer wieder mit Ab-
werbungsaktionen erfolgreich: Die Liste an
Grenzgängern zwischen Medien und Politik
ist lang. 

Seitenwechsel Mal waren die Kommuni-
kationsstrategien von Erfolg gekrönt, wie im
Falle der SPD-Wahlkampfkampagne (Kam-
pa 1998 und 2002) unter Beteiligung von
Uwe-Karsten Heye, Bodo Hombach und
Matthias Machnig oder beim Imagewandel
der damaligen Bundesminister Walter Ries-

ter und Hans Eichel (beide SPD) mit Hilfe
von Klaus-Peter Schmidt-Deguelle. Mal wur-
den der PR Grenzen aufgezeigt wie im Fall
der Wahlniederlage des Kanzlerkandidaten
Edmund Stoiber (CSU), der sich von Micha-
el Spreng coachen ließ, oder des ehemaligen
Ministerpräsidenten Baden-Württembergs,
Stefan Mappus (CDU), der Dirk Metz als Be-
rater von Roland Koch (CDU) übernahm.
Das Beratergeschäft ist alles andere als trivi-
al: Neben der Arbeit am Klienten tritt die He-
rausforderung, die wechselnden Stimmun-
gen im Wahlvolk und zuvorderst in den Rei-
hen der Journalisten zu anti-
zipieren. Welche Reaktion
ist im Krisenfall am aus-
sichtsreichsten? Wie kann ei-
ne unvorteilhafte Geschich-
te wieder eingefangen wer-
den? Politiker werden daran
gemessen, wie sie auf Aus-
nahmesituationen reagie-
ren, wie sie Krisen – auch
persönliche – meistern.
Kommunikationsstrategien,
die auf vermeintlich publi-
kumswirksame Rollenspiele
in den Medien setzen, sind gefährlich. Es
zahlt sich selten aus, wenn Politiker  ihr pri-
vates Glück offensiv in den Boulevard 
drängen. 
Oft steht das Bedürfnis dahinter, das Image
einer „Politikmaschine“ in das eines lieben-
den Ehepartners und sympathischen Volks-
vertreters umzumodellieren. Soviel auch
dran sein mag an der banalen Feststellung,
dass Funktionsträger nicht nur ihren Beruf
leben, sondern auch Familie haben, ge-
horcht dieses menschlich nachvollziehbare
Zurechtrücken der öffentlichen Wahrneh-
mung allzu häufig den Gesetzen des Boule-
vards. 

Medienberater dürften im Grunde nicht
leicht an ihrer gestiegenen Verantwortung
tragen. Als Dienstleister politischer Ent-
scheider obliegt es ihnen, dafür zu sorgen,
dass die Ansprüche der Medien- und Netz-
öffentlichkeit an Authentizität und Glaub-
würdigkeit der Politik eingelöst werden. 

Diener vieler Herren Vor zehn Jahren sorg-
te eine Affäre um den PR-Unternehmer Mo-
ritz Hunzinger für Aufsehen, in deren Ver-
lauf der damalige Verteidigungsminister Ru-
dolf Scharping (SPD) zurücktreten musste.

Heute stellt sich die Frage
umso dringlicher, wie sich
gewählte Volksvertreter un-
ter dem Einfluss von Bera-
tern verändern, die womög-
lich eigene strategische Inte-
ressen verfolgen und vielen
Herren gehorchen. Gewon-
nen hätte die politische
Kommunikation insgesamt,
wenn die Kommunikations-
strategen selbst offensiv zur
Entmystifizierung ihres
Images beitragen würden

und sich Sachlichkeit gegen Aufruhr und
Ehrlichkeit gegen Theater durchsetzen wür-
de. Es ist ein Prozess der kleinen Schritte. Die
häufig gestellte Forderung nach vollkomme-
ner Transparenz wird allerdings vom Allein-
stellungsmerkmal strategischer Kommuni-
kation überlagert – der selektiven Heimlich-
tuerei – und wird auf Dauer weder vonsei-
ten der Politik noch seitens der Medien
eingelöst werden.                     Leif Kramp ❚

Der Autor ist Kommunikations- und Medien-
wissenschaftler am Zentrum für Medien-,

Kommunikations- und Informationsfor-
schung (ZeMKI) der Universität Bremen. 

Mal spielt die Presse mit, mal ignoriert sie, mal entlarvt sie: Vor den Karren von Politikern und ihren PR-Strategen lassen sich Medien in der Regel nicht spannen.

Die
Kommunikation
von Politikern

stand nie unter
stärkerer

Beobachtung
als heute.

Politiker 
werden daran 

gemessen,
wie sie Krisen 

– auch die 
persönlichen –  

meistern.
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Unter Dauerbeobachtung
BERATUNG PR-Strategen helfen Politikern im Ringen um mediale Deutungshoheit. Privates zu Markte zu tragen, ist jedoch riskant

Mit ihm fing alles an: Edward L. Bernays. Der
Neffe Sigmund Freuds entdeckte das Poten-
zial der Massenmanipulation, als er wäh-
rend des Ersten Weltkriegs für eine Propa-
gandaabteilung der amerikanischen Regie-
rung arbeitete. „Was im Krieg funktioniert,
klappt auch im Frieden“, folgerte er. Und er-
wies sich dabei als höchst kreativ. Den Ab-
satz der Zigarettenmarke Lucky Strike etwa
förderte er durch inszenierten Skandal: Er
setzte Reporter auf Frauen an, die rauchten.
Das galt damals als anstößig, doch Bernays
deutete das Geschehen in einen Akt der
Emanzipation um: Die Zigaretten waren für
ihn „Fackeln der Freiheit“. So lauteten dann
auch die Schlagzeilen.

Bühnenspiel Es waren die Anfänge der mo-
dernen Public Relations. Was bei Bernays
noch neu war – die Formulierung von Bot-
schaften, der taktische Einsatz von Fakten –
, gehört in den USA heute zum Standard,
auch in der Politik. PR ist Routine, und die
Zahl der Strategen und Spin Doctors wächst
scheinbar unaufhörlich. Die Public Relati-
ons Society of America hat heute mehr als

21.000 Mitglieder; die auf Polit-PR speziali-
sierte Association of Political Consultants
mehr als 1.200. „Mehr und mehr definiert
das Marketing die politischen Inhalte und
nicht mehr eine jahrhundertealte Ideolo-
gie“, sagt Bruce Newman, Markenführungs-
Experte an der DePaul University in Chica-
go. Die Kandidaten werden von Beratern ge-
lenkt wie Schauspieler von Regisseuren.
Charakter und Lebensgeschichte sind sorg-
fältig als Marke choreographiert. Die „Spin
Doctors“ analysieren Stärken und Schwä-
chen, legen Botschaften fest, lassen Sprach-
regelungen pauken, sorgen für passende
Kleidung – Wirklichkeit nach Drehbuch.
Schon 1988, im Wahlkampf zwischen dem
Republikaner George Bush und dem Demo-
kraten Michael Dukakis, beklagte das Maga-
zin „Time“ den Einfluss der Berater: Wie Ma-
rionettenspieler dirigierten sie die Kandida-
ten durch das Rennen und versuchten, jede
spontane Äußerung zu unterdrücken. „Es ist
ein ausgeklügelter Wettbewerb zwischen
zwei geschulten Profi-Teams.“
Seither hat sich vor allem eines verändert:
Die Zahl der Berater ist noch größer gewor-

den. Das „Campaigns and Elections Maga-
zine“ notiert 56 unterschiedliche Jobkate-
gorien für Polit-Berater, vom Meinungsfor-
scher bis zum Medienexperten. Der Stab ei-
nes Präsidentschaftsbewerbers umfasst
hunderte Helfer. „Obama for America“ et-

wa hat schon jetzt, ein knappes Jahr vor der
Wahl im Herbst, 330 Mitarbeiter.
Die besten und einflussreichsten „Spin
Doctors“ werden von Kampagne zu Kampa-
gne gereicht. Charlie Black etwa, der neuer-
dings den republikanischen Bewerber Mitt
Romney berät, war schon für Ronald Reagan
tätig, für Vater und Sohn Bush, für die Sena-
toren Jesse Helms und John McCain. Bei
den Demokraten gehört Joe Lockhardt zur
Dauerpräsenz – er beriet unter anderem
Walter Mondale, Michael Dukakis, Bill
Clinton und John Kerry.
Am erfolgreichsten sind Kandidaten, die
sich als Marke möglichst authentisch ver-
kaufen und denen es zusätzlich gelingt, auf
eine gesellschaftliche Strömung aufzuset-
zen. Perfekt gelang das im letzten US-Wahl-
kampf 2008 Barack Obamas Spin Doctor
David Axelrod. Er positionierte den Neuling
als jung, offen, inspirierend, zuversichtlich
und menschlich - der „Gute“, der es anders
machen werde als seine Vorgänger. Mit den
Botschaften „Wandel“ und „Hoffnung“ traf
er die Stimmung der Wähler, die nach acht
Jahren George W. Bush frustriert waren. Am

anderen Ende des politischen Spektrums
schaffte Sarah Palin ein überwältigendes
Comeback, indem sie sich als Galionsfigur
der Tea Party profilierte.

Halbwahrheiten Im aktuellen Wahlkampf
verfügen die Polit-Strategen über ein zusätz-
liches Instrument: das so genannte Super
Political Action Committee (PAC). Das sind
Organisationen, die für einen Kandidaten
werben, aber formal von der Kampagne ge-
trennt sind. Sie dürfen deshalb Spenden in
unbegrenzter Höhe entgegennehmen, ent-
schieden vor kurzem US-Gerichte. Tatsäch-
lich unabhängig sind diese Hilfstruppen
freilich nicht. So war es Newt Gingrichs Su-
per PAC „Winning Our Future“, welche das
Video „When Mitt Romney Came to Town“
auf den Markt brachte, das den Mitbewerber
als Jobzerstörer diskreditiert. Auch wenn es
vor Halbwahrheiten nur so wimmelt – es hat
die „Marke“ Romney nachhaltig geschädigt.
Dessen Spin Doctor Stuart Stevens hatte ei-
nen alten Fehler begangen: Er hatte bei der
Profilierung seines Kandidaten zu dick auf-
getragen. Dass Romney ein erfolgreicher

Geschäftsmann ist, der etwas von Wirtschaft
versteht, glaubte jeder – die Behauptung
aber, dass er 100.000 Arbeitsplätze geschaf-
fen haben sollte, widersprach jeder Alltags-
erfahrung. Die Umdeutung zum Heilsbrin-
ger ist offenbar selbst für die PR-geduldigen
Amerikaner zu starker Tobak.
Die Öffentlichkeit könne Botschaften auch
zurückweisen, wusste schon Altmeister Ber-
nays. Er selbst setzte alles daran, dass das
nicht geschah: Um den Verkauf von Schin-
ken anzukurbeln, ließ er Ärzte die gesund-
heitlichen Vorzüge eines herzhaften Früh-
stücks attestieren. Als Wahlkampfhelfer von
Herbert Hoover gründete er ein vorgeblich
unabhängiges Komitee, das seinem Kandi-
daten glänzende Umfragewerte bescheinig-
te. Kritiker beschied er: „Public Relations
stärkt ein Fundament unserer Gesellschaft:
den freien Markt für Ideen und Produkte.“
Er war eben auch Propagandist in eigener
Sache.          Christine Mattauch, New York ❚

Die Autorin ist Mitglied des Netzwerks
„Weltreporter“ und schreibt unter anderem

für „Handelsblatt“ und „manager magazin“.

Die »spinen«, die Amerikaner
USA Edward L. Bernays gilt als erster »Spin Doctor« und Gründer der modernen PR. Ohne seine Rezepte kommt auch heute kein Wahlkampf aus
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Ins Weiße Haus nur mit PR: Mitt Romney 
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Das Staatsoberhaupt ist pikiert: „Wir werden
zukünftig keine Experten nach Kasachstan
einladen, die unsere Wahlen kritisieren“,
sagte der kasachische Präsident Nursultan
Nasarbajew nach dem Urnengang Mitte Ja-
nuar im rohstoffreichen Staat zwischen Ka-
spischem Meer und Chinas Grenze. Der seit
21 Jahren autokratisch herrschende Präsi-
dent zeigte sich verschnupft über eine har-
sche Beurteilung der Organisation für Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa
(OSZE). Die Parlamentswahl bescherte dem
gewaltigen Steppenland mit über 15 Millio-
nen Einwohnern ein Mehrparteiensystem.
Die Partei der Macht „Nur-Otan“, „Licht des
Vaterlandes“, wurde auf 80 Prozent der
Stimmen gezählt.

Weder frei noch fair Die OSZE, die seit der
Unabhängigkeit der ehemaligen Sowjetre-
publik vor 20 Jahren in dem Land noch kei-

ne Wahl als „frei“ und „fair“ beschrieben
hat, erkannte auch bei dem jüngsten Urnen-
gang die Verletzung der „Schlüsselelemente
für eine demokratische Wahl“. Der Chef der
Beobachter des OSZE-Büros für demokrati-
sche Institutionen und Menschenrechte in
der kasachischen Hauptstadt Astana, Mik-
lós Haraszti, sagte: „Die Wahl fand in einem
eng kontrollierten Umfeld statt, ein genui-
ner Pluralismus bedarf nicht derartiger Or-
chestrierung.“
Die Wahl stand von Anfang an unter dem
Taktstock der Macht. Nasarbajew ist 71 Jah-
re und plant die Machtübergabe. Dafür be-
nötigt er ein Parlament, das auch im Wes-
ten Anerkennung genießt. Denn das Land,
das 2010 immerhin den OSZE-Vorsitz führ-
te, hatte bisher einen Makel: ein Parlament
in dem ausschließlich das „Licht des Vater-
landes“ leuchtete. Alle anderen Parteien wa-
ren bei dem letzten Urnengang 2007 an der

Sieben-Prozent-Hürde gescheitert.  Auch
die zweite Kammer, der Senat, sorgt nicht
für Pluralismus. Die Senats-Abgeordneten
werden nicht direkt vom Volk sondern von
einer speziell einberufenen Volksversamm-
lung gewählt.

Drei Parteien Die vorgezogene Parlaments-
wahl sollte Abhilfe schaffen, ohne jedoch
die beherrschende Rolle von Nur-Otan an-
zutasten. Und so passierte es. Die eigentli-
che Oppositionspartei OSDP erhielt ein we-
nig mehr als ein Prozent, andere kritische
Parteien wurden erst gar nicht zugelassen.
Die Kommunisten und die sich machtnah
positionierende „Ak Schol“-Partei kamen
knapp über die Sieben-Prozent Hürde.
Die OSDP empörte sich über Wahlfälschun-
gen. Filme, die zeigen, wie Wahlurnen mit
Stimmzetteln vollgestopft werden, kursie-
ren im Internet. Aber zur Demonstration

der Oppositionspartei versammelten sich
am Dienstag nach der Wahl nur wenige
Hundert in der kasachischen Wirtschafts-

metropole Almaty. Dafür sorgte ein eskalie-
render Ölarbeiterstreik in der westkasa-
chischen Provinz Mangistau bereits vor der

Wahl für Disharmonie. Seit Mai streikten
dort 2.000 Ölarbeiter für mehr Lohn und
Rechte. Die staatliche Rohstoffgesellschaft
„Kazmunaigas“ entließ die Arbeiter, deren
Sprecher wurden verhaftet. Ausgerechnet zu
den Feiern des 20. Unabhängigkeitstages
Kasachstans am 16. Dezember lieferten sich
Ölarbeiter und Sicherheitskräfte in der Öl-
förderstadt Schanaozen regelrechte Stra-
ßenschlachten. Die Polizei eröffnete das
Feuer, über ein Dutzend Menschen starben
und an die Hundert wurden verletzt. Nasar-
bajew fing mit einer Doppelstrategie die
Wut vor den Wahlen ein. Er zeigte Verständ-
nis für die Ölarbeiter, entließ das Manage-
ment der Ölgesellschaft und verhinderte mit
anziehender Repression ein Überspringen
des Funkens.      Marcus Bensmann, Almaty ❚

Der Autor ist Korrespondent des 
Journalistennetzwerks „Weltreporter“.

Der verschnupfte Präsident
KASACHSTAN Die Machtpartei verliert das Monopol im Parlament. Frei und demokratisch war die Wahl dennoch nicht, sagen die Wahlbeobachter der OSZE 

UNGARN Brüssel wirft der konservati-
ven Regierung Verletzungen von EU-
Verträgen vor und droht mit Sanktionen.
Der Ministerpräsident will sich beugen –
dem Druck, nicht den Argumenten.

Januskopf
Orbán

„Phantom der Oper“: Orbán-Gegner demonstrieren Anfang 2012 vor dem Opernhaus in Budapest, in dem Ungarns Staatsspitze die neue Verfassung mit einem Gala-Abend feiert.

A
nzünden“, fordert eine joh-
lende Menge vor dem Haus
der EU-Vertretung in Buda-
pest. Csanád Szegedi,
Europa-Abgeordneter der
rechtsextremen Partei „Job-

bik“  kommt der Aufforderung der Menge
nach. Mit etwas Flüssigkeit muss er nachhel-
fen, dann brennt die blaue Flagge mit Ster-
nenkranz. „EU verrecke“, skandieren die et-
wa 1.000 Rechtsextremen. Parteichef Gábor
Vona hatte zuvor vom „Kriegszustand“ ge-
sprochen, in dem sich Ungarn mit der EU-
Kommission befände. Und er droht Kom-
missionspräsident José Manuel Barroso mit
der „Viehpeitsche“. Unterdessen geht im 
südungarischen Szeged der Antisemit István
Csurka mit Kommunalpolitikern der Regie-
rungspartei „Fidesz“  für den nationalkon-
servativen Regierungschef Viktor Orbán auf
die Straße. Auch er sieht in Brüssel mächti-
ge Gegner am Werk. „Unsere Feinde haben
das Problem, dass Ungarn magyarisch und
christlich sein will“, behauptet er. 

In schlechter Verfassung Szenen aus Un-
garn von einem Wochenende, Anfang 2012.
Der Grund für den anti-europäischen Schul-
terschluss von ungarischen Konservativen
und Rechtsextremen: Die EU-Kommission
hat der Regierung Orbán die Folterinstru-
mente gezeigt. Sie will mehrere Verfahren
nach Artikel 7 der EU-Verträge gegen Un-
garn anstrengen –  eine Premiere in der EU.
Begründung: Die europäischen Grundwerte
würden in dem EU-Mitgliedstaat verletzt.
Insbesondere die Unabhängigkeit von Jus-
tiz, Notenbank, Medien und Datenschutz-
beauftragtem seien nicht gewährleistet.
Grundproblem ist die neue Verfassung, seit

dem Jahreswechsel in Kraft. Daniel Cohn-
Bendit, Fraktionschef der Grünen im Euro-
paparlament, nannte im RBB-Inforadio ein
Beispiel: „Die Regierung hat die Flat Tax in
die Verfassung geschrieben.“ Das bedeute,
dass eine Nachfolgerregierung eine Zwei-
drittelmehrheit braucht, um ein Steuerge-
setz zu ändern. „Es ist schon unglaublich,
mit welcher Chuzpe Orbán hier auftritt“,
sagte der Grünen-Politiker. 
Das Rentenalter von Richtern wird künftig
von 70 auf 62 gesenkt. „So kann Orbán
mehr als 270 Richter loswerden, die noch
von der alten Regierung eingesetzt wurden“,
sagt der ungarisch-stämmige Publizist Paul
Lendvai, der sich intensiv mit Orbáns „Sys-
tem der Nationalen Zusammenarbeit“ aus-
einandergesetzt hat.  Die Finanzaufsichtsbe-
hörde – mit Fidesz-Leuten aufgebläht – soll
künftig den letzten Widersacher Orbáns,
Notenbank-Chef András Simor, an die Kan-
darre nehmen. Auch der Lizenzentzug für
den Oppositionssender „Klubrádio“ stösst
auf Kritik. „Die zuvor regierenden Sozialis-
ten haben zwar einen Sauhaufen hinterlas-
sen“, sagt Lendvai, „aber die Grundwerte
haben sie nicht angetastet.“
Offensichtlich ist in Brüssel die Geduld mit
Viktor Orbán zu Ende. Entgegen sonst übli-
cher Praxis hat die Budapester Regierung
nur einen Monat Zeit, zu den Vorwürfen
Stellung zu nehmen. Und sowohl EU-Kom-
mission als auch IWF drehen dem klammen
Ungarn den Geldhahn zu, um ihre Forde-
rungen nach politischen Reformen handfest
zu untermauern. 15 bis 20 Milliarden Euro
braucht das hochverschuldete Land (Schul-
den: 82 Prozent des BIP). Die Ratingagentu-
ren stuften Staatsanleihen auf Ramschni-
veau ab, die Landeswährung Forint ist im-

mer weniger wert, Kredite werden immer
teurer, was auch für eine Schieflage der ös-
terreichischen Banken sorgen könnte, bei
denen die Ungarn mit 41 Milliarden Euro in
der Kreide stehen.  
Ungarn droht im schlimmsten Fall der Ent-
zug der Stimmrechte im EU-Rat und dass
wegen des Haushaltsdefizits zur Strafe EU-
Fördermittel eingefroren werden. Die
„schwierige Lage“, so glaubt der Publizist
Lendvai, werde Orbán aber „für das Aufput-
schen nationalistischer Gefühle nutzen“. 
Und so lässt der Regierungschef dieser Tage
in Ungarn verbreiten: Die Vorwürfe basier-
ten auf „Lügen der Linken“. Vor dem Euro-
paparlament, in das er sich selbst eingela-
den hat, wirft er Nebelkerzen und spricht

von „Irrtümern und falschen Tatsachen“. In
der deutschen „Bild“-Zeitung gibt er sich
kompromissbereit: „Wir sind offen und be-
reit, über alle Probleme zu verhandeln.“
Und in einer Mischung aus Trotz und öf-
fentlicher Zerknirschung legt er nach: „Wir
werden uns in diesem Fall der Macht beu-
gen, nicht den Argumenten.“ Die Botschaft:
Ungarn – Opfer fremder Mächte. Das ist das
stets wiederholte nationale Selbstverständ-
nis der ungarischen Rechten.   

Zwei Gesichter Orbán sei janusköpfig,
meint Lendvai. „Nach außen hin wird er
Moll spielen und gewisse Zugeständnisse
machen. Aber innenpolitisch sind die Wei-
chen gestellt.“ Überall habe die Regierungs-
partei Fidesz Vertrauensleute installiert. Die
Opposition sei – trotz der jüngsten De-
monstrationen in Ungarn – zu schwach.
Und innerhalb der regierenden Fidesz-Par-
tei gebe derzeit keine Persönlichkeit, die es
wagen würde, gegen Orbán aufzustehen.
Der ungarische Piano-Virtuose András
Schiff, der aus Protest nicht mehr in seinem
Heimatland auftritt, regte auf einer Veran-
staltung in Berlin jüngst an, Fidesz aus der
Europäischen Volkspartei (EVP) hinauszu-
werfen. Der feinsinnige Pianist vergleicht
die EU mit einem Club, in dem es Hausre-
geln gebe und Orbán mit einem Rüpel. Ver-
stöße gegen die Hausregeln würden bislang
leider nicht geahndet, beklagt Schiff: „Man
bleibt drin, egal, wie man sich benimmt.
Das Drinbleiben muss man sich aber verdie-
nen.“ Stephan Ozsváth ❚

Der Autor ist Radiournalist in Berlin 
und berichtet als freier 

Korrespondent aus Ungarn.

>KOMPAKT

> Fidesz Ursprünglich als „Bund Junger De-
mokraten“ 1988 in Budapest gegründet,
wandelte sich die liberale Partei unter 
ihrem Vorsitzenden Victor Orbán zur 
dominierenden konservativen Kraft in Un-
garn.

> Erdrutschsieg Bei den Parlamentswah-
len 2010 errang das Bündnis aus Fidesz
und Christlich-Demokratischer Volkspartei
(KDNP) mit knapp 68 Prozent die Zwei-
Drittel-Mehrheit.

> Verfassung Anfang 2012 trat eine neue
Verfassung in Kraft. Die Opposition kriti-
siert, Fidesz habe darin eine national ge-
sinnte Ideologie festgeschrieben.

ENTWICKLUNG Union und FDP wollen die
ländliche Entwicklung und die Ernährungssi-
cherheit weltweit stärken. Ein Antrag (17/7185)
der Koalitionsfraktionen wurde am vergange-
nen Mittwoch im Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung gegen die
Stimmen von SPD, Grünen und Linken angenom-
men. Die Abgeordneten der Koalition unterstüt-
zen darin die Bundesregierung in ihrem Vorha-
ben, „die Entwicklung ländlicher Räume zu ei-
nem Schlüsselbereich und Förderschwerpunkt“
der Entwicklungspolitik zu machen. Im Mittel-
punkt müsse unter anderem die Ausbildung von
Kleinbauern, die Verbesserung des Boden-
rechts, ein gerechterer und leichterer Zugang zu
Land und zu Absatzmärkten sowie zu Krediten
stehen. Auf internationaler Ebene sollen „han-
delsverzerrende Subventionen“ und die Speku-
lation mit Nahrungsmitteln abgebaut werden.
Auf nationaler Ebene soll unter anderem der
Ausbau der Infrastruktur etwa für Verkehr, Ver-
marktung, Kreditfinanzierung, Saatgut, Pflan-
zenschutz, Wasser und Energie in den Entwick-
lungsländern vorangebracht werden. Schließ-
lich sollen drittens auf lokaler Ebene Interessen-
vertretung und Selbstorganisation von
Kleinbauern gestärkt werden. Union und FDP
fordern außerdem, Frauen einen gleichberech-

tigten Zugang zu „Besitz, Kapital, Bildung und
technischen Fachkenntnissen“ zu ermöglichen.
Frauen produzierten 80 Prozent der Grundnah-
rungsmittel in Entwicklungsländern, verfügten
jedoch nur über zehn Prozent der Anbaufläche
und ein Prozent aller Landtitel. Union und FDP
verwiesen in ihren Wortmeldungen zudem auf
die sich verschärfende Konkurrenz auf den
weltweiten Ackerflächen zwischen Nahrungs-
mitteln und nachwachsenden Rohstoffen.
Die Opposition begrüßte den Antrag zwar, kriti-
sierte ihn jedoch als zu „unscharf“ formuliert.
Die SPD-Fraktion wies darauf hin, dass EU-
Agrarsubventionen nach wie vor die kleinbäu-
erlichen Wirtschaft behinderten. Die Grünen kri-
tisierten, Union und FDP klammerten die Um-
weltschäden der „grünen Revolution“ aus, also
die mit industriellen Mitteln erzielte Intensivie-
rung der Landwirtschaft. Zudem verfalle die Ko-
alition dem „Mythos des ungenutzten Landes“.
Gerade unbebaute Flächen seien vor Ort häufig
Gegenstand „heftiger Konflikte“ oder sie bräch-
ten bei einer Bewirtschaftung nur magere Erträ-
ge ein. Die Fraktion Die Linke schließlich wies
unter anderem darauf hin, dass Transparenz und
freiwillige Leitlinien für  Investitionen in Ent-
wicklungsländern die Spekulation mit Nah-
rungsmitteln kaum verhindern werde. ahe ❚

Konkurrenz zwischen Tank und Teller

ROHSTOFFE Die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen fordert verbindliche Offenlegungspflichten
für Unternehmen im Rohstoffsektor. In ihrem
Antrag (17/8354) begrüßen die Abgeordneten
die Vorschläge der EU-Kommission vom Okto-
ber 2011, nach denen im Rohstoff- und Forst-
sektor tätige Unternehmen verpflichtet werden
sollen, „ihre Zahlungen an Regierungen der
Länder, in denen sie Rohstoffe fördern“ nach
Ländern und Projekten aufgeschlüsselt offenzu-
legen. Der Antrag wurde am vergangenen Don-
nerstag in die zuständigen Ausschüsse über-
wiesen.
Darin heißt es, die Kommissionsvorschläge ori-
entierten sich an Artikel 1504 des US-amerika-
nischen „Dodd-Frank-Acts“, einem seit 2010
bestehendem US-Bundesgesetz, das für Stabili-
tät und mehr Transparenz auf dem Finanzmarkt
sorgen soll. Die Vorschläge aus Brüssel gehen
jedoch darüber hinaus, schreiben die Abgeord-
neten: So wolle die EU-Kommission neben den
Bereichen Gas, Öl und Mineralien auch den
Forstsektor einbeziehen und zudem auch jene
großen Rohstoffunternehmen zur Transparenz
verpflichten, die nicht börsennotiert sind.
Allerdings sehe die Kommission Ausnahmere-
gelungen vor, die die Schlagkraft ihrer Vorschlä-

ge verwässere, heißt es im Antrag weiter. So
würden Rohstoffunternehmen ihre Zahlungen
nicht transparent machen müssen, wenn eine
solche Offenlegung im betreffenden Förderland
verboten ist.
Bündnis 90/Die Grünen fordern deshalb die
Bundesregierung auf, die Vorschläge der Kom-
mission „aktiv und vollumfänglich zu unter-
stützen und ihre Umsetzung auf EU-Ebene und
auf nationaler Ebene zügig in die Wege zu lei-
ten“.Außerdem solle sich die Bundesregierung
im Verlauf des weiteren Verfahrens dafür ein-
setzen, die in den Kommissions-Vorschlägen
enthaltenen Ausnahmeregelungen zu 
beseitigen.
Von den Offenlegungspflichten erhoffen sich
die Abgeordneten eine effektive Kontrolle der
Regierungen in rohstoffreichen Ländern durch
die dortigen Parlamente und Bürger. Zudem
könnte die Erfüllung rechtlicher und steuerli-
cher Verpflichtungen der Unternehmen besser
überwacht werden, schreibt die Fraktion. Sie
verweist darauf, dass drei Viertel der armen Be-
völkerung weltweit in rohstoffreichen Entwick-
lungsländern lebten. Intransparenz und Kor-
ruption im Rohstoffsektor würden zu dieser Si-
tuation entscheidend beitragen. ahe ❚

Transparenz beim Schürfen 

SÜDKAUKASUS Der Menschenrechtsaus-
schuss hat einen Antrag (17/7645) der Fraktion
Die Linke zur Förderung von Demokratie und
Menschenrechten im Südkaukasus am vergan-
genen Mittwoch abgelehnt.
Im Mittelpunkt des Antrags stand die Forde-
rung, die Bundesregierung solle in Gesprächen
mit den Regierungen von Georgien, Armenien
und Aserbaidschan die problematische Men-
schenrechtslage dort thematisieren. Ziel müsse
sein, künftig jegliche Form repressiver Gewalt
auszuschließen, forderte die Fraktion. In der
Menschenrechts-, Entwicklungs- und Außenpo-
litik Deutschlands müssten den wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Menschenrech-
ten der gleiche Stellenwert eingeräumt werden
wie den bürgerlichen und politischen, hieß es
weiter. Zudem sprachen sich die Abgeordneten
dafür aus, gegenüber den drei Ländern die Frei-
lassung von regierungskritischen Journalisten
und Menschenrechtsverteidigern anzumahnen
und den Auf- und Ausbau staatlicher Siche-
rungssysteme zu unterstützen.
Die Berichterstatterin der Linksfraktion beton-
te, ihre Fraktion wolle, „dass die Menschen-
rechte ein höheres Gewicht erhalten“. Sie sehe
„in allen drei Ländern erhebliche Defizite“.

Eine Abgeordnete der CDU/CSU-Fraktion 
betonte zwar, dass es „massive Menschen-
rechtsdefizite“ im Südkaukasus gebe, aller-
dings seien die Forderungen der Linksfraktion
aus ihrer Sicht „das falsche Mittel“. Die An-
tragsteller würden die Causa „durch die ideo-
logische Brille“ betrachten, hieß es aus der
Unionsfraktion.
„Wir werden den Antrag ablehnen“, erklärte
auch ein Vertreter der SPD-Fraktion. Der Antrag
würde manchen Bereichen der Menschenrech-
te „einen höheren Stellenwert einräumen als
anderen“, sagte er.
Ähnlich argumentierte die Vertreterin der FDP-
Fraktion: „Sie schauen zu selektiv auf die Men-
schenrechte“, befand eine Abgeordnete ge-
genüber der Linksfraktion. „Deshalb werden
wir den Antrag ablehnen.“
„Sehr positive Aspekte“ entdeckte hingegen
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Antrag.
„Einige der Forderungen können wir mittra-
gen“, sagte eine Abgeordnete. Allerdings falle
nach Ansicht ihrer Fraktion die Bewertung von
Aserbaidschan „zu positiv“ aus.
Bei der anschließenden Abstimmung in der Sit-
zung lehnten die vier übrigen Fraktionen die
Initiative der Fraktion Die Linke ab. ver ❚

Unteilbare Menschenrechte

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN
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Staatschef seit 21 Jahren: Nusultan Nasarbajew beim Urnengang Mitte Januar  
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Mehr Rechte für die Volksvertretung: Martin Schulz (Mitte) nach seiner Wahl zum Präsidenten des EU-Parlaments am vergangenen Dienstag in Straßburg
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Zweifel an der Wirksamkeit der künftigen
Sanktionsmöglichkeiten gegenüber Haus-
halts- und  Schuldensündern äußerten
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) wie auch sein Amtskollege Bernard
Accoyer von der Assemblée Nationale beim
dritten Treffen der deutsch-französischen
Arbeitsgruppe am 20. Januar in Berlin. Soll-
te durchgesetzt werden, was bislang ge-
plant ist, dass nur ein Euro- oder EU-Land
ein anderes wegen mangelnder Haushalts-
disziplin verklagen kann, befürchten die
Parlamentarier, dass keine wirksamen Stra-
fen verhängt werden, der Sanktionsmecha-
nismus demzufolge einem zahnlosen Tiger
gleichkommt. Weil die Unterzeichnerlän-
der möglicherweise zu sehr davor zurück-
schrecken könnten, einander zu belasten,
müsse der Europäischen Kommission ein
Klagerecht beim Europäischen Gerichtshof
eingeräumt werden.

Fiskalunion Aller guten Dinge sind drei.
Oder auch vier. Bei ihrer dritten Begegnung
diskutierten Abgeordnete und Vertreter bei-
der Regierungen über den Stand der gegen-
wärtig laufenden Verhandlungen über eine
verstärkte europäische Wirtschafts- und Fis-
kalunion, den Europäischen Stabilitätsme-
chanismus und dessen Dauer sowie über
die Einbindung von Nicht-Euro-Ländern.

Auch das vierte und wegen der französi-
schen Wahlen vorerst letzte Treffen der
Gruppe am 13. Februar in Paris wird sich al-
ler Voraussicht ebenfalls mit der Wirt-
schafts- und Fiskalunion beschäftigen, da
die Verständigung auf das Vertragswerk bis
dahin andauern dürften. 
Die bilaterale Arbeitsgruppe begleitet die
Vertragsverhandlungen bereits seit Oktober.
Bei ihrem jüngsten Treffen im Bundestag
tauschten sich die
Teilnehmer über
E m p f e h l u n g e n
aus, die sie ihren
jeweiligen Regie-
rungen mitteilen
wollen. Im Mittel-
punkt stehen die
Mitspracherechte
der nationalen
Volksvertretungen
wie auch des Euro-
päischen Parla-
ments bei Haus-
haltsfragen. 
Bundestagspräsi-
dent Norbert Lam-
mert zeigte sich zu-
versichtlich, dass
die Mitwirkungs-
rechte der Parla-

mente bei der Vertragsgestaltung berücksich-
tigt werden, schon allein deshalb, weil dies
das deutsche Grundgesetz erfordere.

Wahlkampf eröffnet Nach Berichten der
französischen Kollegen hat der Wahlkampf
in ihrem Land bereits spürbar begonnen.
Erörtert wurde während des Treffen, ob und
wie sich ein möglicher Machtwechsel nach
den Präsidentschafts- und Parlamentswah-

len in Frankreich auf den Ratifizierungspro-
zess der Verträge auswirken könnte.  Die
französische Seite verwies auf die Kontinui-
tät  der Pariser Europapolitik in den vergan-
genen Jahrzehnten. Die Abgeordneten aus
der französischen Hauptstadt sagten zu, die
Arbeit an einer rechtlichen Verankerung der
Schuldenbremse, der règle d'or, fortzuset-
zen. Eine Verankerung in der französischen
Verfassung ist ohnehin fraglich. In beiden
Kammern, Assemblée und Senat, würde für
die Verabschiedung der Schuldenbremse ei-
ne Drei-Fünftel-Mehrheit benötigt, die laut
Accoyer derzeit nicht in Sicht sei. Der Präsi-
dent der Assemblée Nationale hielt eine
strengere Budgetdisziplin allein für die Ge-
sundung der Haushalte nicht für ausrei-
chend, nötig sei außerdem ein schnelles
Wirtschaftswachstum. Das Vertrauen der
Märkte in die Zukunft der Euro-Zone müs-
se zügig zurückgewonnen werden.
Lammert erklärte, dass die Ratifizierung des
Vertrags über die Wirtschafts- und Fiskal-
union wie auch über den neuen Europäi-
schen Stabilitätsmechanismus, ESM, bis zur
parlamentarischen Sommerpause möglich
sei, vorausgesetzt, die Texte liegen wie bis-
her zugesagt im März vor. Die Ratifizierung
auf französischer Seite wird aller Voraus-
sicht nach erst das neugewählte Parlament
vornehmen.                                         sad ❚

Furcht vor zahnlosem Tiger
EUROPA II Deutsch-Französische Arbeitsgruppe plädiert für wirksame Sanktionen gegen Schuldensünder 

Norbert Lammert (links) und Bernard Accoyer

D
ie Wahl war keine Über-
raschung. Schon seit Be-
ginn der fünfjährigen Le-
gislaturperiode steht fest,
dass auch dieses Mal wie-
der ein Halbzeitwechsel

durchgeführt wird. Waren 2009 zunächst
Europas Christdemokraten am Zug, die mit
dem Polen Jerzy Buzek den ersten Parla-
mentspräsidenten aus Osteuropa stellten,
so sollte es in der zweiten Hälfte ein Vertre-
ter der Sozialdemokratie sein. Die Wahl fiel
auf den Fraktionsvorsitzenden der Sozialde-
mokraten Martin Schulz. Der Wachwechsel
wurde für den 17.Januar terminiert. So trat
Schulz am vergangenen Dienstag in Straß-
burg gegen zwei Mitbewerber an, deren
Kandidatur wegen der Absprache der zwei
großen Fraktionen von vornherein aus-
sichtslos waren: die britische Liberale Diana
Wallis und den Konservativen Nirj Deva,
ebenfalls aus Großbritannien. Eineinhalb
Stunden nach der Stimmabgabe sah man
kräftiges Händeschütteln und herzliche
Umarmungen. Bilder, die das Ergebnis vor-
wegnahmen, längst bevor der noch amtie-
rende Chef des Hauses verkündete: „Einen
zweiten Wahlgang wird es nicht geben:
Schulz for president.“

Chefsessel Der SPD-Politiker hatte 387 der
670 Stimmen geholt und damit eine Mehr-
heit auf sich vereinigt, während Deva 142
und Wallis 141 Stimmen erhielten. „Das Eu-
ropaparlament wird mit Ihnen weiter Kern-
stück der europäischen Debatte sein“, rief
Buzek seinem Nachfolger zu, bevor er ihm
den Chefsessel überließ.  Auch aus Berlin

kamen Glückwünsche: Bundestagspräsi-
dent Norbert Lammert (CDU) gratulierte
Schulz zur Wahl. Die Geschichte des Parla-
mentarismus in Europa zeige, dass die
Mächtigen den Parlamenten nie Rechte ge-
schenkt hätten, sagte Lammert. Umso wich-
tiger sei es für das Europaparlament in die-
ser entscheidenden Phase, „einen so dis-
kursfähigen und leidenschaftlichen wie
über die Fraktions- und Ländergrenzen hin-
weg anerkannten Parlamentarier an seiner
Spitze zu haben“, sagte Lammert.

Schwindendes Vertrauen Seit 1994 sitzt
Martin Schulz in Europas Volksvertretung,
seit 2004 führte er die Fraktion der europäi-
schen Sozialisten und Demokraten. Sicht-
lich gerührt stand er jetzt vor den Abgeord-
neten und bedankte sich für das Vertrauen
und die Glückwünsche. „Diejenigen, die
mich heute gewählt haben, sollen ihre Wahl
selbstbewusst vertreten können und dieje-
nigen, die mich nicht gewählt haben, posi-
tiv überrascht werden.. Dann kam der 
56-Jährige zur Sache: „Europa durchlebt
stürmische Zeiten“. Er warnte, dass ein
Scheitern der EU zum ersten Mal seit ihrer
Gründung „ein realistisches Szenario“ sei.
Die Armut in vielen EU-Ländern sei gewach-
sen, die Arbeitslosigkeit vor allem unter den
Jugendlichen gestiegen. Es gebe keine Ge-
wissheit mehr, dass es den Kindern einmal
so gut gehe wie den Eltern. Da Vertrauen in
die Institutionen wie in die Politik schwin-
de. Anonyme Rating-Agenturen in New York
seien mächtiger als demokratisch gewählte
Regierungen und Parlamente. Die Vertrau-
enskrise unterminiere auch den Glauben in

das europäische Projekt, in die „faszinieren-
de Idee“ Europa, die es zu retten gelte.
Schulz warnte vor einer „Vergipfelung“, ei-
ner Inflation von Treffen der Regierungs-
chefs. Entscheidungen würden hinter ver-
schlossenen Türen getroffen. Das sei ein
Rückfall in die Zeit des Wiener Kongresses.

Er beklagte, dass das EU-Parlament als ein-
ziges gewähltes Organ der Gemeinschaft
von der Entscheidungsprozessen weitge-
hend ausgeschlossen sei. Auch die Volksver-
treter in den nationalen Parlamenten wür-
den zu „Erfüllungsgehilfen“ degradiert. In
der EU gehe es nicht um die Durchsetzung

nationaler Interessen, sondern um das
Wohl der Gemeinschaft. „Die EU ist kein
Nullsummenspiel, wo der eine gewinnt und
der andere verliert. Entweder wir verlieren
alle oder wir gewinnen alle“, sagte Schulz.
Gemeinhin gilt der EU-Parlamentspräsi-
dent als Prestigejob. Er agiert auf Augenhö-

he mit dem EU-Kommissionspräsidenten
José Manuel Barroso und dem Ratspräsiden-
ten Herman Van Rompuy. Schulz aber
machte deutlich, er will mehr als Ansehen.
Er wolle „kein bequemer Präsident“ sein. Er
fordert Gleichbehandlung, will wie die
Chefs von Kommission und Rat bei den

Gipfeln der Eurozonen-Lenker mit am Tisch
sitzen. Unter dem Druck der Eurokrise ha-
ben vor allem Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) und Frankreichs Präsident Nico-
las Sarkozy viele Entscheidungen auf die
„Chefebene“ verlagert. „Wer glaubt, man
könne ein Mehr an Europa mit einem We-
niger an Parlamentarismus schaffen, dem
sage ich hiermit den Kampf an“, sagte
Schulz. 

Mitsprache Mitentscheiden will das Euro-
paparlament auch beim geplanten Fiskal-
pakt gegen Haushaltssünder. Viele Abgeord-
nete drängen auf eine Überführung dieses
Paktes innerhalb von fünf Jahren in den EU-
Vertrag. Am vergangenen Mittwoch verab-
schiedete das Straßburger Haus eine entspre-
chende Resolution mit 521 gegen 124 Stim-
men bei 50 Enthaltungen. Nahezu alle Frak-
tionen sehen die Gefahr einer Spaltung der
Gemeinschaft, die deren Bestand gefährde.
Der CDU-Abgeordnete Elmar Brok, einer
der Initiatoren der Entschließung, betonte,
man werde alles tun, um den Fiskalpakt
rasch in den Lissabon-Vertrag zu integrie-
ren. Die Abgeordneten bemängelten, dass
ihre Änderungsvorschläge nicht umgesetzt
würden. Sie forderten die Einbeziehung von
EU-Parlament wie von den nationalen
Volksvertretungen. Kommissionspräsident
Barroso unterstützte den Vorstoß. Es müsse
jeder Eindruck vermieden werden, dass auf
europäischer Ebene konkurrierende Parla-
mente entstehen, die das Europaparlament
schwächten. Sabine Seeger, Brüssel ❚

Die Autorin ist freie Korrespondentin. 

EUROPA I Martin Schulz sagt als neuer Präsident des EU-Parlaments der »Vergipfelung« der Politik den Kampf an

Auf Augenhöhe abgeordnet 

754 Abgeordnete aus 27 Mitgliedsländern: Plenum des EU-Parlaments in Straßburg.
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Harsche Worte
zum Fiskalpakt 
EUROPA III Der Zeitplan ist ehrgeizig. Beim
EU-Gipfel am 30. Januar wollen sich die eu-
ropäischen Staats- und Regierungschef auf
den Fiskalpakt mit seinen neuen Regeln zur
Haushaltsdisziplin einigen. Beim folgenden
Gipfel am 2. März soll der Vertrag im Ideal-
fall unterzeichnet werden. Doch während
die Arbeitsebene an den letzten Formulie-
rungen feilt, nimmt die Kritik an dem völ-
kerrechtlichen Vertrag zu, den Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) beim EU-Gipfel
am 9. Dezember durchgesetzt hatte. 
Die bisher harschesten Worte kamen aus
Finnland, dessen Außenminister Erkki Tuo-
mioja den Vertrag als „im besten Fall über-
flüssig, im schlimmsten schädlich“ bezeich-
net. Sozialdemokrat Tuomioja spricht zwar
nur für den kleinen Koalitionspartner und
nicht für die gesamte Regierung. Da Finn-
land jedoch gemeinsam mit Deutschland,
den Niederlanden und Luxemburg zu den
letzten vier Ländern der Eurozone mit der
Bestnote AAA aller Rating-Agenturen ge-
hört, findet seine Kritik Aufmerksamkeit.
Eine äußerst skeptische Haltung zum Fiskal-
pakt nehmen auch das Europäische Parla-
ment und die EU-Kommission ein (siehe
Beitrag rechts). Die Abgeordneten sind ver-
ärgert, dass die Regierungen einen völker-
rechtlichen Vertrag abschließen wollen, auf
den das Parlament formal keinen Einfluss
nehmen kann. 
Kritik kommt aber auch aus der Europäi-
schen Zentralbank. EZB-Direktoriumsmit-
glied Jörg Asmussen mahnte einen „rigoro-
seren“ Text an. Er kritisierte beispielweise,
dass es nach wie vor ein Hintertürchen gebe,
Sanktionen im Defizitverfahren zu vermei-
den. „Ungewöhnliche Umstände“ könnten
nämlich als mildernder Faktor gewertet wer-
den, was die EZB als Aufweichung des Pakts
sieht. 

Asmussen wie auch die Bundesregierung
monieren, dass die EU-Kommission Län-
der, die die geplante Schuldenbremse nicht
umsetzen, nicht vor dem Europäischen Ge-
richtshof (EuGH) verklagen kann. Die
Schuldenbremse nach deutschem Vorbild,
für Merkel eine der zentralen Errungen-
schaften des Dezember-Gipfels, könnte oh-
nehin geringe Wirkung entfalten, wenn sie
nicht in den jeweiligen nationalen Verfas-
sung festgeschrieben wird. Aktuell sieht der
Vertragsentwurf vor, dass die Schulden-
bremse „möglichst“ in den Verfassungen
festgeschrieben werden soll. 
Die Bundesregierung sieht den Fiskalpakt
als Voraussetzung für den permanenten Ret-
tungsmechanismus ESM. So sollen nur Län-
der, die den Fiskalpakt ratifiziert haben, Hil-
fe aus dem ESM empfangen. Noch ist offen,
ob sich Berlin mit dieser Forderung durch-
setzen wird. Silke Wettach, Brüssel ❚

Die Autorin ist Korrespondentin der 
„Wirtschaftswoche“. 

Gipfel-Duo Sarkozy und Merkel

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 



Das Parlament – Nr. 4 – 23. Januar 2012

Aung San Suu Kyis Wiedereinstieg in die Po-
litik ihres Landes scheint beschlossene Sa-
che zu sein: Mitte vergangener Woche hat
die Friedensnobelpreis-Trägerin ihre Kandi-
datur für einen Sitz im Zentralparlament in
Burmas Hauptstadt Naypyidaw eingereicht.
Anfang April wird Burma, das heute offiziell
Myanmar heißt, Nachwahlen für 48 Sitze
im Parlament abhalten. Schon kurz darauf
dürfte Suu Kyi, die in der kleinen Küsten-
stadt Kawhmu südwestlich von Rangun als
Kandidatin antritt, die demokratische Op-
position im Parlament anführen. Für einen
Staat, der bis vor Kurzem noch von einem
der autoritärsten Regime der Welt regiert
wurde, sind diese Entwicklungen bemer-
kenswert. Denn noch im vergangenen März
– als die Militärjunta die Macht an die for-
mell zivile Regierung von Präsident Thein
Sein abgegeben hat – deutete nur wenig auf
den Wandel hin, der sich in den folgenden
Monaten vollziehen sollte.
Ein Viertel der Parlamentssitze war – und ist
bis heute – gemäß der Verfassung aus dem
Jahr 2008 für das Militär reserviert. Rund 80
Prozent der übrigen Sitze waren nach einer
massiv manipulierten Parlamentswahl im
November 2010 an die „Unionspartei für So-
lidarität und Entwicklung“ (USDP), die Un-
terstützerpartei der Generäle, gegangen.
Aung San Suu Kyis Nationalliga für Demo-

kratie (NLD) hatte die Abstimmung boykot-
tiert. In der neuen Regierung fanden sich et-
liche Mitglieder der früheren Junta wieder:
Präsident Thein Sein etwa hatte dem Militär-
regime des im Februar 2011 abgetretenen
Diktators Than Shwe als Premierminister ge-
dient.

Politische Gefangene Kurz nach seinem
Amtsantritt begann Thein Sein jedoch da-
mit, Reformen voranzutreiben. Ein Minister
seiner Regierung – und später auch der Prä-
sident selbst – trafen sich zu Gesprächen mit
Suu Kyi. Thein Sein setzte für die Dauer sei-
ner Amtszeit den Bau eines umstrittenen,
von China finanzierten Megastaudammes
im Norden des Landes aus. Zudem entlie-
ßen die Behörden in mehreren Etappen
Hunderte politische Gefangene. Bei der letz-
ten Freilassung Mitte Januar kamen neben
Journalisten und Bloggern auch einige
hochrangige Anführer der blutig niederge-
schlagenen Studentenproteste aus dem Jahr
1988 frei sowie ein wichtiger politischer An-
führer der Shan-Ethnie, der prominente
Mönchsaktivist U Gambira.
Mit den Freilassungen ist Burma einer der
Kernforderungen all jener Staaten gefolgt,
die das Land mit Wirtschaftssanktionen be-
legt haben. Der Westen hat sich schon früh
erkenntlich gezeigt: Bereits Ende November

war US-Außenministerin Hillary Clinton
nach Burma gereist und hat sich zu Gesprä-
chen mit Thein Sein und Aung San Suu Kyi
getroffen. Es war der erste Besuch eines US-
Außenministers in mehr als einem halben
Jahrhundert. Clinton lobte die Fortschritte,
die Burma in den Monaten zuvor gemacht
hatte, kritisierte jedoch die anhaltenden
Menschenrechtsverletzungen und forderte
weitere Reformen ein. Vor wenigen Tagen
haben die USA wieder volle diplomatische
Beziehungen mit Burma aufgenommen.
Die NLD von Aung San Suu Kyi plant un-
terdessen die weiteren Schritte. Das oberste
Ziel sei es nun, die Verfassung aus dem Jahr
2008 zu ändern, sagt Win Htein. Er ist der
Leiter des NLD-Hauptuartiers in Rangun
und ein langjähriger Weggefährte Suu Kyis.
„Der größte Mangel der Verfassung ist, dass
die Armee darin übermäßig repräsentiert
wird. Unser ultimatives Ziel ist es, sie
schrittweise komplett aus der Politik he-
rauszubekommen, innerhalb der nächsten
fünf oder zehn Jahre.“ 

Ende der Sanktionen Das breite Entgegen-
kommen einiger westlicher Staaten sieht
Win Htein – wie viele führende NLD-Poli-
tiker – kritisch. „Die Deutschen – und auch
die Österreicher – sind sehr erpicht darauf,
hier Geschäfte zu machen. Und das so bald

wie möglich. Trotz der Bedingungen hier“,
warnt Win Htein. Er habe erst kürzlich ei-
ner Delegation aus Deutschland erklärt,
dass ein Ende der Sanktionen für die NLD
derzeit nicht in Frage komme.
Denn allen Reformschritten zum Trotz be-
finden sich noch immer Hunderte politi-
sche Gefangene in Haft. Besonders schwer
wiegen zudem die Berichte über anhalten-

de Menschenrechtsvergehen durch Burmas
Soldaten in den Konfliktgebieten des Lan-
des. Die Regierung hat allerdings in den ver-
gangenen Wochen Waffenruhen mit mehre-
ren Rebellenmilizen vereinbart. Erst vor we-
nigen Tagen haben Unterhändler der Regie-
rung ein Waffenstillstandsabkommen mit
Vertretern der Karen National Union
(KNU), dem politischen Arm der Karen Na-

tional Liberation Army (KNLA), getroffen.
Die KNLA kontrolliert einige Gebiete an der
Grenze zu Thailand. 

Gefechte Jedoch kommt es weiterhin zu
Gefechten zwischen Regierungseinheiten
und Kämpfern der Kachin Independence
Army (KIA) im Norden des Landes, bei de-
nen Regierungssoldaten schwere Men-
schenrechtsvergehen begehen sollen. Ein
Reporter der New York Times berichtete von
anhaltenden schweren Kämpfen, Verschlep-
pungen, Exekutionen und Vergewaltigun-
gen durch burmesische Soldaten. Offenbar,
so glaubt ein Rebellenkommandeur, der in
dem Artikel zitiert wird, möchte die Armee
die rohstoffreichen Gebiete im Grenzgebiet
zu China vollständig unter ihre Kontrolle
bringen. 
Das Schicksal der verbliebenen politischen
Gefangenen und die Konflikte in den
Grenzgebieten sind die vielleicht wichtigs-
ten Gradmesser dafür, wie weit der politi-
sche Wandel in Burma wirklich reicht. Die
Nachwahlen Anfang April werden zeigen,
ob die Führung des Landes dazu bereit ist,
sich auf einen wirklichen Richtungswechsel
einzulassen. Sascha Zastiral, Bangkok❚

Der Autor ist Korrespondent des Journalis-
tennetzwerks „Weltreporter“. 

M
it scharfen Worten ha-
ben Vertreter der Koali-
tionsfraktion die Hal-
tung einiger Linken-
Abgeordneten zum Re-
gime des syrischen

Präsidenten Baschar al-Assad kritisiert. In ei-
ner auf Verlangen von Union und FDP an-
beraumten Aktuellen Stunde im vergangen-
den Donnerstag warfen sie  der  Linksfrakti-
on vor, sich mit dem despotischen Regime
in Damaskus und nicht mit den seit Mona-
ten protestierenden Syrern zu solidarisie-
ren.  Hintergrund der Debatte war ein Auf-
ruf einer Initiative mit dem Titel „Kriegsvor-
bereitungen stoppen – Embargos beenden
– Solidarität mit den Völkern Irans und Sy-
riens“, den einige Bundestagsabgeordnete
der Linksfraktion unterzeichnet hatten. In
ihm wird der USA und der Nato der Vorwurf
gemacht, einen Krieg „gegen die strategisch
wichtigen beziehungsweise rohstoffreichen
Länder Syrien und Iran“ vorzubereiten. Die
Linksfraktion gab die Kritik im Plenum vor
allem an Union und FDP zurück und erin-
nerte an deren „lange Tradition der Kollabo-
ration“ mit arabischen Despoten.

»Makabren Aufruf« Als erster Redner der
Debatte warf Andreas Schockenhoff (CDU)
den Unterzeichnern vor, nicht zur Kenntnis
zu nehmen, dass es das syrische Volk selbst
sei, das sich mit „übermenschlichem Mut“
gegen ein „Mörderregime“ stelle und dass es
führende syrische Oppositionelle und ande-
re arabische Staaten seien, die ein Eingrei-

fen der internationalen Staatengemein-
schaft forderten. Der beste Beweis, dass es
dem Westen nicht um Rohstoffinteressen
gehe, sei zudem, dass die Sanktionspolitik
Ölausfuhren aus Syrien und dem Iran un-
terbinde wolle, um diese Regime zum ein-
lenken zu bewegen – auch wenn das für ei-
nige Länder der EU schmerzhaft sei. Der So-
zialdemokrat Günter Gloser nannte das Pa-
pier „einen makabren Aufruf“ und ein
„Zeugnis des blanken Zynismus gegenüber
den Opfern“ in Syrien. Zynisch sei der Auf-
ruf auch gegenüber der internationalen
Staatengemeinschaft, die etwa im Rahmen
der UN versuche, den blutigen Konflikt
friedlich beizulegen. Nicht die USA und die
Nato würden einen Angriff starten, es sei Sy-
riens Präsident Assad gewesen, der bereits
vor Monaten einen „Angriff auf die eigene
Bevölkerung“ gestartet habe, sagte Gloser.

Politisch blind Die stellvertretende Vorsit-
zende der FDP-Fraktion, Birgit Homburger,
sah die gesamte Linksfraktion in der Verant-
wortung, weil sie sich nicht entschlossen
vom Aufruf und den Unterzeichnern distan-
ziere. Die Haltung der Fraktion in der Sy-
rien-Frage nannte Homburger nicht nur
„politisch blind und ignorant“. Die Linke
mache sich auch zum „Mittäter“ des Assad-
Regimes. Die Syrer seien offenbar fest ent-
schlossen, Menschenrechte und Demokra-
tie einzufordern“. Und dabei haben sie un-
sere Unterstützung, sagte Homburger und
verwies auf ein Treffen von Außenminister
Guido Westerwelle (FDP) im vergangenen

Herbst mit dem Vorsitzenden des (opposi-
tionellen) syrischen Nationalrates, Burhan
Ghalioun. 
Angesichts der massiven Kritik holte Ulrich
Maurer als stellvertretender Vorsitzender der
Linksfraktion zum Rundumschlag aus. Zwar
sei es „nicht gut“, dass der Aufruf die Gewalt
des syrischen Regimes gegen die Bevölke-
rung nicht eindeutig verurteile. Dass nun
aber die Koalitionsfraktionen ihn zum The-
ma einer Aktuellen Stunde machten, sei
„Heuchelei“. Seit Jahren stehe die Linke an
der Seite der Opposition in Syrien, während
Bundesregierung und Koalitionsfraktionen
lange eher an der Seite Assads  gestanden
hätten, sagte Maurer. Noch im Jahre 2011
seien 166 Syrer unter Verantwortung der
schwarz-gelben Bundesregierung aus
Deutschland abgeschoben worden. Und im
Juni 2011 hätten Union und FDP im Aus-
wärtigen Ausschuss einen Antrag der Linken
abgelehnt,  den Export von Kriegswaffen
nach Syrien zu stoppen. Jetzt kämen beide
Fraktionen daher, „und blasen sich auf und
verbreiten Lügen über meine Partei“, kriti-
sierte Maurer. Als „unangemessen“ bezeich-
nete Volker Beck von der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen Titel und Gegenstand der
Debatte, weil in ihr schwierige Fragen zu ei-
ner gewaltfreien Lösung und eine Verhinde-
rung eines Bürgerkrieges in Syrien nicht
konkret verhandelt werden könnten. Den
Inhalt des Aufrufs nannte Beck „politisch
reichlich unterkomplex“.  Seine Betonung
des Prinzips der Nichteinmischung in in-
nenpolitische Angelegenheiten anderer

Länder erinnere an die 1980er Jahre. Dieses
Prinzip sei mit dem OSZE-Prozess längst
überwunden, sagte Beck. 

Knallharte Interessenpolitik In einer Be-
ratung eines Grünen-Antrags zu Syrien
(17/8132) am Freitag nannte Kerstin Müller
(Grüne) die Untätigkeit des Sicherheitsrates
der Vereinten Nationen einen „politischen
Skandal“. Russland fahre eine „knallharte
Interessenpolitik“. Verantwortlich für die
Blockade einer scharfen Resolution sei auch
China. Man müsse die „Gräueltaten“ des As-

sad-Regime klar verurteilen. Nach Ansicht
der Grünen gibt keine Zukunft Syriens mit
dem gegenwärtigen Machthaber Bashar al-
Assad und dessen Regime. Deswegen müsse
er zurücktreten und den Weg für demokra-
tischen Reformen freimachen, schreibt die
Fraktion in ihrem Antrag. Außerdem müsse
Assad sich vor dem Internationalen Strafge-
richtshof verantworten. Ferner sei die syri-
schen Opposition unter anderem durch fi-
nanzielle Hilfe, Beratung und Reiseerleich-
terungen zu unterstützen.
Thomas Feist (CDU) nannte es wichtig, ein
„Bekenntnis gegen das syrische Regime“
auszusprechen. „Klare Signale“ müsste der
UN-Sicherheitsrat und Arabische Liga set-
zen. Russland und China nutzten ihre Veto-
Macht. „Wir brauchen eine Resolution im
Sicherheitsrat, die das Vorgehen der syri-
schen Führung klar und deutlich verurteilt“,
sagte der Abgeordnete. 
In Syrien muss die Gewalt beendet werden,
so das Fazit des SPD-Abgeordneten Rolf Müt-
zenich. „Scham- und Hilflosigkeit“  fühle
man vor allem angesichts der Zurückhaltung
des UN-Sicherheitsrates. Das Verhaltnis zur
Arabischen Liga müsse unbedingt gestärkt
werden. „Alle Sympathie“ bekomme die sy-
rische Opposition. Rainer Stinner (FDP) be-
kannte, er sei „froh und dankbar“, dass die
Türkei sich einmische. Derweil kündigte
Wolfgang Gehrcke (Die Linke) an: Im zwei
namentlichen Abstimmungen wolle seine
Fraktion die Abschiebung von Flüchtlingen
nach Syrien und Rüstungsexporte unterbin-
den.         Bernard Bode/Alexander Heinrich ❚

Hoffungsträgerin eines demokratischen Burmas: Aung San Suu Kyi 

NAHOST Zwei Mal befasste sich der Bundestag mit der Lage in Syrien. Heftige Vorwürfe gegen Die Linke

Syrien erreicht Innenpolitik 

Streit um 
Westsahara
AUSWÄRTIGES I Die Fraktion Die Linke ist
mit ihrem Antrag (17/4932) zur Politik ge-
genüber Marokko an den Stimmen von Ko-
alition und SPD gescheitert. Heike Hänsel
(Die Linke) betonte in der Debatte am ver-
gangenen Donnerstag, es müsse endlich
Schluss sein, dass die Bundesregierung das
marokkanische Königshaus hofiere. „Sie
muss endlich alles tun, um Marokko von
der völkerrechtswidrigen Besatzung der
Westsahara und dort stattfindenden Men-
schenrechtsverletzung abzuhalten.“ 
Jürgen Klimke (CDU) fand diese Haltung
„einseitig und tendenziös“. Der marokkani-
sche König habe von Anfang an einen kon-
sequenten Reformkurs eingeschlagen. „Wir
setzten uns weiterhin für eine Verhandlungs-
lösung unter dem Dach der Vereinten Natio-
nen ein“, so Klimke zum Westsahara-Kon-
flikt. Günter Gloser (SPD) fand, dass der po-
litische Fortschritt, der mit dem arabischen
Frühling in die Region gekommen sei, auch
positiven Einfluss für eine Lösung des jahr-
zehntelang schwelenden Konfliktes bringen
werde. Eine dauerhaft tragende Lösung kön-
ne unter Streitparteien selbst, zwischen Ma-
rokko und der nach Unabhängigkeit stre-
benden maurischen Volksgruppe  der Sah-
rauis, ausgehandelt werden. Marina Schus-
ter (FDP) gab sich überzeugt, dass beide
Konfliktparteien in der Veranwortung stün-
den. Ute Koczy (Grüne) fand, Marokko
brauche mehr „Druck“. Ihre Fraktion ent-
hielt sich bei der Abstimmung. bob ❚

Verlängerung
für Afghanistan
AUSWÄRTIGES II Die Fraktionen von
CDU/CSU, SPD und FDP haben am vergan-
genen Mittwoch im Auswärtigen Ausschuss
den Weg für eine Verlängerung des Afgha-
nistan-Einsatzes freigemacht. Das Mandat
läuft bis Januar 2013, heißt es in einem ent-
sprechenden Antrag (17/8166) der Bundes-
regierung. Die Fraktion Die Linke und ein
Abgeordneter der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen stimmten mit Nein. Der Rest der
Grünen enthielt sich. Der Antrag steht in
dieser Woche zur abschließenden Beratung
auf der Tagesordnung des Plenums. 
Laut Antrag soll die Obergrenze der einge-
setzten Bundeswehrsoldaten 2012 erstmals
herabgesetzt werden. Ab Februar sind nur
noch bis zu 4.900 Soldaten in Afghanistan
vorgesehen. Gegenwärtig würden maximal
5.350 Bundeswehrsoldaten Dienst mit der
Waffe tun, heißt es im Antrag weiter. Die
Gesamtkosten des auf ein Jahr angelegten
Mandats sollen mehr als eine Milliarde
Euro betragen.
Die Bundesregierung führt weiter aus, dass
derzeit afghanische Streitkräfte in einem
Drittel des Landes und für die Hälfte der af-
ghanischen Bevölkerung die Sicherheitsver-
antwortung übernehmen würden. Bis Ende
2014 – so die Planung – würde die Sicher-
heit des Landes dann vollständig in den
Händen von afghanischer Armee und Poli-
zei liegen. Laut Regierungsantrag wird die
geplante Sollstärke von 352.000 Mitglie-
dern der afghanischen Armee und der Poli-
zei in diesem Jahr erreicht. 
Die Fraktion Die Linke hatte im Ausschuss
vergeblich    auf einen Abzug deutscher Poli-
zisten aus Afghanistan gedrängt. Regie-
rungsfraktionen sowie SPD und die Grünen
lehnten das Ansinnen (17/4879) ab. Ferner
forderte die Linke, das bilaterale „German
Police Project Team“ und die deutsche Be-
teiligung an der EU-Polizeimission einzu-
stellen.                                              bob ❚
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Burma macht sich frei
REFORMEN Das Regime entlässt politische Gefangene und setzt Nachwahlen zum Parlament an. Im rohstoffreichen Norden ist das politische Tauwetter jedoch noch nicht angekommen.
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EUROPA UND DIE WELT12

Mit dem Mut der Verzweiflung: Demonstration gegen das Assad-Regime in der Stadt Homs Mitte Januar

>KOMPAKT

> Hauptstadt ist Damaskus. Weitere wich-
tige Städte sind Homs, Hamah,Ar-Raqqah,
Hasakah und Deir az-Zor. Insgesamt ver-
fügt das Land über gut 21 Millionen Ein-
wohner.

> Staatspräsident ist seit Sommer 2000
Baschar al-Asad. Im Parlament stellen die
Arabische Sozialistische Baath-Partei und
Verbündete die Mehrheit: 172 von 250
Sitzen.

> Wirtschaft Das BIP betrug 2009 rund 
52 Milliarden US-Dollar – ein realer Zu-
wachs von vier Prozent. Der Anteil der In-
dustrie betrug 34 Prozent; der Anteil der
Landwirtschaft 21 Prozent.



13KULTUR UND MEDIENDas Parlament – Nr. 4 – 23. Januar 2012

Der Qualitätsjournalismus wird auch im
Zeitalter einer zunehmend digitalisierten
Medienwelt eine Zukunft haben. In dieser
Einschätzung waren sich die vom Kultur-
ausschuss zu einer öffentlichen Anhörung
geladenen Experten am vergangenen Mitt-
woch weitgehend einig. Differenzen offen-
barte jedoch die Frage nach den Auswirkun-
gen auf die Arbeitsbedingungen von Jour-
nalisten. Die Antworten verliefen entlang
der Grenze zwischen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer. 
Das Internet werde keine der klassischen
Medien komplett verdrängen, prophezeite
Cornelia Haß, Geschäftsführerin der Deut-
schen Journalistinnen- und Journalisten-
union (dju/verdi). Ein Zeitungsleser sei
nach einer halbstündigen Lektüre seiner
Zeitung umfassender und besser informiert
als ein Bürger, der eine halbe Stunde im In-
ternet recherchiere, argumentierte Haß. Al-
lerdings gefährde der Personalabbau in vie-
len Redaktionen die Qualität der journalis-
tischen Arbeit. 

Trend zum Kaputt-Sparen Dieser Ein-
schätzung schloss sich ihre Kollegin Ulrike
Kaiser, stellvertretende Bundesvorsitzende
des Deutschen Journalisten-Verbandes
(DJV), an. Der Wert journalistischer Arbeit
sinke in zweierlei Hinsicht. Zum einen wer-

de wegen des erhöhten ökonomischen
Drucks die Zahl der Redakteure immer stär-
ker abgebaut. Zum anderen werde der Wert
journalistischer Arbeit auch vom Konsu-
menten nicht mehr so hoch angesehen wie
früher, sagte Kaiser. Dies sei eine Folge der
kostenlosen Angebote im Internet. Die Re-
daktionen griffen deshalb verstärkt auf die
Arbeit freier Journalisten zurück, deren Ge-
hälter und Honorare gleichzeitig gekürzt
würden. Vor allem bei Lokalzeitungen sei
ein Trend zum „Kaputt-Sparen“ der Redak-
tionen zu befürchten.
Benno Stieber, Vorstandsvorsitzender vom
Berufsverband freier Journalistinnen und
Journalisten (Freischreiber), mahnte ein-
dringlich eine angemessene Bezahlung für
freie Journalisten an. Qualitätsjournalis-
mus erfordere ein Mindestmaß an finan-
zieller Absicherung, sagte Stieber. 
Diese Sicht wurde von der Arbeitgeberseite
relativiert. Er könne den Trend zur Mehrbe-
schäftigung von freien Journalisten nicht
bestätigen, hielt Helmut Heinen, Präsident
des Bundesverbandes Deutscher Zeitungs-
verleger (BDZV), Haß, Kaiser und Stieber
entgegen. Eine bessere Bezahlung garantie-
re auch nicht automatisch eine höhere Qua-
lität der journalistischen Arbeit. Die ange-
spannte Situation für freie Journalisten er-
klärte er mit ihrer zu hohen Zahl. Der Markt

gebe nicht genügend Arbeit für so viele Freie
her. Heinen bescheinigte allerdings, dass
der ökonomische Druck auf die Printme-
dien ansteige. So habe sich das Verhältnis
zwischen Anzeigen- und Vertriebserlös dra-
matisch verschoben. Einbrüche beim Ver-
triebserlös seien nur durch Preiserhöhun-
gen zu kompensieren. Dies werfe die Frage
auf, was der Konsument bereit sei, für ein
gutes Produkt zu bezahlen. 

Gesetzesreformen Dirk Platte, Justiziar
des Verbandes Deutscher Zeitungsverleger
(VDZ), verwies auf die guten Bedingungen
der fest angestellten Redakteure bei der Be-
zahlung und den Urlaubstagen. Zugleich
forderte Platte bessere Gesetze ein, um den
Qualitätsjournalismus zu sichern. So fehle
es beispielsweise immer noch am angekün-
digten Pressefreiheitsgesetz, das Journalis-
ten besser vor strafrechtlicher Verfolgung
schütze. Auch das Urheberrecht müsse re-
formiert werden. 
Uwe Heitmann vom Verband Deutscher Lo-
kalzeitungen (VDL) widersprach der Dar-
stellung, dass eine höhere Arbeitsdichte den
Qualitätsjournalismus in Frage stelle. In vie-
len Redaktionen sei vielmehr eine personel-
le Spezialisierung zwischen der internen Re-
daktionsarbeit und der externen Recherche-
arbeit zu beobachten. Alexander Weinlein ❚

Im Schraubstock der Ökonomie
MEDIEN Experten diskutieren über die Zukunft des Qualitätsjournalismus

A
uf der einen Seite steht der
mit großer Übereinstim-
mung verabschiedete Zwi-
schenbericht der Projekt-
gruppe Medienkompetenz
(17/7286). Auf der anderen

Seite stehen viele offene Fragen und das
Hickhack um Geschäftsordnungsanträge
und verschobene Abstimmungen. Das Zwi-
schenfazit der Arbeit der Enquete-Kommis-
sion „Internet und digitale Gesellschaft“
fällt durchwachsen aus, wie sich während
der Bundestagsdebatte zum Tätigkeitsbe-
richt der Kommission (17/5625) am ver-
gangenen Freitag zeigte. 
Die am 4. Mai 2010 eingesetzte Enquete mit
ihren 34 Mitgliedern – 17 Abgeordnete und
17 externe Sachverständige – soll bis zur
parlamentarischen Sommerpause 2012 Er-
gebnisse und Handlungsempfehlungen vor-
legen, die der Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen der Informationsgesellschaft in
Deutschland dienen. Bisher jedoch verzet-
telte sie sich allzu oft in tagespolitischen
Streitereien, wofür sich Opposition und Ko-
alition während der Debatte gegenseitig ver-
antwortlich machten.

Drängende Fragen Die Politik tue sich
schwer, die sozialen und gesellschaftlichen
Umbrüche, die durch das Internet entstan-
den seien, zu gestalten, sagte der SPD-Abge-
ordnete Lars Klingbeil. „Der Deutsche Bun-
destag muss anfangen, diesen Wandel zu ge-
stalten“, forderte er. Die Enquete-Kommis-
sion sei als eine Art Denkfabrik und auch
ein Experimentierfeld für neue Möglichkei-
ten der politischen Partizipation konzipiert
gewesen. Nach zwei Jahren stelle er jedoch
fest: „Diesem Anspruch ist die Kommission
nicht gerecht geworden.“ Auf viele drängen-
de Fragen seien noch keine Antworten ge-
funden worden, urteilte Klingbeil.
Die Abgeordnete Halina Wawzyniak (Die
Linke) zeigte sich ebenfalls enttäuscht. „Ich
habe zu Beginn die Hoffnung gehabt, dass
jenseits parteipolitischer Zwänge diskutiert
werden kann.“ Es sei leider nicht so gewe-
sen, dass „das Argument zählt und nicht die
Fraktionszugehörigkeit“, sagte sie. Dies
brachte Wawzyniak prompt den Vorwurf ih-
res Kollegen Konstantin von Notz (Bündnis
90/Die Grünen) ein, da „ein bisschen naiv“
an die Sache herangegangen zu sein. Der
Abgeordnete zog ein eher positives Fazit.
Auch wenn nicht alles perfekt sei, „sind wir
doch auf dem richtigen Weg“, sagte von
Notz. „Wer hätte denn zu Beginn der Arbeit
der Enquete-Kommission gedacht, dass sich
der Bundestag fraktionsübergreifend gegen
Netzsperren, für mehr Open-Data, für ver-
bessertes E-Goverment, für mehr Open-
Source-Lösungen, für die Privatkopierrege-
lung bei Downloads, für die Netzneutralität
und die Weiterentwicklung des bestehen-
den Urheberrechts einsetzt“, sagte der Par-
lamentarier. Er hoffe nun, dass die Bundes-
regierung diese Handlungsempfehlungen
auch später umsetzt „und nicht tagespoli-
tisch entscheidet“. 
Einen sogar sehr großen Erfolg der Enquete
erkannte auch Halina Wawzyniak: „Es gibt
nun eine Sensibilisierung der Politik für
Netzpolitik.“ Dass es nicht zu mehr gereicht
habe, habe damit zu tun, dass es sehr häu-
fig um „Formalien und Klein-Klein“ gegan-
gen sei. Ärgerlich sei auch gewesen, dass die
Abstimmungen über die Zwischenberichte
der Projektgruppen Netzneutralität und Da-
tenschutz durch die Koalition mehrfach ver-
schoben wurden, „weil Mehrheiten unsi-
cher waren“. 
Es habe in der Tat „politische Schützengrä-
ben gegeben, in denen sich abgeduckt wur-
de“, räumte der Unionsabgeordnete Jens
Koeppen ein. Für ihn sei jedoch entschei-
dend, dass „engagierte Debatten mit sehr
viel Herzblut geführt wurden und ein Kon-
senswille erkennbar war“. Bei der Arbeit der
Kommission sei es ihm auch darum gegan-
gen, den „gefühlten Klassenkampf zwischen

digitaler und analoger Welt“ zu beenden.
Dabei müssten Überreglementierungen ver-
mieden werden und das Prinzip der Selbst-
regulierung Vorrang haben. „Unser Leitbild
ist der mündige Bürger. Wir setzen auf Wett-
bewerb“, betonte der CDU-Mann.
„Gar nicht so schlimm“, findet es Manuel
Höferlin (FDP), dass nicht immer konsen-
suale Handlungsempfehlungen erreicht
wurden. Schließlich sollte die Kommission
nichts beschließen, sondern nur Empfeh-
lungen geben. „Im Bundestag werden spä-
ter die Schlussfolgerungen gezogen“, sagte
Höferlin. Wenn – wie im Bereich Daten-
schutz geschehen – keine der Handlungs-
empfehlungen eine Mehrheit gefunden hat,
zeige das, dass es „zwei Wege zum gleichen
Ziel gibt“, mit denen sich der Bundestag be-
fassen könne. Den Schwarzen Peter schob

Höferlin der Opposition zu. Sie sei es gewe-
sen, die „tagespolitische Dinge bewusst in
die Diskussion getragen hat“. Das wollte der
SPD-Abgeordnete Gerold Reichenbach so
nicht stehen lassen. Viele Themen seien
nicht ausdiskutierbar gewesen, weil die Ko-
alitionsmitglieder Rücksicht auf Konflikte
in den eigenen Reihen hätten nehmen müs-
sen. Durch Verschiebungswünsche, Sit-
zungsunterbrechungen und andere Tricks
habe die Koalition versucht, Abstimmun-
gen zu verhindern, kritisierte Reichenbach. 

»Hort der Harmonie« Viel Lob fand in der
Debatte die Arbeit der Projektgruppe Me-
dienkompetenz. Angesichts der Abläufe in
anderen Projektgruppen sei dies offenbar
ein „Hort der Harmonie gewesen“, befand
Tabea Rößner (Grüne). Der Vorsitzende der

Projektgruppe Thomas Jarzombek (CDU)
betonte, dass man einen guten Bericht vor-
gelegt habe, der auch „in der Szene gut an-
gekommen ist“. Ein wichtiger Punkt sei die
gemeinsame Forderung, dass es künftig für
jeden Schüler einen Laptop geben müsse.
Die Ausstattung mit Laptops allein reiche
nicht, ergänzte Aydan Özoguz (SPD): „Die
Computer müssen auch sinnvoll im Unter-
richt integriert werden.“ Die Abgeordnete
Petra Sitte von der Linskfraktion betonte,
dass „Medienkompetenz für alle“ nur dann
erreichbar sei, wenn künftig eine internetfä-
hige Hardware zum Existenzminimum ge-
hört. Götz Hausding ❚

Zu oft verzettelt
INTERNET-ENQUETE Trotz Übereinstimmungen beim Thema
Medienkompetenz lässt der Zwischenbericht viele Fragen offen 

Nachholbedarf: Blogger und andere Angehörige der Internetszene sind der Politik in der digitalen Welt meist weit voraus.
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Yoshi Yoshihara,
James R. Holmes:
Der Rote Stern über
dem Pazifik.
Chinas Aufstieg als
Seemacht – und wie
antworten die USA.

Mittler Verlag,
Hamburg 2011;
258 S., 24,95 €

Zum Jahreswechsel verursachte Teherans
Führung erneut eine politische Krise, als sie
drohte, die Straße von Hormus zu schließen.
Ein Marinemanöver beunruhigte nicht nur
die westlichen Industrienationen, sondern
auch die asiatischen Ölimporteure – an der
Spitze China, die zweitgrößte Volkswirt-
schaft der Welt. Das Reich der Mitte gibt
jährlich Milliarden US-Dollar aus, um derar-
tige Krisen zu verhindern und zuverlässige
Energielieferungen in die „Fabrik der Welt“
sicherzustellen. Zugleich rüstet Peking auf
den Weltmeeren massiv auf.
Die Wissenschaftler Yoshi Yoshihara und
James R. Holmes, Dozenten am Institut für
Strategie und Politik des Naval War College
in Newport, veröffentlichten jetzt ein he-
rausragendes Buch über die Auswirkungen
der chinesischen Strategie, die sich je nach
Lage mal kooperativer oder konfrontativer
Mittel bedient, auf die amerikanische Si-
cherheitspolitik in Asien. Zu ihrem besonde-
ren Kennzeichen gehört, dass die chinesi-
sche Führung im Allgemeinen ihre Interes-
senpolitik unter dem Deckmantel des Stre-
bens nach „Harmonie“ zu verbergen sucht.
Wenn es um den freien Zugang zu den Welt-
meeren geht, verschleiert Peking seine Zie-
le nicht: China wolle eine „mächtige Volks-
marine“ aufbauen, die „ihre historische
Mission in einem neuen Jahrhundert“ erfül-
len werde, versicherte Präsident Hu Jintao.
Die Flotte solle die „glorreiche Aufgabe“
übernehmen und die chinesischen Interes-
sen „zu jeder Zeit“ wahren, vor allem aber
müsse die Marine „die Zugänge“ zu den
Rohstoffgebieten dauerhaft offenhalten.
Die Autoren der Studie betonen, dass die Eu-
ropäer die zukünftigen Aufgaben der Mari-
ne eher in Polizeieinsätzen sähen als in der
Auseinandersetzung mit feindlichen Flot-
ten. Die USA aber, die ihre Rolle als oberste
Beschützerin der freien Schifffahrt und als
Wächterin über die Seewege definierten,
beobachteten den maritimen Aufstieg Chi-
nas mit Sorge. Denn ein „ebenbürtiger Mit-
bewerber“ oder gar ein Rivale auf hoher See
würde die nationalen Interessen Amerikas
bedrohen. manu ❚

Niall Ferguson:
Der Westen und der
Rest der Welt.
Die Geschichte vom
Wettstreit der
Kulturen.

Propyläen Verlag.
Berlin 2011;
559 S., 24,99 €

Wie kam es dazu, dass einige kleinere Staa-
ten am Westrand Eurasiens um das Jahr
1500 begannen, ihren Einfluss über die gan-
ze Welt auszudehnen und wesentlich bevöl-
kerungsreichere Landmassen zu erobern?
Mit dieser Fragestellung gibt sich der re-
nommierte Wirtschaftshistoriker Niall Fer-
guson nicht zufrieden. Vielmehr will er wis-
sen, ob sich auf der Grundlage dieser Er-
folgsgeschichte gleichzeitig der Aufstieg des
Ostens prognostizieren lässt. Sind wir tat-
sächlich Zeugen des Endes der westlichen
Vormachtstellung und damit des Abstiegs
jener Zivilisation, die im Gefolge von Renais-
sance und Reformation, Aufklärung und In-
dustrialisierung ihren Zenit erreichte? Wer
ist dafür verantwortlich? 
Ohne zu zögern verweist Ferguson auf die
Politik von US-Präsident George W. Bush. Er
habe sich in die Abhängigkeit des ostasiati-
schen Kapitals begeben, um das Haushalts-
defizit und die niedrige Steuerquote zu fi-
nanzieren. „Der Niedergang des nie prokla-
mierten amerikanischen Imperialismus“ sei
im Herzen des Imperiums selbst herbeige-
führt worden: „Hätte der amerikanische
Konsument nicht auf billige chinesische Ar-
beitskräfte und billiges chinesisches Kapital
zurückgreifen können“, fiele die Weltfinanz-
krise heute nicht so vernichtend aus.
Anhand einer umfassenden geschichts- und
wirtschaftswissenschaftlichen Darstellung
und Analyse der Bereiche Wettbewerb, Wis-
senschaft, Eigentumsrechte, Medizin, Kon-
sumgesellschaft und Arbeitsethik erläutert
der Harvard-Professor das Wesen der „west-
lichen Zivilisation“. Die von Ferguson aus-
gewählten Merkmale hätten den Westen
vom Rest der Welt unterschieden und seine
globale Machtstellung begründet. Inzwi-
schen hätten die Chinesen den Kapitalismus
„übernommen“. Dies bedeute jedoch nicht,
dass die westliche Art die Dinge zu gestal-
ten, überholt sei. Vielmehr blühe und gedei-
he sie allenthalben. Fergusons optimisti-
sches Fazit lautet denn auch: Das westliche
„Gesamtpaket“ ist noch immer am besten
geeignet, um die Probleme des 21. Jahrhun-
dert zu meistern. manu ❚

KURZ REZENSIERT Digitalisierung
des Filmerbes  
MEDIEN Die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen fordert die Bundesregierung auf, eine
umfassende Digitalisierungsoffensive zur
Sicherung des deutschen Filmerbes zu star-
ten. Bis zum Frühjahr soll sie ein umfassen-
des Konzept vorlegen, wie die im Bundes-
haushalt 2012 zusätzlich für „Maßnahmen
zum Erhalt des Filmerbes“ bereitgestellten
350.000 Euro eingesetzt werden sollen. 
In ihrem Antrag (17/8353), den der Bun-
destag am vergangenen Donnerstag in ers-
ter Lesung zur Beratung in die Ausschüsse
überwies, setzt sich die Fraktion zudem für
die Bildung eines Runden Tischs ein, an
dem alle relevanten Gruppen, Institutionen
und Initiativen teilnehmen sollen. Dieser
soll Vorschläge erarbeiten, wie die Digitali-
sierung des Filmerbes vorangetrieben wer-
den kann.   
Zudem verlangen die Grünen eine Reihe
von Gesetzesänderungen. So müsse im Ar-
chivgesetz eine Pflichtregistrierung für alle
deutschen Kinofilme verankert werden. In
der anstehenden Änderung des Urheber-
rechts müsse die Sicherung, Bewahrung und
Veröffentlichung von verwaisten Werken für
die damit befassten Institutionen erleichtert
werden. Umgekehrt müsse einem etwaigen
auftauchenden Inhaber der Rechte an dem
vermeintlich verwaisten Film Schutz gebo-
ten werden. Im Urheberrecht soll zudem
die Möglichkeit geschaffen werden, digitali-
sierte Film für seh- und hörbehinderte Men-
schen barrierefrei nachzubearbeiten. aw ❚

Barrierefreie
Filme gefordert
KULTUR Das Angebot an barrierfreien Film-
und Fernsehangeboten ist in Deutschland
nach Ansicht der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen unzureichend und bleibt hinter
dem anderer europäischer Länder zurück.
Dies stelle für seh- und hörbehinderte Men-
schen eine in vielen Fällen nicht zu über-
windende Hürde für die Teilhabe am kultu-
rellen Leben dar. Sie fordert die Bundesre-
gierung in einem Antrag (17/8355) auf, ein
Sofortprogramm „Barrierefreier Film“ in
Höhe von mindestens 250.000 Euro aufzu-
legen. Zudem soll sie gemeinsam mit den
Fraktionen weitere kurzfristige und langfris-
tige Maßnahmen entwickeln, um ein ent-
spreches Filmangebot  auszuweiten. 
Die Grünen plädieren dafür, bei der nächs-
ten Novelle des Filmförderungsgesetzes ent-
sprechende Förderkriterien zu entwickeln,
um die Produktion barrierefreier Filmfas-
sungen sicher zu stellen. Die derzeitige Re-
gelung im Filmfördergesetz, die auf Freiwil-
ligkeit beruhe, habe nicht den gewünschten
Erfolg gebracht. 
Die Regierung soll außerdem auf die Bun-
desländer einwirken, damit das Angebot in
den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten erhöht wird. Im Zuge der Reform der
Rundfunkgebühren werde ab Januar 2013
ein Drittel des zu zahlenden Rundfunkbei-
trags auch für Gehörlose und Sehbehinder-
te fällig. Dieses Geld sollte zur Finanzierung
des barrierefreien Filmangebotes bei den
Öffentlich-Rechtlichen verwendet werden. 
Die Kosten für die Herstellung einer barrie-
refreien Filmfassung sind nach Angaben der
Grünen realtiv gering. Sie lägen bei einer
Hörfilmfassung für Sehbehinderte bei circa
5.000 Euro für einen Spielfilm. Die Unter-
titelung von Filmen für hörbehinderte Men-
schen falle deutlich kostengünstiger aus.
Zudem könne bei 1,5 Millionen seh- und
hörbehinderten Konsumenten ein sich
selbst tragender Markt entstehen. aw ❚
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> Joachim Grünewald ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1987-1994,
CDU
Am 5. Januar starb Joachim Grünewald im Al-
ter von 79 Jahren. Der promovierte Jurist aus
Olpe und dortige Oberkreisdirektor von 1968
bis 1987 trat 1959 der CDU bei.Von 1969 bis
1987 gehörte er der Landschaftsversamm-
lung Westfalen-Lippe an. Grünewald, stets
Direktkandidat des Wahlkreises Olpe – Sie-
gen-Wittgenstein, war von 1991 bis 1994
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen.

> Hans-Werner Schmöle
Bundestagsabgeordneter 1972-1983,
CDU
Hans-Werner Schmöle wurde am 2. Januar
70 Jahre alt. Der aus Werdohl stammende
Versicherungskaufmann trat 1958 der CDU
bei und wurde 1970 zum Vorsitzenden der
Jungen Union in Westfalen-Lippe gewählt.
Von 1969 bis 1975 war er Ratsherr seiner
Heimatstadt. Im Bundestag arbeitete Schmö-
le zuletzt im Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit mit.

> Marie-Elisabeth Klee
Bundestagsabgeordnete 1961-1972,
CDU
Am 13. Januar vollendete Marie-Elisabeth
Klee ihr 90. Lebensjahr. Die aus Worms ge-
bürtige Archivarin amtierte von 1971 bis
1990 als Vizepräsidentin der Deutschen At-
lantischen Gesellschaft und war von 1985 bis
1993 Vorsitzende von UNICEF-Deutschland.
Von 1965 bis 1973 gehörte sie der Parlamen-
tarischen Versammlung des Europarats und
der Westeuropäischen Union an. Im Bundes-
tag engagierte sich Klee zumeist im inner-
deutschen Ausschuss.

> Regina Schmidt-Zadel
Bundestagsabgeordnete 1990-2002,
SPD
Regina Schmidt-Zadel wurde am 20. Januar
75 Jahre alt. Die aus Ratingen stammende
Sozialarbeiterin mit vielfältigem Engage-
ment in der Wohlfahrtspflege in NRW wurde
1969 SPD-Mitglied und stand von 1998 bis
2002 an der Spitze des SPD-Unterbezirks
Mettmann. Schmidt-Zadel gehörte im Bun-
destag zuletzt dem Gesundheitsausschuss
an. Von 1998 bis 2002 war sie gesundheits-
politische Sprecherin ihrer Fraktion.

> Heinz-Günter Bargfrede
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
CDU
Heinz-Günter Bargfrede vollendete am 
20. Januar sein 70. Lebensjahr. Der aus Ro-
tenburg/Wümme stammende Postbeamte
schloss sich 1971 der CDU an, gehörte von
1981 bis 1991 und wieder seit 2001 dem Rat
seiner Heimatstadt an und engagiert sich seit
1976 im Rotenburger Kreistag. Dort ist er zur
Zeit CDU-Fraktionsvorsitzender. Im Bundes-
tag gehörte Bargfrede in beiden Legislatur-
perioden dem Verkehrsausschuss an.

> Willibald Jacob
Bundestagsabgeordneter 1994-1998,
PDS
Am 26. Januar wird Willibald Jacob 80 Jahre
alt. Der protestantische Theologe, von 1970
bis 1990 Mitglied der CDU der DDR, wurde
1994 als Parteiloser über die PDS-Landeslis-
te Mecklenburg-Vorpommern in den Bundes-
tag gewählt. Jacob arbeitete im Verteidi-
gungsausschuss mit.

> Hans Stefan Seifriz
Bundestagsabgeordneter 1961-1970,
SPD
Am 28. Januar vollendet Hans Stefan Seifriz
sein 85. Lebensjahr. Der aus Bremen gebürti-
ge Redakteur und spätere Geschäftsführer
im Bildungswesen gehörte viele Jahre dem
dortigen SPD-Landesausschuss und dem Par-
teivorstand an. Von 1979 bis 1987 war er
Mitglied der Bürgerschaft. Seifriz, der sich im
Bundestag vorwiegend im Verkehrsaus-
schuss engagierte, stand von 1967 bis 1969
an dessen Spitze. Von 1970 bis 1979 amtier-
te er als Senator für Bauwesen der Freien
Hansestadt Bremen. bmh ❚

Als Anne Frank an ihrem 13. Geburtstag anfing, Tagebuch zu
schreiben, war sie selbst noch skeptisch. „Nicht nur, dass ich
noch nie geschrieben habe, sondern ich denke auch, dass
sich später keiner, weder ich noch ein anderer für die Her-
zensergüsse eines 13-jährigen Schulmädchens interessieren
wird“, notierte sie wenig später am 20. Juni 1942. Sie irrte
sich: Das Tagebuch der Anne Frank, eines jüdisches Mäd-
chens, geboren 1929 in Frankfurt am Main und 1934 mit ih-
rer Familie nach Amsterdam emigriert, das sich ab dem 6. Ju-
li 1942 bis zu ihrer Verhaftung am 4. August 1944 vor den
Nationalsozialisten versteckt hielt, erlangte nach dem Krieg
Weltruhm. 
„Das Schicksal der Anne Frank lässt niemanden unberührt“,
sagte Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse (SPD) wäh-
rend der Eröffnung der Ausstellung „Deine Anne. Ein Mäd-
chen schreibt Geschichte“ am vergangenen Donnerstag im
Paul-Löbe-Haus des Bundestags. „Erinnerungsarbeit kann
helfen, den Blick zu schärfen für heutige Gefahren“, machte
er zugleich deutlich und forderte ein verstärktes Engagement

des Einzelnen. Der Kampf gegen Rechtsextremismus könne
nicht nur „von denen da oben“ geführt werden. Er sei „Auf-
gabe aller anständigen Bürger“. 
Einer der Macher der Wanderausstellung ist Thomas Heppe-
ner, Direktor des Anne Frank Zentrums Berlin. Aus seiner
Sicht ist die Auseinandersetzung mit der Vergangenheit nach
wie vor wichtig. „70 Jahre nach der Wannsee-Konferenz zei-
gen die aktuellen Ereignisse in Deutschland, dass die natio-
nalsozialistische Ideologie immer noch Quelle für Rechtsex-
tremismus, Rassismus und Antisemitismus ist“, betont er.
Das Konzept der Ausstellung, das gemeinsam mit dem An-
ne Frank Haus in Amsterdam erarbeitet wurde, sieht vor, dass
Jugendliche dazu ausgebildet werden, andere Jugendliche
durch die Ausstellung zu führen. „Die Jugendlichen sollen
sich mit Fragen des Erwachsenwerdens, auf die schon Anne
Frank Antworten gesucht hat, auseinandersetzen“, sagt Hep-
pener. 
In der Ausstellung selbst erzählen große Bildwände in sechs
Abschnitten vom Leben der Anne Frank. Von einer glückli-

chen Kindheit und der schweren Zeit im Versteck bis hin zu
den letzen schrecklichen sieben Monaten in den Vernich-
tungslagern. Ihre persönliche Geschichte wird verbunden
mit der Geschichte der Weimarer Republik, des Nationalso-
zialismus, des Holocaust und des Zweiten Weltkrieges. Kern-
stück der Ausstellung ist der Gedankenraum, der sich der lan-
gen Zeit im Versteck widmet. Mit der Ausstellung solle eine
Brücke zwischen Vergangenheit und Gegenwart geschlagen
werden, sagt Heppner. „Ziel ist es, dass Menschen sich ein-
bringen und sich engagieren.“ Denn wie schrieb doch Anne
Frank in ihrem Tagebuch: „Wie herrlich ist es, dass niemand
auch nur eine einzige Minute zu warten braucht, um damit
zu beginnen, die Welt zu verändern.“ Götz Hausding ❚

Zu sehen ist die Ausstellung bis zum 16. Februar nach vor-
heriger Anmeldung jeweils montags bis donnerstags ab 11
Uhr und ab14 Uhr sowie freitags ab 11 Uhr. Besucher kön-
nen sich telefonisch (030/227-38883) oder per E-Mail 
(info-ausstellungen-plh@bundestag.de) anmelden.

»Ein Mädchen schreibt Geschichte«

ORTSTERMIN: AUSSTELLUNG ÜBER ANNE FRANK 

Das Recht auf
Antworten
23. Januar 1952: Erste Fragestunde Fra-
gen kostet nichts. Umsonst sind die Fra-
gestunden im Deutschen Bundestag aber
sicher nicht. Schließlich dienen sie den
Parlamentariern zur Kontrolle der Regie-
rung – und das seit 60 Jahren: Am 23. Ja-
nuar 1952 eröffnete der SPD-Abgeordne-
te Heinrich Georg Ritzel die erste Frage-
stunde in der Geschichte des Bundestages
mit einer Frage an Finanzminister Fritz
Schäffer (CSU). Seitdem gehört sie zur
guten Tradition im Hohen Haus. Jeweils
mittwochs in den Sitzungswochen kann

jeder Abgeordnete der Bundesregierung
bis zu zwei Fragen zur mündlichen Beant-
wortung stellen. Rede und Antwort ste-
hen dabei meist die Parlamentarischen
Staatssekretäre beziehungsweise Staats-
minister der Ministerien.
Die Fragestunde ist allerdings keine deut-
sche Erfindung. Die Idee kommt aus
Großbritannien, wo Fragestunden im
Unterhaus schon länger stattfanden. Im
Dezember 1951 wurde das Instrument in
die Geschäftsordnung des Bundestages
aufgenommen. Anfangs gab es nur eine
Fragestunde im Monat, der Begriff Frage-
stunde war dabei wörtlich zu nehmen.
Doch schnell war klar, dass 60 Minuten
pro Monat nicht ausreichen. Reformbe-
darf wird aber auch heute gesehen. So
sprach sich Bundestagspräsident Norbert
Lammert (CDU) wiederholt für eine Stär-
kung des Kontrollinstruments aus.
Wie effektiv dieses Instrument sein kann,
zeigten 1962 die Fragestunden zur „Spie-
gel“-Affäre: Durch hartnäckiges Nachfra-
gen gelang es der Opposition, unter an-
derem Verteidigungsminister Franz Josef
Strauß (CSU) ein Teilgeständnis über des-
sen persönlichen Anteil an der Verhaf-
tung des Journalisten Conrad Ahlers zu
entlocken. Benjamin Stahl ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wider. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 30. Januar.

Auch das noch! Brüssel will un-
ser Gütesiegel kassieren: „Made
in Germany“ soll es nicht mehr
heißen, wenn die Waren nicht

zu mindestens 45 Prozent in Deutsch-
land gefertigt werden. Die Spaßbremsen
der EU-Kommission kennen wirklich
kein Pardon und haben erst recht keinen
Sinn für Mythos und Marketing. 
EU-Zollkommissar Algirdas Semeta ru-
derte zwar gleich zurück, als die ersten
Hinweise zum „Made-in-Germany“-Aus
hierzulande für Aufregung sorgten. Alles
nur ein Missverständis, versuchte Semeta
zu beschwichtigen. Er wolle „Kontakt mit
Minister Rösler aufnehmen, um die Lage
zu erläutern“, ließ der Litauer mitteilen.
Kann uns das beruhigen? Wohl kaum,
wenn ausgerechnet der Chef einer Partei,
die sich gerade selbst abschafft, für den
Erhalt des Markenzeichens sorgen soll.
Vielleicht ist Semeta ja ein ganz Ausge-
buffter und will „MiG“ elegant über FDP-
Bande entsorgen. Denn auch in Brüssel
hat sich herumgesprochen, dass nur drei
Prozent rauskommen, wenn Philipp Rös-
ler zu liefern verspricht. Das reicht bereits
heute nicht für „Made in Germany“. Da-
für müssten es schon zehn Prozent hei-
mische Endfertigung sein. 
Der Begriff Endfertigung bringt uns im
Zusammenhang mit der FDP aber vom
Thema ab. Freunde gepflegter Verschwö-
rungstheorien sehen in der Causa Güte-
siegel ohnehin mal wieder die Briten am
Werk. Die hatten im Jahr 1887 per Gesetz
„Made in Germany“ als Warnsignal für
billige Massenware aus Deutschland ein-
geführt, um ihre Wirtschaft zu schützen.
Ein Schuss ins eigene Knie, wie sich längst
herausgestellt hat. Ist es so unwahrschein-
lich, dass Premier Cameron nun das läs-
tige Siegel beseitigen will? Niemand kä-
me doch auf die Idee, dass der EU-Skep-
tiker einen solchen Schritt über Brüssel
versuchen könnte. Man sollte mal prüfen,
in welchen Feriendomizilen britischer
Freunde Semeta in jüngster Zeit kosten-
frei geurlaubt hat.  Monika Pilath ❚

Made in
Germany

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 60 JAHREN ...

Staatssekretär Hans-Joachim Otto (FDP)
während einer Fragestunde

Thomas Heppener (links), Direktor des Anne Frank Zentrums Berlin, führt Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse (SPD) durch die Ausstellung über Anne Frank.
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BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 23.-27.05.2011
Zweites Finanzmarktstabilisierungs-
gesetz (Do), Forschungsagenda für
den demografischen Wandel (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr
Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Ausgabe 48 vom 19.12.2011, Seite 9,
„Die alltägliche Gewöhnung – Rechts-
extremismus“
Nach 20 Jahren wissen wir, dass das Ver-
schweigen oder Herunterspielen von frem-
denfeindlicher Gewalt genauso schlimm ist,
wie die Gewalt selbst. Und wir bekennen
auch, dass es nicht vollständig gelungen ist,
antisemitische Schmierereien, körperliche
Übergriffe auf ausländische Studierende,
rassistische Fußballsprüche oder Verwüs-
tungen auf dem sowjetischen Soldatenfried-
hof zu verhindern. 
In Cottbus gab es vor der Wende kaum Aus-
länder, von einer Jüdischen Gemeinde ganz
zu schweigen. Heute gibt es eine solche Ge-
meinde mit über 300 Mitgliedern. An zwei
Hochschulen studieren nahezu 1000 junge
Menschen aus 90 Ländern.
Die ausländischen Kultur-
vereine sind überall in der
Stadt präsent. Ein Netzwerk
von Kirchen, Parteien, Verei-
nen, Kultur- und Bildungs-
einrichtungen arbeitet er-
folgreich gegen rechtsextre-
mistische Tendenzen. Eine
große Schar von Gegende-
monstrationen ließ im Jahr
2011 einen Marsch der NPD
scheitern. Die Wirkungen
sind spürbar, aber beschei-
den. Rückschläge, wie die
im Beitrag beschriebene
Schändung an einem Fried-
hof, berühren die Cottbuse-
rinnen und Cottbuser. 
Auch die Hasstiraden der
zwei NPD-Abgeordneten in
der Stadtverordnetenver-
sammlung gehören zur
Wahrheit über Cottbus und
treiben den anständigen
Menschen die Schamröte
ins Gesicht.
Die finstere Beschreibung
Ihrer Autorin hat aber gera-
de die engagierten Cottbu-
serinnen und Cottbuser ver-
ärgert. Zwölf Prozent Ar-
beitslosigkeit sind auch
nach unserer Meinung zu
viel, aber es sind eben nicht
mehr 20 Prozent wie vor
acht Jahren. Und wenn man

den Cottbusern die blühenden Landschaf-
ten abspricht, hat man eine der bedeutend-
sten europäischen Parkanlagen, den Fürst-
Pückler-Park, die erste Bundesgartenschau
in den neuen Ländern, den Parkgürtel ent-
lang der Spree und 5.000 Kleingärten im
Stadtgebiet nicht wahrnehmen wollen. Für
die ansprechend gestalteten ehemaligen
Plattenbausiedlungen gab es bundesweite
Anerkennung und neidvolle Äußerungen
aus den Partnerstädten Saarbrücken und
Gelsenkirchen. 
Mit diesen Korrekturen soll keineswegs der
Eindruck erweckt werden, dass bei uns Aus-
länderfeindlichkeit, Rechtsextremismus
und dumpfe Gewalt verschwunden sind. Es
gibt sie, und wir setzen uns damit auseinan-
der. Holger Kelch, Bürgermeister Cottbus 

Ausgabe 51-52 vom 19.12.2011,
Titelseite, „Zahl der Woche“
Die „Zahl der Woche“, es hätten 54,4 Prozent
der FDP-Mitglieder für den Kurs der Parteifüh-
rung votiert, ist schlicht falsch. Für den Antrag
des Parteivorstandes haben 16,8 Prozent der
Parteimitglieder gestimmt, für den Antrag des
Abgeordneten Schäffler 13,6 Prozent. Weder
einer der beiden Anträge noch beide gemein-
sam haben das für Verbindlichkeit notwendi-
ge Quorum von 33,3 Prozent erreicht, weil
sich nur 31,57 Prozent der Mitglieder beteilig-
ten.
Nach meiner Meinung kann keine der beiden
Seiten mit dem Ergebnis zufrieden sein und es
als einen „Erfolg“ oder einen „Vertrauensbe-
weis“ verbuchen. Denn trotz massiver Wer-
bung hat auch die Parteiführung nur 16,8 Pro-

zent aller Parteimitglieder „hinter sich versam-
meln“ können. Für mich besonders enttäu-
schend ist es, dass die Fraktion, die vorher, un-
sicher über das zu erwartende Ergebnis, wie-
derholt erklärte, es gebe kein „imperatives
Mandat“, sich nun nicht entschließen kann,
im Bundestag eine so freie Abstimmung über
den Europäischen Stabilitätsmechanismus
(ESM) zu fordern, wie die Verfassung es in Ar-
tikel 38 Grundgesetz verlangt. Bundesminister
Niebel hat sogar erklärt, die Abstimmung über
den ESM sei „keine Gewissensfrage“. Gilt der
Artikel 38 nur für solche Entscheidungen, die
ein Minister oder eine Fraktion durch Be-
schluss zur „Gewissensfrage“ erklärt? Das Ge-
wissen eines Abgeordneten gehört ihm selbst.

Dr. Burkhard Hirsch, 
Bundestagsvizepräsident a.D.

Anmerkung der Redaktion:
In der Tat bezog sich die von
uns genannte Zahl von 54,4
Prozent auf die Zahl der ab-
gegebenen Stimmen.

SEITENBLICKE

PANNENMELDER

Zur Ausgabe 2 vom
2. Januar 2012
In dem Artikel „Wohin mit
dem Atommüll“ auf Seite 10
berichteten wir, dass in Gor-
leben derzeit 100 Castorbe-
hälter unterirdisch gelagert
werden. Dies entspricht je-
doch nicht den Tatsachen.
Im Zwischenlager Gorleben
wird der radioaktive Abfall
oberirdisch gelagert. Davon
zu unterschieden ist das Er-
kundungsbergwerk im Salz-
stock Gorleben, in dem aber
kein radioaktiver Abfall ge-
lagert wird. Dieser Salzstock
wird derzeit auf seine Eig-
nung als Endlager erkundet.
Sollte diese Eignung festge-
stellt werden, kann erst in
einem atomrechtlichen
Planfeststellungsverfahren
über die Einrichtung eines
Endlagers entschieden wer-
den, in dem radioaktive Ab-
fälle unterirdisch eingela-
gert werden können. 


